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Beratung der Traktanden 

 

Die Behandlung der Gesamtplanung (Traktandum 15) wird nicht abgeschlossen; die weitere 

Beratung wird auf die nächste Sitzung vertagt. Die Behandlung des Voranschlages (Trak-

tandum 16) wird auf die nächste Sitzung verschoben. Traktandum 14 wird vor Traktandum 13 

behandelt.  

 

 

 

1. Mitteilungen des Ratspräsidenten 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher begrüsst die Anwesenden zu dieser Sitzung und gibt die 

Entschuldigungen bekannt (siehe oben).  

Der Stadtrat opponiert der Dringlichkeit der Interpellation 125, Katharina Hubacher, namens 

der G/JG-Fraktion, vom 15. November 2010: „Solardach“. 

 

Katharina Hubacher hält an der Dringlichkeit fest. Entweder wird das Geschäft heute behan-

delt, und dann ist bekannt, wie es mit dem Solardach weitergeht, oder die Interpellation wird 

zu einem Zeitpunkt behandelt, zu dem es ohnehin zu spät ist. Dass gerade Schnee auf den 

Dächern liegt, ist kein Grund, diesen Vorstoss nicht dringlich zu erklären. 

 

Patricia Infanger: Die SP/JUSO-Fraktion unterstützt die Dringlichkeit dieser Interpellation. Die 

Realisierung des Solardachs war von Anfang an eine politische Forderung der Fraktion. Da die 

bürgerliche Seite die Fixierung dieser Forderung nicht unterstützte, muss die Umsetzung des 

Versprechens jetzt mittels Vorstoss eingefordert werden. Die SP/JUSO-Fraktion ist der Mei-

nung, dass das Solardach jetzt im Bau realisiert werden muss; eine nachträgliche Realisierung 

wird sicher teurer und darum auch unwahrscheinlicher. Aus diesem Grund muss der Stadtrat 

jetzt zu diesen Fragen Stellung nehmen. 

 

Pius Suter: Die CVP-Fraktion ist nicht für die Dringlichkeit. Sie sieht in diesem Geschäft nichts, 

das nicht auch später diskutiert und gelöst werden kann. Inhaltlich gäbe es vielleicht einiges 

zu diskutieren, aber das ist auch später möglich. 

 



 

Seite 5 

In der Abstimmung entscheidet sich der Rat für die dringliche Behandlung der Interpellation 

125. 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher: Der Stadtrat opponiert der Dringlichkeit des Postulats 127, 

Philipp Federer, namens der G/JG-Fraktion, vom 19. November 2010: „Neue Voraussetzungen 

zur Fanarbeit – Die Stadt Luzern kann sich nicht aus der Verantwortung stehlen“ nicht. Nach-

dem aus dem Rat der Dringlichkeit nicht opponiert wird, wird dieses Postulat, weil es thema-

tisch zum Sparpaket gehört, im Anschluss an die Vorstösse zum Sparpaket behandelt. Die 

dringliche Interpellation 125 wird im Anschluss an Traktandum 14 (Sparpaket) behandelt.  

 

 

 

2. Bericht und Antrag 47 vom 3. November 2010: 

Zusicherung des Luzerner Stadtbürgerrechtes an ausländische  

Staatsangehörige 

 

Eintreten und Detail 

 

Kommissionspräsidentin Katharina Hubacher: Dieser B+A beinhaltet 40 Gesuche von insge-

samt 53 Erwachsenen und 26 Kindern. Die Bürgerrechtskommission hat mit all diesen Leuten 

ein Gespräch geführt. Sie hat also intensiv gearbeitet. Sie ist 40-mal zum einstimmigen Ent-

scheid gekommen, den Personen das Luzerner Bürgerrecht zuzusichern. 

 

Den unter den Ziffern 1 bis 40 aufgeführten Personen wird das Bürgerrecht der Stadt Luzern 

einstimmig zugesichert. 

 

 

Der Grosse Stadtrat von Luzern,  

nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag 47 vom 3. November 2010 betreffend 

Zusicherung des Luzerner Stadtbürgerrechtes an ausländische Staatsangehörige, 

gestützt auf den Bericht der Bürgerrechtskommission, 

in Anwendung von Art. 14 des Bundesgesetzes über Erwerb und Verlust des Schweizer Bür-

gerrechtes vom 29. September 1952 und § 13 und § 30 Abs. 1 lit. a, Abs. 2 des Bürgerrechts-

gesetzes vom 21. November 1994 sowie Art. 29 Abs. 1 lit. b der Gemeindeordnung der Stadt 

Luzern vom 7. Februar 1999, 

beschliesst: 

Den nachgenannten ausländischen Staatsangehörigen wird das Bürgerrecht der Stadt Luzern 

zugesichert (von der Bürgerrechtskommission einstimmig empfohlen): 

(Im Internet werden keine Angaben zu den Gesuchstellenden veröffentlicht.) 
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3. Bericht 41/2010 vom 29. September 2010:  

Sparpaket 2011 

 

Eintreten 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher bemerkt einleitend, dass jetzt, wie mit den Fraktionschefs 

vorbesprochen, die Eintretensdebatte mit den einzelnen Voten der Fraktionen und des Stadt-

rates, der sich dazu ebenfalls äussern möchte, durchgeführt wird. Die Abstimmung über das 

Eintreten wird aber noch nicht durchgeführt, sondern es wird direkt in die „Detailberatung“ 

gegangen. Diese ist so gedacht, dass zuerst die Vorstösse (Traktanden 4 bis 14) einzeln durch-

gegangen werden. Diese sind zwar formell nicht Teil des Berichts, aber für den Ratspräsiden-

ten ist zu diesen Vorstössen die Diskussion jeweils gegeben, weshalb er nicht fragen wird, ob 

sie gewünscht wird. Dann wird über das Eintreten zum Bericht 41 abgestimmt und der Bericht 

kapitelweise durchgegangen.  

 

Kommissionspräsidentin Alice Heijman: Die Geschäftsprüfungskommission hat an ihrer Sit-

zung vom 21. Oktober das Sparpaket beraten. Darin schlägt der Stadtrat ein Gesamtpaket 

von 134 Sparmassnahmen im Umfang von 16,7 Mio. Franken vor. Damit soll eine Entlastung 

von mindestens 15 Mio. Franken erreicht werden. Die 10 betragsmässig grössten Massnahmen 

machen 56 %der Entlastungswirkung aus, die 30 grössten beinhalten bereits 80 % der Ge-

samtsumme, und eine Vielzahl von Kleinstmassnahmen beinhalten die letzten 20 % des Spar-

paketes. Rund ein Viertel der Entlastungen wird durch Ohnehin-Massnahmen erreicht. Das 

sind Massnahmen, die aufgrund nicht beeinflussbarer Veränderungen oder aufgrund bereits 

vorliegender Beschlüsse zu Einsparungen führen werden, die aber in der Finanzplanung 

2010–2014 noch nicht berücksichtigt waren. Bei den Einsparungen ist ausserdem zu beachten, 

dass nur dort reduziert werden konnte, wo die Kosten keine Pflichtleistung der Stadt darstel-

len. Beim Personalbestand bewirkt das Sparpaket eine Reduktion von 1650 Stellenprozenten. 

Das Sparpaket hat auch Auswirkungen auf die Lohnentwicklung. Die Lohnerhöhungen sollen 

sich im Jahr 2012 auf 1 % und im Jahr 2013 auf 1,5 % beschränken. Einsparungen werden in 

allen Direktionen, allerdings in unterschiedlicher Höhe, vorgenommen. Bei den einzelnen 

Massnahmen wurden Anträge gestellt; die Kommissionspräsidentin wird in der Detailbera-

tung nur Stellung nehmen, wenn sie in der GPK eine Mehrheit fanden. In der Schlussabstim-

mung wurde ein Antrag auf ablehnende Kenntnisnahme gestellt, welcher dem Antrag auf 

Kenntnisnahme gegenübergestellt wurde. Für den Antrag auf Kenntnisnahme votierten 6 

Kommissionsmitglieder, 5 votierten für den Antrag auf ablehnende Kenntnisnahme.  

 

Urs Wollenmann: Beim vorliegenden Leistungsüberprüfungspaket bricht die SVP-Fraktion 

nicht in Jubel aus. Dies deswegen nicht, weil es eben nicht ein Sparpaket ist bzw. nicht nur ein 

Sparpaket, und deshalb nennt es die Fraktion auch nicht so. In Jubel bricht sie nicht aus und 

Freude daran hat sie eigentlich auch nicht, weil nämlich wieder kräftig an der Gebühren-
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schraube gedreht wird. Das ist eine ziemliche Kröte, welche die Fraktion da im Hals hat. Wie 

schon beim EÜP ist es leider wieder die gleiche Direktion, die unter Sparen offenbar eher 

Mehreinnahmen versteht. Aber wie es auch sei: Es muss als erstes ganz klar gesagt werden, 

dass es in den Budgets nach wie vor Luft hat und dass die Stadtkasse sicher nicht „aus dem 

letzten Loch pfeift“, wenn diesem Paket zugestimmt wird. Zweitens kann sich die SVP-Frak-

tion natürlich diverse weitere Sparmassnahmen vorstellen, die angegangen werden könnten. 

Aber das soll jetzt hier nicht diskutiert werden. Es geht jetzt darum, dieses Paket durchzu-

bringen. Es muss durchgebracht werden wegen der sehr düsteren Finanzperspektive. Jedes 

Ratsmitglied und jede Fraktion in diesem Rat hat diesen oder jenen Vorbehalt, auch die SVP-

Fraktion, aber im übergeordneten Interesse muss dem jetzt zugestimmt werden. Die SVP-

Fraktion hat absolut kein Musikgehör, wenn heute – gleich von welcher Seite – wieder ir-

gendwelche Anträge kommen, mit denen am Paket geschraubt werden soll.  

Noch eine ganz kleine Würdigung zuhanden des Stadtrates: Die Fraktion findet, dass dieses 

Leistungsüberprüfungspaket für diesen Stadtrat gar nicht mal eine so schlechte Leistung ist. 

In diesem Sinn und Geist tritt sie selbstverständlich ein und stimmt zu. 

 

Sonja Döbeli Stirnemann: Die Stadt Luzern steht vor finanziell schwierigen Jahren: Hohe In-

vestitionen, die Reform des kantonalen Steuergesetzes, die Neuverteilung der Pflegefinanzie-

rungskosten zu Lasten der Gemeinden und nicht zuletzt die Fusion mit Littau, die ohne kan-

tonale Unterstützung zu verkraften ist, bringen den städtischen Haushalt in Schieflage. Die 

FDP-Fraktion hat schon früh gefordert, Sparmassnahmen vorzunehmen, um einer Neuver-

schuldung vorzubeugen. Doch nicht nur Sparen lag in ihrem Fokus, sondern auch die Steige-

rung der Einnahmenseite. So forderte sie immer wieder, die attraktiven und strategisch wich-

tigen Standorte in der Stadt zu entwickeln, um nebst Steuerzahlenden auch attraktive Ar-

beitsplätze in die Stadt zu bringen und so eine nachhaltige Entwicklung der Stadt zu sichern. 

Der Vorschlag des Stadtrates deckt sich weit gehend mit der Finanzstrategie der FDP. Nebst 

dem Versprechen, die Voraussetzungen für Firmenansiedlungen zu verbessern und die Wirt-

schaftsförderung zu forcieren, präsentiert die Exekutive ein Paket, das den städtischen Fi-

nanzhaushalt nachhaltig stabilisieren wird. Das Gesamtpaket beurteilt die FDP-Fraktion als 

ausgewogen, und sie beurteilt auch die Methodik, wie das Sparpaket zustande kam, als posi-

tiv. So arbeitete die Verwaltung nach klaren Zielvorgaben des Stadtrates. Die Ausgangslage 

der einzelnen Bereiche konnte berücksichtigt werden und Tabubereiche wurden identifiziert. 

Was sind die Aufgaben der Stadt? Und wie steht es mit der Nachhaltigkeit?  

Das vorgeschlagene Sparpaket lässt sich grob in Achtel aufteilen. So besteht es zu zwei Ach-

teln aus Entlastungen beim Kanton, drei Achtel werden durch Leistungsabbau erreicht (wobei 

dies nur freiwillige Leistungen der Stadt betrifft), ein Achtel über Mehrertrag durch Gebüh-

ren, ein Achtel durch Effizienzsteigerung. Das mag vielleicht knapp erscheinen, doch beim 

letzten Punkt, der Fusion mit Littau, wurde schon sehr viel Effizienzsteigerung erreicht.  

Der Stadtrat und die Verwaltung haben das heute vorliegende Paket geschnürt. Nun liegt es 

an der Politik, die Auswirkungen der Sparrunde auf die Bürger zu beurteilen und abzuwägen. 

Wichtig ist der FDP-Fraktion die Nachhaltigkeit. Es nützt nichts, kurzfristig Sparerfolge zu 

erzielen, wenn im Gegenzug später höhere Kosten auf die Stadt zurückfallen.  
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Der Stadtrat und die Verwaltung wurden im Detail befragt. Sie zeigten auf, dass die Mass-

nahmen ausgewogen sind. Natürlich gefallen der FDP-Fraktion nicht alle Sparansätze. Doch 

mit dem Willen, Verantwortung zu übernehmen und den Finanzhaushalt mittelfristig wieder 

ins Gleichgewicht zu bringen, unterstützt die Fraktion das Sparpaket umfassend. Den Lö-

sungsansatz von der linken Seite mit einer Steuererhöhung lehnt sie klar ab. Dieser wider-

spricht den Bemühungen, die Stadt nachhaltig attraktiv zu halten. Die FDP-Fraktion tritt auf 

den Bericht ein und wird zustimmen. 

 

Hans Stutz: Die G/JG-Fraktion beantragt, dieses Sparpaket zur Überarbeitung zurückzuwei-

sen. Bei dieser Überarbeitung sind verschiedene Sachen zu berücksichtigen, die später im De-

tail erwähnt werden. Zuerst aber eine Vorbemerkung: Die G/JG-Fraktion lehnt, wie bekannt, 

grundsätzlich die Steuerpolitik der Mehrheit des Stadtrates und der Mehrheit dieses Parla-

mentes ab. Der Auftrag, der Anfang dieses Jahres an die Verwaltung gegangen ist, war 

schwierig, und ihr ist für die engagierte, detaillierte und insofern zwar nachvollziehbare, 

wenn auch nicht nachhaltige Lösung, die sie unterbreitet, zu danken. Da steckt viel Arbeit 

dahinter, die allerdings besser hätte eingesetzt werden können: zukunftsgerichteter, nach-

haltiger, sozialer und auch ökologischer bzw. mit ökologischen Erfolgen. Aber nichtsdestot-

rotz: Diese Arbeit ist zu loben, aber das Personal muss eben manchmal einfach auf Befehl von 

oben arbeiten. 

Zum Inhalt. In welchem Zusammenhang ist dieses Sparpaket zu sehen? Es ist im Zusammen-

hang mit dem unsozialen Steuerwettbewerb zu sehen, der in der Innerschweiz um sich greift 

mit Folgen, die immer unabsehbarer werden. Im heutigen Tages-Anzeiger steht Seite 4: „In 

der Zentralschweiz wächst die Wut auf den Kanton Luzern.“ Wenn man diesen Artikel liest, 

erhält man den Eindruck, dass die parasitären Steuerhalbkantone und Kleinkantone der In-

nerschweiz dem Kanton Luzern den Vorwurf machen, parasitär zu sein. So geht es eben nicht, 

und das zeigt auf, dass der Steuerwettbewerb zu unsolidarischem Verhalten führt: überall, ob 

im Kanton Luzern oder in der ganzen Innerschweiz unter den Kantonen, aber auch gegen-

über schwächeren Teilen der Bevölkerung. Die G/JG-Fraktion ist immer davon ausgegangen, 

dass die Finanzperspektive, wie der SVP-Sprecher zurecht sagte, finster ist, dass aber der Lö-

sungsansatz, den die Mehrheit dieses Parlaments zu wählen gedenkt, unsozial und nicht 

nachhaltig ist und unökologische Folgen hat. Die G/JG-Fraktion hat aber auch immer gesagt, 

dass ein Teil dieser Massnahmen ohne weiteres nachvollziehbar ist, z. B. die Ausweitung der 

Parkplatzbewirtschaftung, auch die Erhöhung der Baubewilligungsgebühren. Das sind Sa-

chen, die sie ohne weiteres unterstützen kann. Allerdings, und das ist dann eben weder 

nachhaltig noch ausgewogen, trifft es auch hier wieder vor allem sozial Schwache, die durch 

die kantonale Steuergesetzrevision 2011 ohnehin nicht besonders gefördert worden sind. Es 

zeigt sich, dass gerade diejenigen, die durch die kantonale Steuergesetzrevision profitiert 

haben – juristische Personen und Leute mit hohen Einkommen, und hohe Einkommen meint 

Einkommen über 100‘000 Franken, das heisst die obersten 10 % der Steuerpflichtigen –, hier 

wieder am meisten profitieren. Deswegen wäre nach Ansicht der G/JG-Fraktion eine Steuer-

fusserhöhung noch immer das Nachhaltigste und auch notwendig, aber weil die Mehrheit 

dieses Rates schon zu wiederholten Malen gesagt hat, dass sie diesem Weg nicht folgen will, 
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zieht sie den Schluss, dieses Sparpaket zur Überarbeitung zurückzuweisen. Diese Überarbei-

tung soll insbesondere drei Punkte beinhalten: 

1. Erhöhung der Baubewilligungsgebühren bis zur Höhe der Vollkosten, wie es im Reserve-

topf angedacht war. Dafür wäre auf folgende stadträtliche Vorschläge zu verzichten: Schul-

gelderhöhung Musikschule erster Schritt (100‘000 Franken), Erhöhung der Einbürgerungsge-

bühr und Reduktion des Leistungsniveaus im Bereich der Luftreinhaltung. Die Beträge gehen 

so gegenseitig gerade auf. 

2. Vollständige Abschaffung der Rückerstattung der Billettsteuer, wie dies ebenfalls im Re-

servetopf angedacht war. Dafür soll im Gegenzug auf die Verringerung bzw. Halbierung der 

Zusatzleistungen an die AHV/IV-Renten verzichtet werden. Das geht bis auf 5000 Franken 

wiederum auf.  

3. Als besonders eindrücklicher und besonders nachvollziehbarer Vorschlag im Verhältnis zur 

kantonalen Steuergesetzrevision sollen die Beiträge an den Tourismus halbiert werden 

(230‘000 Franken). Der Rat wird nächstens Gelegenheit haben, dies zu vollziehen; der ent-

sprechende B+A ist bereits in der GPK diskutiert worden, und der Rat wird am 16. Dezember 

darüber befinden und kann das über die Bühne bringen. Dafür wäre die Veränderung der 

Klassengrössen der Sekundarschule bis zum Maximalwert des EÜP zu streichen.  

Falls der Bericht nicht zur Überarbeitung zurückgewiesen wird, wird die G/JG-Fraktion diese 

Anträge in der Detailberatung stellen. Es gibt also immerhin etwas Hoffnung. Es ist nicht so, 

dass es im Budget nach wie vor Luft hat, wie der SVP-Sprecher sagte, es ist höchstens so, dass 

die SVP „aus dem letzten Loch pfeift“. Es ist so – und das ist das Erfreuliche daran –: Viele der 

stadträtlichen Vorschläge in diesem Paket werden ja nicht für das kommende Jahr in Aussicht 

gestellt und sie werden auch noch nicht relevant; sie werden erst 2012, 2013 oder 2014 rele-

vant. Der Sprechende ist sicher, und dies sei vor allem an die Adresse des SVP-Sprechers ge-

sagt, dass es wieder überraschende Positionswechsel geben wird und beim stadträtlichen 

Sparpaket verschiedene Positionen gestrichen werden. Ein FDP-Interessenvertreter hat es be-

reits vorgemacht, wie man das macht: Er hat bereits einen stadträtlichen Vorschlag – das wird 

noch heute diskutiert – zur Disposition gestellt, nämlich bezüglich das Zentrums St. Michael. 

Solche Interessenvertreter werden in den nächsten Jahren noch verschiedene zu hören sein 

Das ist erfreulich, weil es zeigt, dass die Allianz, welche die bürgerlichen Parteien geschmie-

det haben oder meinen geschmiedet zu haben, dann wieder zerbröckeln wird, wie das in der 

Politik immer wieder geschieht.  

Insgesamt ist noch eines zu bemerken: Die Diskussionsverweigerung, welche sich die bürgerli-

che Allianz auf die Fahne geschrieben hat, ist dem demokratischen Prozess nicht besonders 

förderlich. Denn die Folge war, dass in der GPK gar nicht mehr sehr über den Sinn und Unsinn 

der einzelnen vorgeschlagenen Massnahmen diskutiert wurde. Es wurde auch nicht in Aus-

sicht gestellt, dass gewisse Massnahmen aus dem Reservetopf hervorgeholt und dafür andere 

zurückgestellt werden könnten. Sondern es hiess: Augen zu und durch. Oder wie es Anita 

Weyermann sagte: „Gring ache u seckle!“ Wie bei anderen Gelegenheiten folgt noch eine 

kleine literarische Zugabe, aber die ist gerade nicht greifbar und folgt später.  

 

Manuela Jost: Die GLP-Fraktion ist für Eintreten auf dieses Sparpaket. Tatsächlich ist es nicht 
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einfach ein Sparpaket, sondern eine Optimierung bezüglich Ausgaben und Einnahmen. Der 

Stadtrat hat diese Aufgabe relativ gut erledigt. Für die GLP-Fraktion ist ein gesunder Finanz-

haushalt das Rückgrat einer jeden Stadt, auch von Luzern. Und nur mit dem speziellen Fokus 

auf die drei Nachhaltigkeitsbereiche Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft kann ein solches 

Paket mit positiven Effekten umgesetzt werden. Die Finanzpolitik – und das kommt in diesem 

Paket zum Ausdruck – muss nicht nur den Blick auf heute, sondern auch auf die zukünftige 

Generation haben. Sie hat die Verantwortung, Entwicklungsperspektiven aufzuzeigen über 

das nächste und übernächste Jahr hinaus, für die Zukunft.  

Wie hat die Fraktion dieses Sparpaket beurteilt? Sie hat versucht, es aus der Nachhaltigkeits-

optik heraus zu beurteilen, wobei es in diesem Saal offenbar verschiedene Haltungen gibt, 

was Nachhaltigkeit ist. Das ist auch ein demokratisches Recht; die GLP-Fraktion hat es etwas 

anders beurteilt als der Vorredner und möchte ihr Urteil aus den drei Nachhaltigkeitsoptiken 

heraus darlegen.  

1. Gesellschaft. Diesbezüglich sind für die GLP-Fraktion die zwei Prinzipien Solidarität und 

Eigenverantwortung wichtig: Solidarität als Grundprinzip des Zusammenlebens, bei dem es 

auch darum geht, Ziele und Interessen verschiedenster Bevölkerungsgruppen zu respektieren 

und zu unterstützen. Im Sinne der Sparsolidarität ist es so, dass in diesem Sparpaket verschie-

dene Bevölkerungsgruppen einen Anteil leisten müssen: Sowohl die älteren als auch die jün-

geren Bevölkerungsgruppen müssen einen Anteil leisten. Das ist für einzelne Gruppierungen 

zum Teil sicher auch schmerzhaft, aber im Sinne des Gesamtpakets und des Gesamtziels, das 

erreicht werden muss, eine vernünftige Massnahme. Dort, wo es zumutbar ist, sind Massnah-

men ergriffen worden; dort, wo es für gewisse Bevölkerungsgruppen nicht zumutbar ist, be-

sonders für die älteren, ist man umsichtiger umgegangen mit Massnahmenvorschlägen. Be-

züglich Eigenverantwortung als anderes Prinzip der Gesellschaft ist ein gewisse Paradigmen-

wechsel festzustellen in diesem Paket: Es ist ein Appell an die Bevölkerung, mehr Eigenver-

antwortung wahrzunehmen, sich darum auch mehr um gewisse Zulagen zu bemühen. Die 

staatliche Verantwortung wird vor allem dort übernommen, wo das Individuum bzw. die ein-

zelne Person dies schlicht nicht kann. Das ist im Paket gelungen. 

2. Umwelt. Bei dieser Optik interessierte die GLP-Fraktion das Prinzip der Verantwortung für 

Ressourcen und das Verursacherprinzip. Die Leistungsreduktionen im Bereich Umwelt werden 

so umgesetzt, dass der gesetzliche Auftrag nach wie vor erfüllt werden kann, sodass dies zu 

keinen ökologischen Problemen in der Zukunft führen wird. Beispielsweise soll der Einsatz 

der Mittel aus der Vorfinanzierung von Energiesparmassnahmen auch in Zukunft gezielt für 

energieeffiziente Massnahmen in städtischen Gebäuden eingesetzt werden. Das wiederum 

führt zur Reduktion des Energieverbrauchs und vor allem der Kosten, die sonst zusätzlich 

entstehen würden. Die Generierung von Einnahmen durch zusätzliche Parkgebühren enthält 

natürlich auch einen ökologischen Effekt. Auch wenn die Fraktion Gebühren nicht immer als 

positiv beurteilt: Aus der ökologischen Optik heraus unterstützt sie diesen Punkt. 

3. Wirtschaft. Ein gesunder Finanzhaushalt ist, wie bereits erwähnt, eigentlich Hauptfokus. 

Wie kann erreicht werden, dass die Finanzen nicht nur in den nächsten zwei Jahren, sondern 

in den nächsten fünf Jahren besser dastehen? Es ist eigentlich das Gesamtpaket, das für die 

GLP-Fraktion die Optik Wirtschaft darstellt. Die Unternehmenssteuerreform, die genannt 
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worden ist als möglicherweise eine Ursache der momentanen Problematik, ist sicher so beizu-

behalten und zu respektieren. Dahinter steht ein Volksentscheid von 2008, und es geht nicht 

an, daran herumzuschrauben. Eine Steuerfusserhöhung, um zusätzliche Einnahmen zu gene-

rieren, sieht die Fraktion höchstens als Ultima Ratio. Die Entwicklung der Schlüsselarale, die 

durch verschiedene andere Massnahmen möglich wird, ist ein wichtiger Punkt in der Optik 

Wirtschaft. 

Der Weg des Optimierens muss gegangen werden. Er passt auch der GLP-Fraktion nicht in 

jedem Punkt, aber es darf jetzt nicht auf einen Zickzackkurs eingeschwenkt werden. Es ist 

wichtig, dass, wie in einer Unternehmung, wenn der Mitarbeiterschaft gesagt wurde, wohin 

gegangen wird, dass man dies auch einhält und nicht nach einem halben oder einem Jahr 

wieder wechselt, sondern dass versucht wird, die Linie beizubehalten, wohl oder übel, damit 

das Ziel, das letztlich im Interesse der Gesamtbevölkerung ist, erreicht werden kann. Die GLP-

Fraktion wird also auf den Bericht eintreten.  

 

Thomas Gmür: Wenn die CVP-Fraktion heute auf den Bericht Sparpaket eintritt und den Mas-

snahmen zustimmt, tut sie dies nicht aus purer Freude am Sparen, sondern aus reinen Ver-

nunftsgründen, um den erfolgreichen, bewährten Gang, den die Finanzpolitik der letzten 

Jahre beschritten hat, weiterzuführen und diese weiterhin zum Erfolg zu führen. Sie stimmt 

diesem Paket zu, weil es hier namentlich auch um exogene Einflüsse geht: Die kantonale 

Steuergesetzrevisionen der letzten Jahre, namentlich die letzte, jene der Unternehmensbe-

steuerung, hat zur Folge, dass der Stadt in den nächsten Jahren wichtige finanzielle Mittel 

fehlen. Die CVP der Stadt Luzern hat diese Steuergesetzrevision nicht gutgeheissen, sie hat 

dagegen gestimmt, hat sich beim Souverän aber nicht durchgesetzt. Zusätzlich wälzt der Kan-

ton immer wieder weitere Aufgaben auf die Städte und Gemeinden ab, namentlich auch die 

Pflegefinanzierung, welche die Stadt in den nächsten Jahren mehrere Millionen kosten wird. 

Zusätzlich hat dieses Parlament vor einem Jahr beschlossen, die städtische Pensionskasse zu 

sanieren. Auch das hat es nicht einfach aus purer Freude getan, sondern aus der Notwendig-

keit heraus, weil die Pensionskasse in Schieflage geraten ist. Dann wurde immer wieder Jahr 

für Jahr der Fonds für die Verkehrsinfrastruktur gespiesen, und um dies weiterhin tun zu 

können, braucht es natürlich auch die finanziellen Mittel dazu. Dann hat die Stadt in den 

nächsten Jahren einen erhöhten, ziemlich hohen Investitionsbedarf, der aus der Zeit der letz-

ten Jahre mitgeschleppt wurde, und irgendeinmal müssen diese Investitionen nun getätigt 

werden. Die Stadt, namentlich der Stadtrat, hat hierauf reagiert. Er sagte, er wolle die Er-

tragskraft steigern. Ein wichtiger Schritt hierzu wurde mit der Abstimmung über die „Schmie-

de“ getan, damit die Stadt dort investieren und dieses Areal einer künftigen Nutzung zufüh-

ren kann. Zusätzlich sagte der Stadtrat, er wolle die Investitionen und Abschreibungen in den 

nächsten bzw. den folgenden Jahren reduzieren. Und er möchte auch Reserven auflösen. Zu-

sätzlich sollen weitere Entlastungen durch den Kanton erfolgen. Das ist ein etwas schwieriges 

Kapitel, aber vielleicht findet man mit dem Kanton einen Weg, damit er gewisse Entlastun-

gen der Stadt übernimmt.  

Ein Teil dieses ganzen Massnahmenpaketes ist das Sparpaket, über das hier und heute disku-

tiert wird. Der Stadtrat hat in seiner Beurteilung noch gesagt, dass eine Steuererhöhung Ul-
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tima Ratio sei. Das lateinische Wort Ratio heisst Vernunft; für die CVP-Fraktion ist es über-

haupt nicht vernünftig, die Steuern zu erhöhen. Deshalb schlug sie vor einem Jahr in diesem 

Parlament vor, ein Sparpaket aufzugleisen. Damals gab das Parlament diesem Ansinnen nicht 

statt; es zeigte der CVP-Fraktion die gelbe Karte. Der Stadtrat hat dies dann aber aus Ver-

nunftgründen im Frühling dennoch getan, hat das Sparpaket aufgegleist und so geschnürt, 

wie es heute vorliegt. Die CVP-Fraktion sagte damals, dass sie keine Steuererhöhung will, we-

der als Ultima oder sonstige Ratio, sondern sie will, dass der Stadtrat den Leistungskatalog 

der Stadt überprüft.  

Der Stadtrat hat nun ein Sparpaket vorgelegt. Diesem hat die vorberatende Geschäftsprü-

fungskommission mehrheitlich zugestimmt, und deshalb kann heute in diesem Rat darüber 

diskutiert werden. Der Stadtrat hat aber nicht einfach mit der Rasenmähermethode gesagt, 

wo er überall sparen will, sondern er hat vor allem den freiwilligen Leistungskatalog über-

prüft; jenen Katalog, der in den letzten Jahren, nachdem die Stadt immer wieder gute Zahlen 

geschrieben hat, über Mass ausgebaut wurde. Diesen hat er überprüft und ist zum Schluss 

gekommen, dass genau in diesem Katalog ein gewisses Sparpotenzial vorhanden ist. Der 

Stadtrat ist in seiner Gesamtbeurteilung des Pakets und der Massnahmen, die er ergriffen hat, 

sehr pragmatisch und zielgerichtet vorgegangen. Die CVP-Fraktion hat ihn dabei stets unter-

stützt und hat dieses Vorgehen auch begrüsst. Namentlich hat sie auch begrüsst, dass er in 

einem zweiten Topf, einem Reservetopf, Massnahmen aufgeführt hat, auf die allenfalls – falls 

die Hauptmassnahmen hier keine Zustimmung finden sollten – zurückgegriffen werden kann. 

Diese sind dann aber wirklich einschneidend und tun weh, weshalb die Fraktion nicht auf 

diesen Reservetopf, den Hans Stutz bereits angeknabbert hat, zurückgreifen will. Wenn die-

ses vorliegende Sparpaket heute nun umgesetzt wird, dann ist ein wichtiges Anliegen der 

CVP-Fraktion erfüllt, nämlich dass die angestrebte Ultima Ratio einer Steuerfusserhöhung 

dann vom Tisch ist, und es können die anderen Massnahmen, welche der Stadtrat in seinem 

Paket vorschlägt – Ertragskraft steigern, Investitionen und Abschreibungen reduzieren usw. – 

angepackt werden und die Stadt hat die Chance, dass der Finanzhaushalt, den man heute 

wegen der hohen Investitionen etwas in Schieflage zu geraten sieht, wieder ins Lot gebracht 

werden kann.  

Für die CVP-Fraktion sind bei diesem Sparpaket vor allem drei Punkte zentral: Der Staat bzw. 

die Stadt Luzern soll nicht Aufgaben übernehmen, die ein Dritter besser und effizienter ver-

richten kann. Die Stadt verrichtet viele freiwillige Leistungen. Diese übersteigen oft jenes 

Mass, welches andere sowie die Agglomerationsgemeinden bereit sind zu tragen. Die Stadt 

wird so zum attraktiven Anziehungspunkt für Bewohner/innen aus umliegenden Gemeinden 

und Kantonen. Dies hat bereits Hans Stutz vorhin angefügt; es sind nämlich jene Kantone der 

Innerschweiz, die genau diese Politik der Stadt Luzern immer wieder missbraucht haben, in-

dem sie in die Stadt gezogen sind, um jene Leistungen, die sie selbst nicht anbieten, in An-

spruch nehmen zu können.  

In vielen Bereichen sind Private oder auch Kirchen effizienter in der Leistungserbringung als 

eine öffentliche Hand dies sein kann oder sein will. Der CVP-Fraktion war es stets wichtig, 

dass Leistungen der Stadt, die nicht zwingend Aufgaben der öffentlichen Hand sind, darauf-

hin überprüft werden, ob sie zurückgefahren oder allenfalls teilweise oder ganz gestrichen 
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werden können, und dass alle Aufgaben, welche die Stadt nicht selber erfüllen muss im Sinne 

des Subsidiaritätsprinzips, wie es Manuela Jost vorhin sagte, an Dritte, Private abgegeben 

werden könnten. Der Staat soll dort solidarisch sein, wo sich Bedürftige nicht selbst helfen 

können. Das Sparpaket schafft dank seiner Ausgewogenheit keine neuen Sozialfälle. Insbe-

sondere ist es nachhaltig und sozial verträglich. Es spart nicht an einem Ort, um gleichzeitig 

an einem anderen zusätzliche soziale Ausgaben zu generieren. Das Wohl des Schwächeren 

wird damit nicht aus den Augen verloren. Das Sparpaket ist für die CVP sozial verträglich. Der 

Mittelstand und die Familien sollen nicht zusätzlich belastet werden. Häufig bezahlen der 

Mittelstand und die Familien die Zeche bei Sparübungen. Die Erhöhung der Elternbeiträge 

bei der Tagesschule sind aus Sicht der CVP-Fraktion moderat, ebenso jene der Musikschule. 

Dank des konstanten Steuerfusses können gerade Familien profitieren.  

Letztes Wochenende ist ein Angriff der Linken auf den Mittelstand erfolgreich abgewehrt 

worden. Das Sparpaket ist ausgewogen. Einerseits enthält es Mehreinnahmen, andererseits 

Leistungsüberprüfungen und auch Effizienzsteigerungen. Ein Sparpaket verlangt aber auch 

Kompromisse. Diese liegen auf der Ertragsseite. Sie schmerzen, tun weh. Aber im Sinne des 

Ganzen nimmt die CVP-Fraktion diese Ertragssteigerungen, diese Mehreinnahmen, in Kauf. 

Künftig ist sie deshalb auch für eine effizientere Parkraumbewirtschaftung, die mehr Erträge 

in die Stadtkasse abwerfen wird, sowie auch für die Erhöhung der Baubewilligungsgebühren. 

Das Sparpaket ist aus Sicht der CVP-Fraktion nachhaltig. Sowohl ökologisch wie ökonomisch 

wird dem Grundsatz der Nachhaltigkeit Rechnung getragen. Die Finanzen fallen nicht mehr 

weiter aus dem Lot; es wird gespart und handkehrum werden nicht neue Kosten provoziert. 

Es gibt aus Sicht der Fraktion auch eine verkehrsmässige Nachhaltigkeit. 

Die CVP-Fraktion ist nicht ob aller Massnahmen erfreut. Aber es bringt nichts, einzelne Mass-

nahmen aus dem Paket herauszugreifen, und es bringt auch nichts, das Paket mit noch weite-

ren Massnahmen, seien es selbstkreierte oder solche aus dem Reservetopf, wie sie Hans Stutz 

vorgeschlagen hat, zu beladen. Im Frühling wurde kritisch angemerkt, dass die Verwaltung 

bei sich selber nicht sparen könne und dass es wohl nicht sehr viel bringe, wenn sie dieses 

Paket schnürt. Die CVP-Fraktion ist heute, nachdem diese Vorschläge vorliegen, der Überzeu-

gung, dass die Verwaltung eine sehr gute Arbeit gemacht hat. Es gilt heute und hier den 

Dank, den andere Fraktionen schon vorgebracht haben, an die Verwaltung weiterzutragen. 

Diese hat einen sehr guten Job gemacht und hat bewiesen, dass sie wirklich auch bei sich sel-

ber den Rotstift ansetzen kann. Die Ausgewogenheit des Pakets verlangt allen Einwohnerin-

nen und Einwohnern der Stadt Luzern etwas ab. Bei niemandem wird es spurlos vorbeigehen, 

aber das ganze Paket ist nachhaltig und fair. Die CVP-Fraktion ist der Überzeugung, mit die-

sen Massnahmen weiterhin für die Luzernerinnen und Luzerner ein attraktives städtisches 

Leistungsangebot zu einem fairen Steuerfuss bieten zu können. Sie tritt auf den Bericht ein. 

 

Dominik Durrer: Verdient das Sparpaket des Luzerner Stadtrates hohe Beachtung und stun-

denlange Diskussionen? Sind die Mehrheitsverhältnisse in diesem Parlament denn nicht derart 

klar, dass sich eine Diskussion über einzelne Massnahmen und grundsätzliche Fragestellungen 

erübrigt? Es mag in diesem Parlament eine Gruppe von Parlamentariern geben, welche diese 

Fragen so beantworten würden, dass die Sitzung heute maximal bis am Mittag dauern würde. 
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Für diese Parlamentarier/innen ist es unerheblich, wenn ältere Mitbewohner/innen aufgrund 

des Abbaus der Unterstützung durch die Stadt aus ihren Wohnungen und Quartieren getrie-

ben werden. Für diese Parlamentarier/innen ist es unerheblich, wenn Jugendliche auf dem 

Heimweg von der Ufschötti ausgeraubt werden. Und für diese Parlamentarier/innen ist es 

unerheblich, wenn Kinder aus weniger bemittelten Familien auf Musikschulstunden verzich-

ten müssen, weil die Beiträge ein weiteres Mal angehoben werden. 

Diese Personen bzw. ihre Parteien haben sich in einer vertraulichen Runde getroffen und die 

integrale Umsetzung des Sparpakets beschlossen. Sie preisen das Sparpaket des Stadtrates an, 

wie sie das auch kommuniziert haben: Die GLP z. B. sagt auch heute wieder, das Sparpaket 

stärke die Eigenverantwortung, oder Werner Schmid, Fraktionschef der SVP sagte, es sei 

„ausgewogen und sozial verträglich“. In diesen frohlockenden Engelchor stimmen jetzt auch 

noch die FDP und die CVP ein. Dass sie sich nicht fragen, wie sich denn die ach so massvolle, 

ausgewogene und sozial verträgliche Politik der SVP auf die Stadtluzerner Bevölkerung aus-

wirkt, ist absolut unverständlich. Die in den Kommissionen vertretenen Fraktionen hätten die 

Möglichkeit gehabt, sich in der Diskussion mit einzelnen Massnahmen vertieft auseinanderzu-

setzen. Diese Diskussion wollten sie nicht führen. Das heisst: Nur von grüner und roter Seite 

wurde in den Fachkommissionen ein Diskurs mit dem Stadtrat und der Verwaltungsspitze 

geführt. Diese Diskussion war aber einseitig. Und wenn nicht noch ein Wunder geschieht, 

wird auch heute eine einseitige Diskussion geführt. Die einen gut vorbereitet und engagiert, 

die anderen eher gelangweilt und im Verlauf der Sitzung verärgert. 

Damit zurück auf die Ausgangsfrage: Lohne sich eine Diskussion an einer Mauer der Ableh-

nung und des „sozial verträglichen Sparens“ à la SVP? Die SP/JUSO-Fraktion hat sich früh mit 

dieser Frage auseinander gesetzt und sie hat diese für sich klar beantwortet. Ja, diese Diskus-

sion lohnt sich. Sie ist für das Parlament der Stadt Luzern Pflicht. Es liegt in der Verantwor-

tung der städtischen Legislative, über einschneidende Massnahmen für die Bevölkerung zu 

diskutieren, zu verhandeln und sich dafür oder dagegen auszusprechen. Angenehmer wäre es 

für einige, sich aus dieser Diskussion zu verabschieden und damit auch aus der Verantwor-

tung zu stehlen. Dagegen tritt die SP/JUSO-Fraktion an, heute und auch in Zukunft. Sie steht 

ein für eine lebenswerte Stadt Luzern für Alt und Jung, für Arm und Reich. Und wer diese 

bedroht, der muss sich mindestens in einem Diskurs mit ihr messen. Die SP/JUSO-Fraktion hat 

eigene Vorschläge präsentiert, wie sie sich eine Sanierung des städtischen Haushalts vorstellen 

kann. Sie hat dabei betont, dass sie diese Massnahmen ebenfalls als schmerzvoll erachtet, 

aber sie wird heute in der Diskussion über ihre Vorstösse nochmals engagiert dafür werben 

und damit Spielraum für Verzicht auf Massnahmen aus dem stadträtlichen Sparpaket schaf-

fen.  

Mehr als die Hand ausstrecken kann die Fraktion nicht. Sollte der Bürgerblock bei seiner gra-

nitenen Haltung bleiben und bei keiner Massnahme Handlungsspielraum bieten, bedauert 

die Fraktion dies aus lösungsorientierter Sicht sehr. Eine derart ideologisierte Sparhaltung 

widerspricht einem pragmatischen, sachorientierten Ansatz, wie sie zum Beispiel andere bür-

gerliche Kräfte in der Agglomeration Luzern, aber auch im gesamten Kanton Luzern zeigen. 

Kriens, Sempach, Schötz, Willisau, Reiden und viele andere bürgerlich geprägte Gemeinden 

planen und setzen auf das Jahr 2011 Steuererhöhungen um, weil sie überzeugt sind, dass für 
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ihre Bevölkerung etwas Besseres tun damit als mit Sparmassnahmen, welche Leistungen ab-

bauen und die Qualität gefährden. 

In der GPK hat die SP/JUSO-Fraktion den Antrag gestellt, den Sparpaket-Bericht zur Überar-

beitung zurückzuweisen, weil er unausgewogen und zum Nachteil der städtischen Bevölke-

rung geschnürt wurde. Sollten ihre Vorstösse heute samt und sonders abgeschmettert wer-

den, wird sie den gleichen Antrag stellen und eine grundlegende Neuerarbeitung fordern.  

Zum Schluss möchte der Sprechende noch auf einen Punkt hinweisen, der für die SP/JUSO-

Fraktion in der Diskussion des Sparpakets eine hohe Bedeutung hat: Der grösste Brocken im 

Sparpaket sind Lohnentwicklungskürzungen für das städtische Personal. Das schenkt ein und 

tut ja „nur“ den städtischen Angestellten weh. Diese Massnahme ist aber mit Blick auf ver-

schiedene Arbeitsfelder der Stadt Luzern kurzsichtig und kontraproduktiv. Beispielsweise 

spürt die Stadt heute schon den Pflegepersonalmangel. Werden die Bedingungen für die 

städtischen Angestellten noch weiter an Attraktivität einbüssen, verliert die Stadt Luzern als 

Arbeitgeberin weitere qualifizierte und engagierte Mitarbeitende. Das kann nicht im Sinne 

dieses Parlaments und der städtischen Bevölkerung sein.  

 

Einiges von dem, was Edith Lanfranconi-Laube sagen wollte als Reaktion, hat auch Dominik 

Durrer gesagt. Bezüglich Mitsprache erinnert sich die Sprechende an die EÜP-Diskussionen. 

Damals hiess es, das wurde miteinander erarbeitet, weshalb man nichts mehr dazu zu sagen 

habe und man solle damit aufhören, an Einzelmassnahmen herumzuschrauben. Auch damals 

hatte das Parlament das Recht, sich für bestimmte Sachen zu wehren. Jetzt wird ein Vorschlag 

vorgelegt, der, wie gesagt, in einem guten Prozess erarbeitet worden ist, aber es ist doch die 

Aufgabe der Parlamentarierinnen und Parlamentarier, dazu Stellung zu nehmen, und zwar 

differenziert. Das ist Demokratie. Sie müssen sich dazu äussern können. Dass nicht alle die 

gleiche Haltung haben, ist klar, aber es muss in diesem Rat doch diskutiert werden können 

und es müssen einzelne Massnahmen differenziert beurteilt werden können. Es wäre wirklich 

nicht nachvollziehbar, wenn das nicht so gemeint sein sollte.  

Zum Thema Nachhaltigkeit. Eigentlich erachtet die Sprechende die Kolleginnen und den Kol-

legen von der GLP-Fraktion als Spezialistinnen/-en zu diesem Thema. Es erstaunt aber doch zu 

hören, wie einzeln und isoliert die Massnahmen betrachtet werden. Das ist nicht das, was 

unter Nachhaltigkeit zu verstehen ist. Man muss die Sachen doch als Ganzes betrachten und 

fragen, was für Auswirkungen sie längerfristig worauf haben. Und da gibt es in diesem Spar-

paket, ohne jetzt einzelne aufzählen zu wollen, ganz viele Massnahmen, bei denen, wenn 

man etwas weiter schaut –, was sie künftig bringen in den drei Nachhaltigkeitsbereichen Öko-

logie, Soziales und Ökonomie –, schnell klar wird, dass sie eben nicht nachhaltig sind. Dazu 

ein Beispiel, das auch vom Jugendparlament eingebracht wurde: die nicht massive, aber eben 

doch Kürzung beim „Treibhaus“, die z. B. dazu führen könnte, dass Alkohol ausgeschenkt 

werden muss. Die Sprechende weiss, was der Bund alles macht in diesem Bereich und kennt 

die Beträge, die er für Alkoholprävention spricht. Wenn diese Massnahme eine solche Folge 

hätte, wäre das wirklich nicht nachhaltig.  

 

Hans Stutz: Der CVP-Sprecher hat die CVP der Stadt Luzern gelobt, weil sie gegen die kanto-
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nale Steuergesetzrevision war. Das ist nicht zu bestreiten, nur war der Kanton und die Mehr-

heit des Kantons dafür. Und zwar auch von der CVP, sonst wäre die Revision nicht durchge-

gangen. Es ist richtig, dass die Stadt Luzern dagegen war, aber schon in Littau, das damals 

noch nicht zur Stadt gehörte, sah es anders aus. Und die Folgen müssen jetzt alle tragen.  

Von mehreren Sprechern wurde erwähnt, ja gar lobend erwähnt, dass nur beim freiwilligen 

Leistungskatalog gespart wird. Anders geht es aber doch gar nicht. Bei den gebundenen Auf-

gaben kann man gar nicht sparen; es können lediglich allenfalls gewisse Effizienzsteigerun-

gen erreicht werden, aber weiter ist nichts drin. Man kann also nur bei den freiwilligen Leis-

tungen sparen. Das Problem liegt doch darin, dass jetzt gespart wird, aber nicht eigentlich auf 

Beschlüsse zurückgekommen wird, die einmal gefällt wurden in diesem Rat. Alles, was im 

Budget ist, wurde einmal beschlossen, zum Teil gestützt durch Volksabstimmungen. Und jetzt 

wird mit finanzpolitischen Vorlagen daran geschraubt. Das ist nicht besonders zielführend.  

Der CVP-Sprecher sagte auch, es gebe keine neuen Sozialfälle. Das stimmt. Sozialfälle entste-

hen, weil sie aufgrund der Wirtschaftslage aus den Produktionsprozessen hinausgeschleudert 

werden. Dort werden Sozialfälle verursacht. Die Frage ist dann aber, wie sie die Stadt bzw. 

der Staat „verwaltet“. Und was ist die Folge dieser Änderungen? Diejenigen, die Sozialleis-

tungen beziehen müssen, werden schlechter gestellt; ihnen wird es in Zukunft schlechter ge-

hen. Das ist die Veränderung.  

Aus aktuellem Anlass zum Schluss noch ein kurzes Gedicht, das der Sprechende aus lokalpoli-

tischen Gründen leicht abgeändert hat. Es stammt aus den Kindergedichten von Bertolt 

Brecht („Alphabet“): „Einwohnerrat und armer Mann standen da und sahen sich an. Und der 

Arme sagte bleich: Wär ich nicht arm, wärst du nicht reich.“ 

 

Thomas Gmür hat die CVP nicht gelobt, weil sie in der Stadt Nein sagte, sondern er hat fest-

gehalten, dass die CVP der Stadt Nein sagte zur kantonalen Steuergesetzrevision, weil sie 

eben damals die Probleme, die jetzt auf die Stadt zukommen, gesehen hat. Dass diese Prob-

leme in Romoos oder in Marbach oder in Hohenrain nicht existieren, ist nicht ihr Problem, 

und wenn die Parteienvertreter dort anders stimmen, dann ist das deren Problem, müssen sie 

damit leben. Zum Vorwurf der Diskussionsverweigerung: Wenn man meint, es sei Diskussion, 

immer Nein zu sagen, hat das mit Diskutieren sehr wenig zu tun. Und die SP und die Grünen 

haben zu jeder Massnahme einfach partout Nein gesagt. Auch das jetzige Kopfschütteln von 

Philipp Federer ist nicht Diskussion. Es ist zwar rührend, was die SP mit dem Sparpaket, das sie 

vorgeschlagen hat, ausgeheckt hat, aber es ist in seiner ganzen Breite alles andere als ausge-

wogen. Es enthält faktisch nur Mehreinnahmen oder Streichungen da, wo es ihre Klientel 

sicher nicht schmerzen könnte, aber ausgewogen sind diese Vorschläge nicht.  

 

Sonja Döbeli Stirnemann wehrt sich gegen den Vorwurf, die FDP-Fraktion sei einfach der SVP 

gefolgt und habe sich dabei nichts gedacht. Dieses Sparpaket ist sehr langfristig geplant wor-

den, die Parlamentarier sind von der Verwaltung immer wieder informiert worden: zuerst wie 

vorgegangen wird, dann über Zwischenschritte. Sie konnten sich also immer wieder einbrin-

gen. Es wurde stundenlang, aber wirklich stundenlang darüber diskutiert, nicht nur in der 

Kommission, auch daneben mit Beteiligten. Der Vorwurf, man habe sich überhaupt nicht da-
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rum gekümmert, ist eine absolute Frechheit. Es ist im Gegenteil so, dass die Vorschläge der SP, 

wie saniert werden könnte, eher als wenig abgetiefte Schnellschüsse zu bezeichnen sind.  

 

Manuela Jost möchte sich ebenfalls zum Thema Diskussionsverweigerung äussern. Es ist doch 

wirklich erstaunlich, dass die grösste Partei in diesem Saal den Bürgerlichen und der GLP-

Fraktion Diskussionsverweigerung und Nichtteilnahme am demokratischen Prozess vorwirft: 

Jene Partei, die am meisten Sitze in der GPK hat und nicht zu Gunsten der GLP auf einen Sitz 

verzichtet hat, damit diese dort intensiv mitdiskutieren könnte. Die GLP-Fraktion musste sich 

ihre Informationen auf andere Art holen; sie hat sich mit anderen, nicht nur bürgerlichen 

Parteien, auch mit Grünen und der SP zu verschiedenen Themen ausgetauscht. Der Vorwurf 

der Diskussionsverweigerung gegenüber einer Partei, die Fraktionsstärke hat, der man aber 

nicht zugesteht, dass sie in der wichtigsten Kommission teilnehmen kann, ist auch nicht sehr 

demokratisch.  

Ein zweiter Punkt zu dem, was Edith Lanfranconi bezüglich Nachhaltigkeit sagte. Es ist so: Die 

GLP-Fraktion hat sehr wohl alle Massnahmen beurteilt. Aber wie es eben ist: Sie wägt sie of-

fenbar etwas anders gegeneinander ab und kommt dadurch zu einem anderen Entscheid, 

was nachhaltig verträglicher ist, als vielleicht andere Parteien. 

 

Philipp Federer weist Thomas Gmür darauf hin, dass die G/JG-Fraktion fast 50 % der Sparmass-

nahmen mitträgt, nämlich alle Ohnehin-Massnahmen und die grossen Einnahmen-Massnah-

men. Es ist also völlig falsch, dass sie nichts mitträgt. Umgekehrt ist zu sehen, das die Bürgerli-

chen nicht verhandeln wollen. Das heisst: Über 134 Massnahmen wollen sie nicht verhandeln. 

So ist es in der Presse um Ausdruck gekommen, so hat es die Presse berichtet, und so sind sie 

auch aufgetreten. Dem Sprechenden fallen sechs Punkte auf: 

1. Das ist das vierte Sparpaket; es ist ein Leistungsabbau und keine Tugend.  

2. Das Sparpaket beträgt mehr als 16,7 Mio. Franken. 

3. Das Motiv des Sparens ist ein Leistungsabbau zur Aufrechterhaltung einer Umverteilung. 

4. Die Diskussionskultur ist: Man will nicht verhandeln. 

5. Die CVP und die Vernunft. 

6. Die FDP verursacht mehr Kosten, als sie sparen will. 

Das ist die vierte Sparrunde. Sparsamkeit sei eine Tugend; Thomas Gmür nannte sie Vernunft. 

Aber das ist nicht das wahre Motiv. Das Motiv ist nämlich, die Steuern tief zu halten und nicht 

zu erhöhen, den Steuerwettbewerb aufrechtzuerhalten, anzukurbeln. 2005 hat der Kanton 

Luzern die Steuern von 0,5 % für Holdinggesellschaften auf 0,01 % gekürzt, also um das 50-

fache. Sie war vorher also um 5000 % höher. CVP und FDP haben diese Steuersenkung mitge-

tragen; sie haben sie gewollt. Das sind deren Prioritäten: Senkungen für Privilegierte. Hol-

dingsteuern, Pauschalbesteuerungen, Umverteilung! – Für die Presse vor allem: Es geht hier 

nicht darum, sparsam zu sein und das Ziel von 16,7 Mio. Franken zu erreichen, sondern um 

schmerzenden Leistungsabbau. Das Parlament hat einen Auftrag von 15 Mio. Franken gege-

ben, doch effektiv sind es mehr als 23 Mio. Franken. Die Sparbeiträge sind höher als im Be-

richt ausgewiesen. Beispiel: die Städtepartnerschaften. Ausgewiesen sind 25‘000 Franken ab 

2012, effektiv ist es eine Reduktion von 170‘000 auf 95‘000 Franken, also um 75‘000 Franken. 
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– Ab 2012 sollen mehr Primarschulklassen die Maximalgrösse aufweisen. Einsparung: 295‘000 

Franken. Jahrelang gab es in der Stadt keine Klasse über dem Maximalbestand. Im laufenden 

Schuljahr sind es allein sechs Klassen. Wann fangen die Sparmassnahmen an? 2010, 2011 oder 

2012? Und wie viele Schulklassen über dem Maximalbestand müssen es 2012 sein? – Es gibt 

befristete Massnahmen im Strassenbau: vier Jahre lang je eine halbe Million. Das Parlament 

hat nie einen Auftrag dafür gegeben. Die Investitionen müssten eigentlich auch dazu gezählt 

werden, und da lassen die Ferienheime und der Dammdurchbruch grüssen. Mit Sparmass-

nahmen, die teilweise schon lange laufen, kommt man also weit über 16,7 Mio. Franken. Es 

gibt einen kollektiven Sparzwang, der mit „integraler Umsetzung“ und „Vernunft“ kaschiert 

wird. – Die CVP-Fraktion möchte der Sprechende fragen: Wo ist da die christliche Soziallehre, 

die den Menschen vor das Kapital setzt? Die Enzyklika „Laborem exercens“ postuliert gegen-

über dem Wirtschaftsliberalismus das Primat der Arbeit vor dem Kapital. Doch davon ist bei 

der CVP nichts mehr zu sehen. Auch ein christlichsozialer Flügel, der die Menschen und das 

Arbeiten vor den Steuerwettbewerb setzt, ist nicht zu sehen. Die FDP-Fraktion will definitiv 

nicht sparen. Josef Wicki hat z. B. einen Vorstoss für die Olympiakandidatur eingereicht. Turin 

hat dies ein Defizit von 31 Mio. Euro gekostet. Wer solche Forderungen stellt, ist beim Sparen 

unglaubwürdig. Gegenüber der Presse sagte Josef Wicki, das werde den Tiefbahnhof und den 

Südzubringer beschleunigen. Allein der sinnlose Südzubringer wird die Stadt Luzern 100 bis 

200 Mio. Franken kosten. Wenn man da noch von Sparen reden will – da muss man doch klar 

sagen: Nein, man will umverteilen. Man will vielleicht eine Klientel bewirtschaften und vor 

allem will man Leistungen abbauen. Das ist nicht gespart. Der Sprechende zieht das Fazit: 

Sparen ist nicht Sparen. Bei genauer Betrachtung ist es ein Umverteilen.  

 

Urs Wollenmann möchte klarstellen: Die SVP ist von den bürgerlichen Parteien jene, welche 

ganz klar die grösste Kröte zu schlucken hat. Sie hat die Gebührenerhöhungen und all die 

Sachen nie befürwortet. Der Sprechende möchte dazu auch erwähnen, dass die SVP seinerzeit 

das EÜP abgelehnt hat, genau aus diesen Gründen. Jetzt lehnt sie nicht ab, wohlverstanden 

aus dem übergeordneten Interesse, was hier noch einmal betont werden soll. Das ist also ein 

sehr pragmatischer Ansatz, und der darf vielleicht doch auch einmal gewürdigt werden.  

 

Dominik Durrer hat aufgrund der Reaktionen bei seinem Votum festgestellt, dass er einigen 

Leuten auf die Füsse getreten ist. Tatsache ist ja, dass Urs Wollenmann bei seinem Einstiegsvo-

tum dem Stadtrat für dieses Sparpaket eine dornige Rose überreicht hat, und Tatsache ist 

natürlich, dass die anderen bürgerlichen Kräfte das in ihren Voten mittragen. Dass sie sich 

jetzt in der Beurteilung, was für die Stadt Luzern finanzpolitisch das Richtige ist, in der glei-

chen Runde finden wie die SVP, ist ihre Sache. Die SP/JUSO-Fraktion stellt das von aussen irri-

tiert fest, und sie findet es etwas erstaunlich. Vor allem findet sie auch erstaunlich – damit 

zum zweiten Punkt, der Diskussion um die Diskussionsverweigerung –, dass es in der langen 

Auseinandersetzung und tiefen Diskussion, welche die Bürgerlichen mit allen Beteiligen ge-

führt haben sollen, keine einzige Massnahme gibt in diesem Paket, die einer Revision bedarf. 

Das ist ausserordentlich erstaunlich. Sehr wahrscheinlich ist es eine Frage des Glaubens, ob es 

tatsächlich so ist. Es kann ja, wie gesagt, in diesem Rat noch ein Wunder passieren, indem 
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man bei einzelnen Massnahmen von dieser Haltung abweicht. Die SP/JUSO-Fraktion streckt 

die Hand aus mit den Massnahmen, die sie vorgeschlagen hat, und die – im Gegensatz zur 

Beurteilung von Thomas Gmür – auch linke und grüne Kulturinteressierte in der Stadt Luzern 

betrifft. Auch mit solchen Massnahmen bietet sie Hand. Wenn die bürgerlichen Kräfte diese 

Hand nicht annehmen können, nicht annehmen wollen, dann liegt das in deren Verantwor-

tung. Dass die Frage der Kommissionssitzverteilung in den demokratiepolitischen Diskurs ein-

gebracht wird, zeugt eher von Unbeholfenheit in dieser Diskussion, in der es um die finanz-

politische Zukunft der Stadt Luzern geht.  

 

Werner Schmid: Es verwundert ja nicht, dass in Luzern, wenn gespart wird, in der Regel zwei 

Lager entstehen. Das ist überhaupt nichts Neues. Tatsache ist aber, dass bereits im Vorfeld der 

heutigen Debatte, bereits anlässlich der Sitzung der Baukommission die linken Kreise gesagt 

haben, sie seien die einzigen, die sich intensiv und seriös mit diesem Sparpaket auseinander 

gesetzt haben. Das ist dem Sprechenden im Laufe der Sitzung zu Ohren gekommen. Das tönt 

so, als wäre es der SVP-Fraktion gleich. Das ist es aber nicht. Die SVP-Fraktion hat ebenfalls 

alle 134 Massnahmen diskutiert. Heute geht es nicht darum, dieses Sparpaket einfach durch-

zuwinken, sondern diesem Sparpaket muss, weil es ausgewogen, massvoll und sozial verträg-

lich ist, zum Durchbruch verholfen werden; es muss nicht durchgewinkt werden.  

 

Finanzdirektor Stefan Roth: Das Sparpaket 2011 wird nicht zufällig am gleichen Tag behan-

delt wie die Gesamtplanung 2011–2015 und der Voranschlag 2011. Denn Sparen ist für den 

Stadtrat kein Selbstzweck und kein Vergnügen, sondern schlicht Notwendigkeit angesichts 

der schwierigen Entwicklung des Finanzhaushaltes in den kommenden Jahren. Diese Zusam-

menhänge werden am Nachmittag bei der Behandlung der Gesamtplanung noch einmal dar-

gestellt. Der Stadtrat betont es immer wieder: Das Sparpaket allein reicht nicht aus, um den 

Finanzhaushalt wieder ins Lot zu bringen Es ist deshalb eingebettet in weitere Stossrichtun-

gen und Massnahmen, die vor allem den Zweck verfolgen, die Ertragskraft zu steigern. Aber 

es ist ein wichtiger und unerlässlicher Bestandteil auf dem Weg zur Gesundung der Finanzen. 

Ziel war es, Massnahmen zu entwickeln, die zu einer jährlich wiederkehrenden Einsparung 

von 15 Mio. Franken in der Rechnung führen. Das ist ein ambitiöses Ziel, wenn man bedenkt, 

dass der Handlungsspielraum bei vielen obligatorischen Gemeinschaftsaufgaben relativ ge-

ring ist, und wenn man in Betracht zieht, dass beträchtliche Einsparungen, Optimierungen, 

Effizienzsteigerungen und Synergien bereits im Zusammenhang mit dem Entlastungs- und 

Überprüfungsprojekt sowie im Zusammenhang mit der Fusion Luzern-Littau realisiert worden 

sind. Der Stadtrat erachtet es deshalb als Erfolg, dass er das jetzt vorliegende Gesamtpaket 

präsentieren kann. Das Entlastungsziel wird erreicht, und der Stadtrat steht hinter den ein-

zelnen Massnahmen. Die Massnahmenvorschläge sind in einem sorgfältigen Prozess erarbei-

tet, überprüft, angepasst, reduziert und schliesslich vom Stadtrat genehmigt worden. Der 

Stadtrat ist sich allerdings bewusst: Stärker als dies bei früheren Sparprojekten der Fall gewe-

sen ist, enthält das jetzt vorliegende Paket Massnahmen, die für einzelne Personengruppen 

und Institutionen deutlich spürbar sein werden. Es ist nicht mehr möglich, das Entlastungsziel 

vorwiegend mit Kostenverschiebungen, Effizienzsteigerungen und organisatorischen Anpas-
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sungen zu erreichen. Der Stadtrat respektiert dementsprechend die Betroffenheit einzelner 

Gruppen und Institutionen. Er nimmt aber für sich in Anspruch, gerade auch bei jenen Mass-

nahmen, die mit Leistungsabbau verbunden sind, verantwortungsbewusst und mit Augen-

mass entschieden zu haben. Der Stadtrat erachtet das vorliegende Paket als zielführend und 

ausgewogen. Massnahmen, die nicht direkt mit Leistungsreduktionen verbunden sind, sind 

soweit wie möglich berücksichtigt. Die einzelnen Direktionen leisten ihre Beiträge in einem 

Ausmass, die in etwa in Relation stehen zu den beeinflussbaren Leistungen in ihrem Bereich. 

Das Personal leistet in Absprache mit den Personalverbänden einen substanziellen Beitrag, 

der jedoch vertretbar ist. Die Massnahmen zur Ertragssteigerung können zurückhaltend zur 

Anwendung und an Orten, wo sich Gebührenanpassungen sachlich rechtfertigen lassen. Und 

nicht zuletzt werden die Leistungsanpassungen so ausgestaltet, dass es nicht zu unzumutba-

ren Härten kommt.  

Der Stadtrat möchte das Paket integral umsetzen, denn nur so kann die erforderliche Entlas-

tung der Rechnung realisiert werden. Er hofft, heute vom Parlament für dieses Vorhaben 

grünes Licht zu erhalten. Die meisten Massnahmen kann der Stadtrat in eigener Kompetenz 

umsetzen, natürlich vorbehältlich der Budgetkompetenz dieses Parlaments. Diese erlaubt es 

dem Grossen Stadtrat, jederzeit einzelne Massnahmen oder Beschlüsse zu fassen. Ein kleinerer 

Teil der Massnahmen bedarf zu ihrer Umsetzung eines expliziten Beschlusses des Grossen 

Stadtrates, weil z. B. eine Reglementsanpassung erforderlich ist. Im Anschluss an diese Debat-

te wird der Stadtrat deshalb einen Folge-B+A erarbeiten, mit dem diese Massnahmen voraus-

sichtlich im zweiten oder dritten Quartal des nächsten Jahres zum Beschluss vorgelegt wer-

den. Für alle übrigen Massnahmen wird der Stadtrat die Umsetzung an die Hand nehmen, 

soweit sie nicht bereits in den Voranschlag 2011 eingeflossen sind. Bei der einen oder ande-

ren Massnahme sind noch rechtliche Umsetzungsfragen zu klären. Bei diesen Anpassungen, 

die noch erfolgen können, geht es aber um Einzelheiten, und das Gesamtziel von 15 Mio. 

Franken netto im Jahr 2015 ist trotzdem sichergestellt.  

Der Stadtrat nimmt die kritischen Äusserungen mit der notwendigen Sensibilität auf. Der 

dankt für die wohlwollende Zustimmung, die in einigen Voten geäussert wurde, zur Notwen-

digkeit, dass der Stadtrat einen eigenen Beitrag zur Gesundung des städtischen Finanzhaus-

haltes leisten will.  

 

 

Josef Wicki möchte Philipp Federer entgegnen: Der Südzubringer ist nach seinem Dafürhalten 

sinnvoll und nötig, und er gehört auch zum Agglomerationsprogramm. Diese Infrastruktur 

muss bereitgestellt werden, damit Luzern eine prosperierende Zukunft hat und dass der Ver-

kehr aus dem Zentrum abgezogen und gerade auch beim Bahnhof reduziert werden kann. 

Das ist etwas, das ja alle wollen. Der Sprechende unterscheidet zwischen Investitionen und 

Konsum. Beim Dammdurchbruch zeigte er mit seinem Stimmverhalten, dass er durchaus In-

vestitionen in die Infrastruktur unterstützt. Aber es darf nicht auf Pump konsumiert werden. 

Wenn man investiert, ist das etwas anderes. In diesem Lichte reichte er seinen Vorstoss zu den 

Olympischen Winterspielen ein, über die zu reden natürlich eine heikle Sache ist; dessen ist er 

sich sehr wohl bewusst. Aber es geht darum, zuerst eine Investition zu machen, etwas zu ge-
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ben, um nachher etwas zu erhalten. Zuerst soll lediglich das Kosten-Nutzen-Verhältnis abge-

klärt werden, auch die ökologischen und ökonomischen Rahmenbedingungen. Mehr hat er 

nicht gefordert. Darin sieht er eine Investition, die sich lohnen könnte, indem Luzern im glei-

chen Zusammenhang die entsprechende Infrastruktur erhält. Sollten die Abklärungen jedoch 

dazu führen, dass dies sinnlos ist, wird er sich auch dagegen aussprechen.  

 

David Roth hat die Aussage von Josef Wicki zum Darmdurchbruch gereizt, denn dieser zeigte 

gerade keine Haltung zum Dammdurchbruch. Nichts anderes heisst Enthaltung. Hätte er eine 

Haltung gehabt, hätte dieser Entscheid vielleicht anders ausfallen können. Er sollte nicht, weil 

er Angst hat vor dem Volk hinzustehen und zu sagen, was er meint, sich enthalten und dann 

noch behaupten, er habe eine Haltung dazu gehabt.  

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher geht davon aus, dass bei den Vorstössen, die an dieser 

Stelle behandelt werden, Diskussion sowohl bei denjenigen, die entgegengenommen wer-

den, wie auch bei den Interpellationen gegeben ist.  

 

 

 

4. Postulat 68, Katharina Hubacher namens der G/JG-Fraktion,  

vom 21. Mai 2010:  

Im Kinder- und Jugendbereich nicht sparen 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab. 

 

Katharina Hubacher: Der Stadtrat lehnt die Forderung, keine Sparmassnahmen zu treffen, 

welche Kinder und Jugendliche betreffen, aus zwei Gründen ab: Einerseits weil er eine ande-

re Methodik gewählt habe und andererseits weil er überzeugt sei, dass die Stadt Luzern ihr 

Profil als kinder- und familienfreundliche Wohnstadt trotzdem beibehalte. Die G/JG-Fraktion 

sieht dies anders. Es handelt sich ja nicht – und das sieht die Fraktion auch – um einen ganz 

radikalen Abbau in diesem Bereich, aber um einen ewig schleichenden Abbau. Die Aussage in 

verschiedenen Eingangsvoten, dass beim Sparen alle Verantwortung übernehmen müssten, 

erscheint doch etwas merkwürdig in Bezug auf die folgenden Massnahmen bei Kindern und 

Jugendlichen. Wenn man etwas genauer hinschaut, fängt es nämlich schon bei der Mütter- 

und Väterberatung an: Dort werden Elternbriefe, die eine wichtige Orientierung darstellen, 

reduziert. Dann wird in Aussicht gestellt, dass bei den Betreuungsgutscheinen nach dem Pi-

lotprojekt eine Kostenreduktion erzielt werden muss. Bei den Klassengrössen, die schon an-

gesprochen wurden, will man sich konsequent an den Obergrenzen orientieren In der additi-

ven Tagesschule werden Tarifanpassungen vorgenommen, was heisst, dass die additive Tages-

schule teurer wird. Der Schwimmunterricht in der vierten Klasse soll ganz wegfallen mit der 

Begründung, entweder lernen die Kinder vorher schwimmen, oder sie lernen es ohnehin 

nicht. Auch bei der Schulzahnpflege wird gespart. Die Tarife der Musikschule – auch das wur-

de schon erwähnt – werden angehoben, und das Jugendhaus Treibhaus muss mit 50‘000 
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Franken weniger auskommen. Alle diese Massnahmen treffen Kinder und Jugendliche direkt. 

Die G/JG-Fraktion wäre wirklich froh, wenn dieser Bereich ausgelassen werden könnte. Es 

wäre für die Stadt Luzern ein gutes Zeichen, wenn sie sagen könnte, dass gespart wird, aber 

nicht dort, wo es Kinder und Jugendliche direkt trifft, denn Kinder und Jugendliche brauchen 

besonderen Schutz und besondere Förderung. Die G/JG-Fraktion hält selbstverständlich an 

ihrem Postulat fest.  

 

Nina Laky: Dieses Postulat der G/JG-Fraktion hat nicht gefruchtet; der Forderung, im Kinder- 

und Jugendbereich nicht zu sparen, ist nicht Rechnung getragen worden. Man sagt zwar, 

man habe das Kinder- und Jugendparlament verschont. Dieser politische No-Go ist also er-

kannt worden. Schade nur, dass es nicht in allen Bereichen mit der erwünschten Konsequenz 

angewendet worden ist und nun Abstriche bei der Bildung und der Jugendkultur gemacht 

worden sind. Beispiele waren zu hören: Treibhaus, Südpol und die Massnahmen bei den 

Volksschulen, welche Eltern und Kinder direkt treffen. Die SP/JUSO-Fraktion teilt diesbezüg-

lich die Meinung des Stadtrates nicht und auch nicht die Meinung der Mehrheit in diesem 

Parlament, dass alle Abteilungen ihren Beitrag leisten müssen. Es ist klar, dass dies in einigen 

Bereichen krassere Auswirkungen haben wird als in anderen. Es ist für sie unumstritten, dass 

Leistungskürzungen in diesen Bereichen nicht verantwortungsvoll, nicht zukunftsweisend und 

auch nicht vorbildlich sind. Die Fraktion unterstützt dieses Postulat und hält ebenfalls daran 

fest.  

 

Sozialdirektor Ruedi Meier möchte sich zum Teilbereich Jugendarbeit/Familienpolitik äussern; 

zum Bildungsbereich könnte der Bildungsdirektor Stellung nehmen. Es ist natürlich tatsäch-

lich so: Wenn man im Haushalt 15 bis 16 Mio. Franken sparen muss, dann geht das nicht, ohne 

dass letztlich gewisse Massnahmen ergriffen werden. Die Frage ist, nach welchen Kriterien 

man dabei vorgeht. Im Bereich der Jugend- und Familienpolitik wurde versucht, das intelli-

gent zu tun; dies aus der Sicht der Sozialdirektion; die anderen Direktionen haben sicher auch 

entsprechende Überlegungen angestellt. Das Kriterium war, dass keine „Schwanzbeisser“ 

produziert werden sollen. Dass beispielsweise eine Sparmassnahme im Präventivbereich so 

einschneidend ausgestaltet wird, dass die Folge davon ist, dass ein Fall anderswo, z. B. in der 

Vormundschaft, wieder hereinkommt, und das wäre dann teurer. Das wäre nicht gespart, es 

wäre das Gegenteil erzielt. Darum wurde aufgrund eines Mehrkreismodells die entsprechen-

den Tabubereiche definiert. Bei den Betreuungsgutscheinen gibt es den Rahmenkredit, und 

es wurde überprüft, ob künftig, auch wenn die Bundesmittel wegfallen, mit der familienpoli-

tischen Strategie weitergefahren werden kann. Dem ist so, und es wurden sogar im Hinblick 

auf 2011 gewisse Korrekturen gemacht, indem in jenen Bereichen, in denen der Anreiz zu 

arbeiten zu klein war, noch gewisse Anpassungen vorgenommen wurden, das heisst, dass der 

Gutschein heute mehr wert ist.  

Im Bereich der Jugendarbeit geht es vor allem um das Treibhaus. Da wurde überlegt, wo ge-

wisse Massnahmen möglich wären. Das Treibhaus wird 50‘000 Franken erbringen. Im Gegen-

zug wurde die mobile Jugendarbeit im Bereich Fluhmühle auf 2011 ausgebaut, und das ist 

eine höhere Summe. Es gibt also, wenn man so will, im stationären Bereich eine gewisse Re-
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duktion, im mobilen Bereich hingegen, wo es drückt, einen gewissen Ausbau. Das entspricht 

im Ausmass nicht den Vorstellungen der aus Sicht des Sprechenden linken Seite dieses Rates, 

aber es wird versucht, diesbezüglich weiter Politik zu machen. Der Nutzen der Elternbriefe ist 

gegeben, aber es wurde davon ausgegangen, dass es an und für sich zumutbar ist, sie zu 

streichen, weil im Gegenzug das Projekt Familienberatung, also Mütter- und Väterberatung 

sowie Elternberatung, über das erste Lebensjahr hinaus weitergeführt wird, bis die Kinder in 

den Schulbereich kommen (Basisstufe oder zwei Jahre Kindergarten). Das ist etwas ganz Ent-

scheidendes. Im Bereich der Familien- und der Jugendpolitik sind also ganz kleine Einschnitte 

zu gewärtigen, aber im Grossen und Ganzen kann mit den festgelegten Strategien weiterge-

fahren werden. Vor diesem Hintergrund geht der Stadtrat davon aus, dass dies eine verant-

wortbare und auch sozial nachhaltige Politik ist.  

 

Ylfete Fanaj: Wenn der Sozialdirektor sagt, dass die linke Ratsseite z. B. die Massnahme zum 

Treibhaus nicht begrüsst, so hat diese das nicht einfach so gesagt, weil ihr diese Massnahme 

nicht passt. Die SP/JUSO-Fraktion hat natürlich jede Massnahme, die ihr wichtig ist, einzeln 

abgeklärt, teilweise auch in der Verwaltung Auskünfte eingeholt. Bei gewissen Massnahmen 

ist sie zum Schluss gekommen, dass sie vielleicht vertretbar sind, gerade auch weil von der 

Verwaltung entsprechend geantwortet wurde, bei gewissen anderen aber wurde von der 

Verwaltung gesagt, dass sie absolut unmöglich und nicht vertretbar seien. Und diese Mass-

nahmen unterstützt die Fraktion nicht. Gerade bei der Massnahme zum Treibhaus musste die 

Fraktion zur Kenntnis nehmen, dass auch von der Verwaltung nicht eingesehen wird, warum 

da gespart wird.  

 

Das Postulat 68 wird abgelehnt.  

 

 

 

  



 

Seite 24 

5. Motion 74, David Roth und Andreas Wüest namens der SP/JUSO-Fraktion, 

vom 9. Juni 2010: Verwaltungsratshonorare gehören in die Stadtkasse 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass der Stadtrat diese Motion als Postulat ent-

gegennimmt. Andreas Wüest hält an der Motion fest.  

 

Andreas Wüest: Diese Motion ist in einer Zeit entstanden, als bekannt wurde, dass einige 

Leute, konkret auch Franz Müller, noch in gewissen Verwaltungsräten sitzen, obwohl sie in 

Rente gegangen sind. Sie hat zwei Stossrichtungen. Die eine ist, dass damit ehemalige Mitar-

beiter oder Exekutivmitglieder der Stadt damit ermuntert werden sollten, nach dem Aus-

scheiden aus ihrem Amt auch die Verwaltungsratsmandate niederzulegen und sie so wieder 

der Stadt zur Verfügung zu stellen, damit sie von aktuellen Mitarbeitern und Exekutivmit-

gliedern besetzt werden. Aus der Antwort auf eine Interpellation des Sprechenden dazu ging 

hervor, dass bei den Betrieben, bei welchen die Stadt Minderheitsaktionärin ist, aktuell 8 

Verwaltungsratssitze durch ehemalige und 8 durch aktuelle Mitarbeitende besetzt sind. Das 

ist aus seiner Sicht ein Missverhältnis, gerade auch im Zuge der Spardebatte – deswegen wird 

dieser Vorstoss wohl auch jetzt behandelt. Es geht zwar nicht um riesige Beträge, die in die 

Stadtkasse kommen, aber doch Beträge, die es ermöglichen würden, z. B. das Treibhaus oder 

etwas anderes von Massnahmen zu verschonen.  

Die zweite Stossrichtung ist die, dass Verwaltungsratshonorare wirklich in die Stadtkasse ge-

hören. Der Stadtrat schreibt zwar in der Antwort, dass die Risiken dieser Mitarbeitenden, die 

sie gegenüber diesen Firmen hätten, als so hoch einzustufen sind, dass es gerechtfertigt ist, 

dass sie diesen Lohn kassieren. Diese Risiken aber werden, auch in einem internationalen 

Kontext, überschätzt. Wenn etwas nicht geht, haftet schliesslich selten der Verwaltungsrat. Es 

ist wichtiger, dass die Stadt wirklich immer ein Auge darauf hält, sowohl auf den eigenen 

Betrieben als auch auf jenen, bei welchen sie Minderheitsaktionärin ist, und dafür sorgt, dass 

solche Risiken gar nicht erst entstehen können. Darum sind die Mitarbeitenden ja auch in den 

Verwaltungsräten. Die SP/JUSO-Fraktion ist der Meinung, dass sie dies im Rahmen ihrer Arbeit 

machen sollen und somit auch im Rahmen der Besoldung, die sie für ihre Arbeit erhalten. Die 

Personen, die in Verwaltungsräten sitzen – das wurde in der Antwort auf die Interpellation 

ebenfalls aufgelistet –, gehören nicht dem mittleren Kader an und sind auch keine einfache 

Angestellte, sondern sie kommen aus den höheren Etagen der Verwaltung. Sie haben ohne-

hin einen grossen Lohn. Man kann sich natürlich streiten, ob das zu viel oder zu wenig ist, 

aber mit den Exzessen der Bankenwelt muss die Stadt Luzern nicht mithalten wollen. Diese 

Leute sind gut bezahlt und haben zudem eine wirklich sichere Arbeitgeberin, auf die man 

auch stolz sein darf und somit Befriedigung empfinden kann. Das sind Softfaktoren, die 

durchaus mitentscheidend sein können, für ein etwas kleineres Honorar für die Stadt Luzern 

zu arbeiten.  

Es gibt wohl nicht mehr allzu viel dazu zu sagen, weil die Bürgerlichen die Diskussion ohnehin 

verweigern. Diese Motion ist wirklich selbstredend, weshalb der Sprechende einfach nochmals 

betont, dass die SP/JUSO-Fraktion daran festhält und um Unterstützung auch von der anderen 

Ratsseite bittet.  
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Stefanie Wyss: An der letzten Ratssitzung wurde über die angesprochene Interpellation dis-

kutiert. Schon bei dieser Diskussion wurde ersichtlich, dass einiges im Argen liegt. Es ist sicher-

lich so, dass der Stadtrat Prioritäten setzen muss und nicht bei allen 82 Trägern mit Vertrete-

rinnen und Vertretern präsent sein kann. Doch ist es von zentraler Bedeutung, dass der Stadt-

rat bzw. die Stadtverwaltung in Verwaltungsräten vertreten ist, wenn die Stadt viel Geld in-

vestiert hat.  

In dieser Motion geht es nicht nur um Verwaltungsratshonorare, sondern auch darum, dass 

Personen, die aus ihrem Amt ausgeschieden sind, weiterhin die Stadt in Verwaltungsräten 

repräsentieren und logischerweise auch das Honorar erhalten. Die Erklärung des Stadtrates 

mutet schon fast etwas abenteuerlich an, wenn er schreibt, dass sich diese auch nach dem 

Ausscheiden an den Interessen der Stadt orientieren dürften. Das tönt, als ob alle fünf Stadt-

räte immer einer Meinung wären, und das sogar über ihre Amtsdauer hinaus. Für die Man-

datserteilungen braucht es unbedingt verbindliche Regeln. Und wo die Stadt ein Verwal-

tungsratsmandat hat, muss sie unbedingt von Vertretern/-innen der Stadt repräsentiert wer-

den, die auch noch im Amt sind. Die G/JG-Fraktion hat schon an der letzten Ratssitzung da-

rauf hingewiesen, dass nicht klar ist, wie die Stadt ihre Interessen in einem Verwaltungsrat 

mit ehemaligen Mitgliedern der Stadtverwaltung wahren will. Es ist weder klar, wie diese von 

Seiten der Stadt orientiert werden, noch wie diese Personen den Stadtrat informieren. 

In der heutigen Ratsdiskussion geht es vor allem ums Sparen und um mögliche Mehreinnah-

men von grossen und kleinen Beträgen beziehungsweise um Kürzungen. Bei den Verwal-

tungsratshonoraren verschenkt die Stadt die Möglichkeit, dort Geld einzunehmen, wo es 

wirklich legitim ist. Dieses Verhalten ist unverständlich. Im Sinne dieses Votums unterstützt 

die Fraktion der Jungen Grünen und Grünen diese Motion der SP/JUSO-Fraktion und bittet 

den Rat, sie an den Stadtrat zu überweisen.  

 

Franziska Bitzi Staub bedauert zwei Sachen: Erstens, dass die schon mehrfach erwähnte Inter-

pellation, die an der letzten Sitzung behandelt wurde, und die heutige Motion nicht gemein-

sam beraten werden konnten, denn es gibt wirklich eine grosse Schnittmenge, und eigentlich 

wäre es gut, man hätte schon damals gewisse Fragen diskutieren können. Zweitens, dass die 

Motionäre an der Motion festhalten wollen und nicht einverstanden sind mit der Entgegen-

nahme als Postulat. Das hätte die CVP-Fraktion nämlich mitgetragen.  

Zur ersten Frage bzw. Stossrichtung, die Andreas Wüest ansprach, nämlich dem Einsitz in die-

se Organe, möchte die Sprechende nicht zu viel von der letzten Sitzung wiederholen. Ihr 

wurde im Nachgang gesagt, es sei etwas lehrmeisterlich gewesen, als sie erklärte, dass die 

Generalversammlung der Aktionäre den Verwaltungsrat besetze. Sie muss aber trotzdem 

wiederholen, dass es gerade bei Minderheitsbeteiligungen einfach nicht so ist, dass die Stadt 

bestimmt, wer dort drin ist, sondern die entsprechenden Aktionäre. Darum möchte sie nicht 

weiter auf diesen Themenkreis, der letztes Mal diskutiert wurde, eingehen.  

Die Motionäre haben eine zweite Stossrichtung, eine Art Plafonierung der Entschädigung der 

städtischen Angestellten, angestrebt, wenn diese solche Funktionen wahrnehmen. Das ist 

ganz im Sinne der Abzocker-Initiative, und auch die CVP-Fraktion hat für diesen Gedanken 

Sympathie. Aus der Antwort des Stadtrates ist zu ersehen, dass diese schon erfüllt ist: Bei der 



 

Seite 26 

Festlegung und Entwicklung der Saläre der einzelnen Mitarbeitenden werden nämlich die 

Honorare für Tätigkeiten, die ausserhalb der Arbeitszeiten wahrgenommen werden können 

und für die sie entschädigt werden, mitberücksichtigt. Das heisst, dass jemand bei der Ent-

wicklung der Gesamtentschädigung unter Berücksichtigung dieser Zusatzentschädigungen 

nicht aus dem Lohngefüge fallen kann. Das gewährleistet einerseits eine individuelle Beurtei-

lung, im Gegensatz zur Motion, nach welcher dies einfach für alle gleich gehandhabt würde. 

Andererseits würde die Lösung, wie sie in der Motion vorgeschlagen wird, insgesamt zu hö-

heren Kosten führen. Das wird in der Antwort auch dargelegt, und es ist nicht klar, ob das 

nicht erkannt worden ist, wenn argumentiert wird, dass das eine Zusatzeinnahme für die 

Stadt wäre. Insgesamt würde diese Lösung zu höheren Belastungen für die Stadt führen, 

wenn man es so machen würde. Massgebend muss wirklich die Gesamtbetrachtung dieser 

ganzen Aufgaben sein und nicht die technische Frage, auf welches Konto eine Entschädigung 

letztlich überwiesen wird.  

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst betrachtet die Vertretung der Stadt in Verwaltungsrä-

ten nicht einfach auf der finanzpolitischen Ebene. Sie hat selber mehrjährige Erfahrung, denn 

wie war lange Zeit im Verwaltungsrat der vbl. Der Mehrwert für die Stadt ist aus ihrer Sicht 

sehr gross. Erstens erhält man so alle Informationen 1:1. Zweitens hat jedes Mitglied dieses 

Rates, insbesondere auch die GPK, die Möglichkeit, nachzufragen, wie überhaupt Bericht er-

stattet wird. Die Unternehmen, vor allem jene, die zu 100 %in der Hand der Stadt sind, sind 

sehr gut organisiert. Es gibt Quartalsberichte, die auch als Stadtratsgeschäfte aufgelegt und 

diskutiert werden. Alle Mitglieder des Stadtrates wissen jeweils, wo diese Unternehmen ste-

hen. Es besteht auch eine sehr enge Zusammenarbeit mit der Finanzdirektion, und schliesslich 

gibt es das Beteiligungscontrolling, mit welchem das Parlament die Möglichkeit hat, jederzeit 

nachzufragen. Es gibt auch einen regelmässigen Austausch einer Delegation der Verwal-

tungsräte mit dem Stadtrat. Der Mehrwert, dass der Stadtrat immer ganz nahe an den Ge-

schäften ist, ist sehr wichtig. Aber selbstverständlich ist es so: Auch die Sprechende hatte in 

diesem Verwaltungsrat gelegentlich zwei Hüte auf: Stadtrat/Stadt und vbl. Aber in einen 

Konflikt ist sie deswegen eigentlich nie gekommen. Es war spürbar, dass das Unternehmen in 

erster Linie bestrebt ist, eine sehr gute Dienstleistung für die Stadt zu erbringen. Das darf in 

der Diskussion über die Gehälter nicht vergessen gehen. Diese sind unter dem Strich allesamt 

eher an der unteren Grenze, wenn man sie mit anderen Verwaltungsratshonoraren ver-

gleicht. Die Vertretung in einem Verwaltungsrat ist insbesondere für jene, die nicht im Stadt-

rat sind, eine Zusatzaufgabe – bei den Stadträten geht das Gehalt bis auf 2000 Franken an die 

Stadtkasse –, welche diese schliesslich im Interesse der Stadt leisten, weshalb es richtig ist, dass 

diese das Geld erhalten.  

 

David Roth bemerkt zum Votum von Franziska Bitzi, dass es ihm logisch problematisch er-

scheint, wenn gesagt wird, dass die Stadt Verwaltungsratssitze in ihrer Lohnpolitik berück-

sichtigt, die Stadt aber keine Entscheidungsmöglichkeit hat, wer in einen Verwaltungsrat ge-

wählt wird. Wenn die Stadt das in ihrer Lohnpolitik berücksichtigt, ist davon auszugehen, 

dass sie auch einen gewissen Einfluss hat, sonst wäre das eine etwas schwierige Argumentati-
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on, wenn sie gar nicht mitreden kann, sondern allein die Aktionäre entscheiden.  

Die zusätzliche Arbeitsbelastung, die ein Verwaltungsratsmandat mit sich bringt, sollte nicht 

nur aus Sicht der Lohnpolitik betrachtet werden, sondern es muss auch einbezogen werden, 

was es an zusätzlicher Arbeitsbelastung bedeutet. Häufig sind es ja die Chefbeamten, welche 

Verwaltungsratsmandate wahrnehmen, und die haben meist ohnehin eine sehr hohe Ar-

beitsbelastung; es wird ihnen keine Überzeit ausbezahlt, sondern erwartet, dass sie einen 

gewissen Teil Überzeit leisten. Würde man die Regelung einführen, dass Verwaltungsratsho-

norare an die Stadtkasse gehen und maximal 10‘000 Franken daran verdient werden könnten, 

würde man solche Mandate wohl besser verteilen. Das würde bei den Chefbeamten zu einer 

Reduktion der Arbeitszeitbelastung führen, denn es ist auch ein Verlust für die Stadt, wenn 

ohnehin sehr ausgelastete Leute noch zusätzliche Mandate haben; das geht auf Kosten ihrer 

Arbeit bei der Stadt. Dann könnte man sich auch überlegen, diese Arbeitsbelastung auf meh-

rere Leute zu verteilen. Dies betrifft nicht nur Verwaltungsratsmandate, sondern man könnte 

sich z. B. auch ein Jobsharing in Kaderpositionen überlegen, wo die Arbeitsbelastung offen-

bar doch sehr hoch ist. Es ist wichtig, dass die Chefbeamten mit voller Kraft für die Stadt ar-

beiten können, und das funktioniert am besten, wenn sie nicht noch extrem mit anderen 

Mandaten belastet sind. 

Die Motionäre haben sich diese Idee nicht einfach irgendwie aus ihren Fingern gesaugt, son-

dern das ist genau die Regelung, welche die Stadt Zürich hat. Das betrifft sowohl die Begren-

zung auf 10‘000 Franken wie auch dass sie nach dem Ausscheiden ihr Verwaltungsratsmandat 

abgeben. Es ist nicht nachvollziehbar, warum das, was in einer Stadt wie Zürich, bei der die 

Chefbeamten wohl eine noch höhere Belastung haben, funktioniert, hier nicht möglich sein 

soll. Der Sprechende geht davon aus, dass es in einem grösseren „Laden“ grössere Belastun-

gen gibt, aber er will dem Stadtpräsidenten nicht zu nahe treten, denn dieser hat sicher auch 

sehr viel zu tun, insbesondere auch deshalb, weil der Stadtrat etwas kleiner ist als jener von 

Zürich. Aber man kann natürlich auch fragen, warum der Stadtrat in Luzern kleiner ist als in 

Zürich. Vielleicht hängt das nicht mit der Belastung zusammen; vielleicht leisten die fünf Lu-

zerner Stadträte dasselbe, was die neun in Zürich leisten. Es ist also die gleiche Regelung wie 

in Zürich, und Luzern ist sicher nicht schlecht beraten, wenn es einmal von Zürich lernt.  

 

Franziska Bitzi Staub: David Roth hat im Prinzip natürlich recht. Aber sie meinte nicht das. Es 

ist zu unterscheiden zwischen Personen, die noch städtische Angestellte sind, und solchen, die 

es nicht mehr sind. Jene, die städtische Angestellte sind, machen das sozusagen in ihrer beruf-

lichen Funktion, und sie machen es, weil die Stadt offenbar einen Anspruch hat, in diesen 

Verwaltungsräten jemanden zu stellen. Bei diesen berücksichtigt man es beim Salär. Es gibt 

beide Möglichkeiten, das ist auch richtig. Wenn es jemand innerhalb der Arbeitszeit macht, 

also eine 42-Stunden-Woche hat und einstempeln kann, bevor er an die Verwaltungsratssit-

zung geht, nachher zurückkommt und alle Vorbereitungen während der Arbeitszeit erledigt, 

ist völlig klar, dass eine Entschädigung an die Kasse der Stadt zu gehen hat. Das ist die eine 

Möglichkeit, wie man das lösen kann. Die andere ist, dass man es ausserhalb der Arbeitszeit 

macht und eine gewisse Entschädigung erhält für den Mehraufwand. Den Rest berücksichtigt 

man beim Lohnsystem, sodass die Gesamtentschädigung unter Berücksichtigung der externen 
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Tätigkeiten nicht aus dem Lohnband hinaus fällt, dass also ein Mitarbeiter einer bestimmten 

Klasse sich nicht ausserordentlich stark entwickeln kann. Aber es sind zwei unterschiedliche 

Sachen, ob jemand noch bei der Stadt angestellt ist oder nicht mehr. Die Bemerkung, dass in 

einer Aktiengesellschaft letztlich die Aktionäre bestimmen, wen sie im Verwaltungsrat wol-

len, bezieht sich insbesondere auf die Ehemaligen, also auf jene Fälle, in denen die Stadt 

nicht mehr von sich aus einen Vertreter stellt.  

Zur Belastung der Kaderpersonen noch eine persönliche Bemerkung: Verwaltungsrat und 

Geschäftsleitung haben einen gewissen Anspruch darauf, dass von Seiten der Stadt Leute 

kommen, die über die Gesamtstadt Bescheid wissen und die auch gewisse Entscheidkompe-

tenzen haben. Das ist nun einmal bei den Kaderpersonen der Fall und nicht bei irgendjeman-

dem, der nur ein kleines Spektrum des Arbeitsgebietes der Stadt sieht.  

 

David Roth wollte nicht sagen, dass irgendwelche Sachbearbeiter in Verwaltungsräte ge-

schickt werden sollen. Aber die Stadt hat doch kein Interesse, dass jemand, der wahrscheinlich 

ohnehin schon eine 50-Stunden-Woche hat, noch drei Verwaltungsratsmandate hat und somit 

auf eine 70-Stunden-Woche kommt. Dann stimmt doch auch die Leistung für die Stadtverwal-

tung nicht mehr. Eine übermässige Arbeitsbelastung ist der Arbeitsqualität nicht unbedingt 

förderlich.  

 

Damit ist Franziska Bitzi Staub einverstanden. Man muss sich konzentrieren auf die Kerntä-

tigkeiten: Entweder – oder. 

 

Die Motion 74 wird abgelehnt. 

 

 

 

6. Postulat 81, Dominik Durrer, Luzia Vetterli, Patricia Infanger und 

Theres Vinatzer namens der SP/JUSO-Fraktion, vom 30. Juni 2010: 

Flächendeckende Parkgebühren für die Stadt Luzern 

 

Der Stadtrat nimmt das Postulat entgegen. 

 

Marcel Lingg: Die SVP-Fraktion beantragt, dieses Postulat abzulehnen. Bei dieser Ablehnung 

geht es ihr nicht darum, alten Kaffee aufzukochen. Sie ist sich bewusst, dass zahlbare flä-

chendeckende Parkgebühren in der Innenstadt heute nicht mehr zur Diskussion stehen; im 

Gegenteil, sie stehen heute eigentlich zur Diskussion, indem in der Zeitung steht, dass sich 

dieses Parkplatzregime offenbar bewährt haben soll. Die Fraktion will auch nicht mehr die 

Idee – die sie als Kröte betitelt hat – zur Diskussion stellen, dass bei publikumsintensiven An-

lässen in der Stadt Luzern flächendeckend Parkgebühren eingeführt werden; sie schluckt dies 

jetzt. Sie beantragt aber Ablehnung, wenn noch ein Schritt weiter gegangen wird. Als einzi-

ges gibt es in den Aussen-, den Wohnquartieren, keine Parkgebühren. Wobei auch dort von 

den Bewohnern selber eigentlich Parkgebühren zu bezahlen sind: Wenn sie ihr Auto jeden 
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Abend dort abstellen, müssen sie sich eine Dauerparkkarte beschaffen, weil es nicht erlaubt 

ist, das Auto jeden Abend gratis abzustellen. Aber wenn gelegentliche Besucher, die von 

auswärts in ein Wohnquartier der Stadt Luzern kommen, um einen Familienbesuch zu ma-

chen, um etwas vorbeizubringen, um ein paar Stunden zusammensitzen; wenn sogar solche 

familiäre Treffen mit einer Parkgebühr belegt werden, dann geht das einen Schritt zu weit. 

Oder, wie in der Fraktionssitzung auch gesagt wurde, wenn die Parkgebühr letztendlich teu-

rer ist als das Mitbringsel. In diesem Sinne ist die SVP-Fraktion bereit, die jetzige, bereits um-

gesetzte Regelung betreffend Parkgebühren – teilweise zwar mit Murren – zu unterstützen; 

mit der Ablehnung dieses Postulates will sie jedoch eine noch weiter gehende Ausdehnung 

verhindern.  

 

Markus Mächler: Auch die CVP-Fraktion hat keine Freude an diesem Postulat. Die jetzige 

Parkgebührenregelung hat einen bestimmten Zweck verfolgt. Dass diese Zielsetzungen er-

reicht werden oder zumindest auf gutem Weg sind, erreicht zu werden, war gestern den Me-

dien zu entnehmen und vorgestern in der Verkehrskommission zu hören. Wenn nun dasselbe 

in allen anderen Quartieren der schönen Stadt Luzern gemacht würde, wäre wahrscheinlich 

genau diese Zielsetzung auch zu erreichen, aber das wäre dann genau für diese Quartiere 

falsch. Denn es geht ja darum, mehr Umsatz zu generieren im Sinne der Parkplatzverfügbar-

keit. Es würde dann also mehr Verkehr in die Wohnquartiere transportiert; es würde mehr 

leere Parkplätze geben und es würde demnach auch mehr Suchverkehr in die Quartiere ge-

ben, und das findet die CVP-Fraktion a priori falsch. Deswegen kann sie dieses Postulat nicht 

unterstützen. Wenn dieses Regime im einen oder anderen Quartier trotzdem noch Sinn 

macht, würde sich die Fraktion nicht dagegen wehren, aber so wie das Postulat formuliert ist, 

müsste es flächendeckend eingeführt werden bis hinauf auf den Littauerberg, und das kann 

für die Fraktion nicht in Frage kommen.  

 

Dominik Durrer: Dieses Postulat hat beim Stadtrat als einziges der SP/JUSO-Fraktion Aufnah-

me gefunden. Deshalb ist die Fraktion davon ausgegangen, dass sie nichts mehr dazu sagen 

muss und dass es entgegengenommen werde. Sie hat es dabei verpasst, die familienpoliti-

schen Aspekte der Parkraumbewirtschaftung bei der Einreichung des Vorstosses zu bedenken, 

und sie ist jetzt schon etwas ins Zweifeln gekommen, ob sie dieses Postulat nicht gleich zu-

rückziehen soll ... Aber im Ernst: Das ist natürlich nicht die Idee, und diese Argumentation ist 

etwas an den Haaren herbeigezogen. Wollte die SVP-Fraktion alle Sparmassnahmen aus die-

ser Perspektive heraus überprüfen, müsste sie einige Massnahmen im stadträtlichen Sparpa-

ket ablehnen. Die Stadt hat in diesen Tagen kommuniziert, dass die Parkraumbewirtschaf-

tung im Innenstadtbereich ein grosser Erfolg ist. Das bestätigen auch verschiedenste Involvier-

te, unter anderem auch Unternehmungen in diesem Raum, welche positive Auswirkungen 

beim Konsumverhalten ihrer Kundinnen und Kunden feststellen. Mit der Forderung, die 

Parkgebühren auf die ganze Stadt auszuweiten, sagt die Fraktion auch, dass es ihr wichtig ist, 

dass weiterhin eine Anwohnerbevorzugung möglich sein soll, und eine solche wäre auch bei 

einer vereinheitlichten Parkraumbewirtschaftung über die ganze Stadt möglich.  

Der SP/JUSO-Fraktion sind zwei Punkte wichtig. Der eine ist das Finanzielle. Die Stadt stellt 
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öffentlichen Raum zur Verfügung für Leute, die ihr Fahrzeug dort abstellen wollen. Im Sinne 

einer Sparsolidarität wäre es nicht zu weit hergeholt, wenn diese Leute ihren Beitrag zahlen 

müssten. Der andere ist der ökologische Aspekt. Bei der Auswertung der neuen Parkraumbe-

wirtschaftung stellte man fest, dass weniger Fahrzeuge abgestellt werden, und das wird auch 

darauf zurückgeführt, dass teilweise ein Umsteigeeffekt auf den öffentlichen und den Lang-

samverkehr stattfindet, und das ist unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit natürlich sehr posi-

tiv.  

Markus Mächler sprach als Thema an, dass Quartiere benachteiligt werden könnten. Die Situ-

ation ist aber so, dass es heute verschiedene Meldungen aus Quartieren, die an den Innen-

stadtbereich angrenzen, gibt, die sagen, dass sie diese Parkraumbewirtschaftung auch möch-

ten, weil jetzt der Suchverkehr aus der Innenstadt in diese anliegenden Quartiere hinausge-

drängt wird. Das Postulat würde da also offene Türen einrennen. Im Übrigen möchte der 

Sprechende darauf hinweisen, dass es sich bei diesem Vorstoss um ein Postulat handelt. Der 

Stadtrat hat in seiner Antwort nicht geschrieben, er wolle 2 bis 3 Mio. Franken einnehmen 

und alles Geforderte umsetzen. Es ist ein Postulat und die SP/JUSO-Fraktion unterstützt den 

Stadtrat in dem Sinne, wie er es entgegennehmen will.  

 

Philipp Federer: Die G/JG-Fraktion unterstützt dieses Postulat. Sie ist dafür, weil sie durchaus 

sinnvolle Sparmassnahmen gerne unterstützt. Die jetzige Parkplatzbewirtschaftung hat, ob-

wohl es sich nur um eine kleine Zone – zwei innerstädtische Quartiere – handelt, ein Plus von 

2,7 Mio. Franken pro Jahr in die Kasse gebracht. Das ist eine Mehreinnahme, die sinnvoll ist 

und die einen positiven Effekt hat. Klar gab es einmalige Aufwendungen von 600‘000 Fran-

ken und die Leerung kostet zusätzliche 100'000 Franken, aber unter dem Strich sind es eigent-

lich 2,6 Mio. Franken Mehreinnahmen in zwei kleinen Quartieren. Diese Sparmassnahme ist 

wirklich sinnvoll.  

Marcel Lingg sprach von den Aussenquartieren. Heute beginnen die Aussenquartiere z. B. 

beim Bundesplatz; an der Neustadtstrasse hat es blaue Zonen, also Gratisparkplätze, die nicht 

bewirtschaftet werden. Für den Sprechenden ist das noch immer eine städtische Zone, in 

nächster Nähe zum Zentrum. Es gab eine Verlagerung von der Hirschmattstrasse hinaus in die 

Neustadtstrasse; dort ist der Parkraum knapper geworden. Das war das einzige Negative, das 

bei der Auswertung festgestellt worden ist: Der Platz dort ist enger geworden und die Leute 

wollen dieses Regime jetzt auch dort hinten. Markus Mächler weiss ja, dass die Verkehrs-

kommission sehr positiv reagiert hat. Auch Gewerbetreibende haben positiv reagiert. Guido 

Durrer wünscht sich, dass dieses Regime auch dort hinten kommt; so hat er dazu Stellung 

genommen. Er fand, das sei eine positive Sache. Weil das gleichzeitig noch eine Einnahmen-

quelle grösseren Volumens ist, muss man dem zustimmen.  

 

Martin Merki: Es gibt einige Punkte in diesem Vorstoss, welche die FDP-Fraktion unter-

schreibt. Sie unterstützt Gebühren für alle, die ihr Auto auf dem öffentlichen Grund abstel-

len. Das ist eine liberale Forderung. Strassenraum in urbanen Verhältnisse ist bekanntlich ein 

knappes Gut. Die Fraktion unterstützt die Stossrichtung, dass es für Luzerner, inklusive das 

Gewerbe, vorteilhaftere Tarife geben soll. Das ist alles in diesem Vorstoss erwähnt. Sie wen-
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det sich aber dagegen, dass nun in allen Quartieren, auch in den Aussenquartieren und auch 

in Littau Parkingmeterkästen aufgestellt werden sollen. Diese sind hässlich, die Investitionen 

dafür sind sehr hoch und der Kontrollaufwand ist teuer. Die Fraktion bezweifelt, dass der 

Nutzen, das heisst die Einnahmen, gross wären, wenn man das bis in die entlegensten Aus-

senquartiere machen würde. Sie glaubt nicht, dass der Ertrag einen solchen Aufwand – Inves-

titionen in Millionenhöhe – rechtfertigen würde. Das wäre definitiv keine Sparmassnahme. 

Die FDP-Fraktion begrüsst das schrittweise Vorgehen, wie es auch schon erwähnt worden ist, 

die Umwandlung von blauen Zonen in der Innenstadt in gebührenpflichte Parkplätze, auch 

die Feinjustierung dieser Massnahme in angrenzenden Quartieren zu Gunsten von Anwoh-

nern und Gewerbe, wie dies bereits der Fall ist und weiter kommen wird. In diesem Sinne 

kann sie zu diesem Postulat teilweise Ja sagen. Gemeint ist aber in diesem Vorstoss etwas 

anderes und auch etwas anderes als in der Antwort steht: Gefordert wird, dass in allen 

Wohnquartieren und auch in Littau solche Kästen aufgestellt werden, dass überall bewirt-

schaftet werden soll, und das geht der Fraktion eindeutig zu weit. Aus diesem Grund lehnt sie 

diesen Vorstoss ab. 

 

Hans Stutz ist gerührt. Das erste Mal in zehn Jahren hat der SVP-Sprecher etwas verbreitet, 

was er üblicherweise selber als Sozialromantik bezeichnet: das mit der Familienpolitik in den 

Aussenquartieren und den Besuchen; es kommen wohl auch andere Leute auf Besuch. Wenn 

von der SVP-Fraktion so argumentiert wird, dann ist ganz sicher etwas faul. Für das Problem 

des FDP-Sprechers gibt es eine Lösung: Wenn die Parkingmeter hässlich sein sollen, muss man 

bei einer Designerklasse einen Wettbewerb ausschreiben. Dafür sind sicher Sponsoren zu fin-

den, z. B. bei denjenigen, die von der Steuerpolitik der FDP profitieren. Das Resultat könnten 

so gute und schöne Parkingmeter sein, dass nachher Designtouristinnen und Designtouristen 

nach Luzern kommen und selbstverständlich die Hotels füllen und selbstverständlich dann 

vielleicht sogar eine Olympiakandidatur unterstützen. 

 

András Özvegyi: Die GLP-Fraktion unterstützt dieses Postulat. Ihr geht es dabei um den Soli-

daritätsgedanken zwischen Aussen- und Innenstadtquartieren und auch um den ökologischen 

Aspekt. Und bitte sehr: Das ist noch nicht eingeführt; es ist lediglich ein Postulat, das der 

Stadtrat entgegennehmen will zum Prüfen, und er wird es wirklich richtig und sorgfältig prü-

fen.  

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst hat wohl richtig verstanden: Jene, die dieses Postulat 

ablehnen wollen, sind eigentlich mit der Stossrichtung der Antwort einverstanden. Und bei 

einem Postulat geht es darum, dass etwas überprüft wird. Die Parkplatzpolitik hat nicht ein-

fach nur das Ziel, möglichst viel einzunehmen. Das ist zwar eine sehr angenehme Nebener-

scheinung, aber es geht natürlich darum, bei dem beschränkten zur Verfügung stehenden 

Platz das Angebot etwas zu steuern. In den Zonen A und B ist die neue Politik jetzt umge-

setzt, die Probleme sind bekannt, und der Stadtrat möchte dort weitermachen. In diesem 

Sinne ist er bereit, das Postulat entgegenzunehmen. Es ist ein Postulat und nicht eine Motion. 

Die Steuerung des Verkehrs ist eine Begründung, andere sind natürlich der Lärm und die 
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Schadstoffemissionen. Die müssen die Treiber der Parkplatzpolitik sein. Ein dritter Treiber ist, 

dass die Parkhäuser ausgelastet sind, dass möglichst dafür gesorgt wird, dass die Autos in die 

Parkhäuser gehen. Und diesbezüglich ist die Sparmassnahme, welche die Heraufsetzung der 

Tageskarten von 10 auf 20 Franken vorsieht, das absolut Richtige. Luzern ist diesbezüglich 

übrigens nicht etwa exotisch. Die Sprechende war vor kurzem in Amsterdam. Dort bezahlt 

man in der Innenstadt für eine Stunde Parkieren 7 Euro, und das während 24 Stunden.  

 

Dominik Durrer möchte verdeutlichen, dass die SP/JUSO-Fraktion mit der Antwort des Stadt-

rates, obwohl sie eigentlich eine radikalere Forderung gestellt hat, einverstanden ist. 

 

Das Postulat 81 wird mit 23 Nein bei 22 Ja und 2 Enthaltungen abgelehnt. 

 

 

 

7. Postulat 82, Markus Elsener, Nina Laky, Andreas Wüest und Ylfete Fanaj  

namens der SP/JUSO-Fraktion, vom 30. Juni 2010: 

Senkung des Beitrags ans KKL Luzern 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab. 

 

Markus Elsener: Das KKL ist unbestrittenermassen ein wichtiger Player des Stadtluzerner Kul-

turlebens. Aber es ist nur einer, auch wenn dieser manchmal von einem Teil der Leute als kul-

tureller Leuchtturm von Luzern bezeichnet wird. Es ist nicht der Moment für eine kulturpoliti-

sche Auslegeordnung, aber der Sprechende möchte doch mit einem Bild Folgendes zu beden-

ken geben: Ein Leuchtturm kann durch ein Erdbeben zum Einsturz gebracht werden. Ein Tau-

sendfüssler hingegen wird von einem Erdbeben lediglich gekitzelt und läuft dann weiter. Und 

das ist genau die Vision, welche die SP/JUSO-Fraktion vom kulturellen Leben in der Stadt Lu-

zern hat: nämlich ein Tausendfüssler, und sie plädiert ganz stark dafür, dass die Stadt alle 

diese 1000 Füsse sehr pfleglich behandelt.  

Damit zu diesem Postulat. Der Grundsatz der SP/JUSO-Fraktion bei der Sanierung der städti-

sche Finanzen war immer der: Wer von den Steuersenkungen viel profitiert, soll auch viel zur 

Sanierung beitragen. Das ist zugegebenermassen vielleicht nicht ganz ausgewogen, aber es 

ist fair. Und das KKL bedient in seiner überwiegenden Mehrheit ein zahlungskräftiges Publi-

kum, das von den Steuersenkungen der letzten Jahre massiv profitiert hat. Es liegt also nahe, 

dass die Fraktion vom KKL und von seinen Besucherinnen und Besuchern einen Beitrag zur 

Sanierung der städtischen Haushalts verlangt. Der Stadtrat warnt in seiner Antwort vor einem 

Leistungs- bzw. Qualitätsabbau im KKL, wenn die städtischen Beiträge um einen Viertel ge-

kürzt werden sollten. In seiner Antwort blendet er aber aus, dass das KKL auch Möglichkeiten 

zur Einnahmengenerierung hat – Eintrittspreise, Vermietungen usw. – und die Fraktion sieht 

genau da Spielraum. Sie ist überzeugt davon, und der Sprechende kann das auch von sich 

selber sagen, dass das Publikum für die musikalischen Highlights, die es im KKL erleben kann, 

durchaus bereit wäre, mehr zu zahlen, für diesen überdurchschnittlichen musikalischen Ge-
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nuss bereit wäre, mehr Beiträge zu leisten. Das vom Stadtrat vorgelegte Sparpaket bringt 

eine faktische Beitragskürzung von zirka 300‘000 Franken für das KKL. Die SP/JUSO-Fraktion 

anerkennt, dass das KKL damit schon herausgefordert ist. Damit ist ein Teil ihrer Forderung 

erfüllt, und die Fraktion verzichtet im Moment – das sei betont – auf eine weitergehende 

Kürzung und zieht das Postulat zurück.  

 

Das Postulat 82 ist zurückgezogen. 

 

 

 

8. Postulat 84, Luzia Vetterli, David Roth, Andreas Wüest und Theres Vinatzer 

namens der SP/JUSO-Fraktion, vom 30. Juni 2010: 

Zweckbindung Anteil Kurtaxe für touristische Infrastrukturen  

in der Stadt Luzern 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab. 

 

Luzia Vetterli: Dieses Postulat beinhaltet nach Ansicht der SP/JUSO-Fraktion eine relativ breit 

abgestützte Forderung in dem Sinne, dass sie sehr offen formuliert ist. Es geht der Fraktion 

darum, dass ein Teil der Einnahmen aus den Kurtaxen bei der Stadt behalten wird und nicht 

Luzern Tourismus zukommt. Es geht aber nicht darum – und das wird in der Stellungnahme 

des Stadtrates unterstellt – auf irgend eine Art das Gesetz umgehen zu wollen und die Kurta-

xe nicht mehr in dem Sinne zu verwenden wie es das Gesetz vorsieht, nämlich hauptsächlich 

zu Gunsten und im Interesse von Touristinnen und Touristen. Das ist keineswegs die Vorstel-

lung der Fraktion. Sie will, dass die Kurtaxe nach wie vor im Interesse und zu Gunsten von 

Touristinnen und Touristen verwendet wird, aber ein Teil der Kurtaxe soll in Zukunft durch 

die Stadt selber dafür verwendet werden und nicht mehr durch Luzern Tourismus. Die Frakti-

on hat dieses Postulat im Gedanken an ein Prinzip geschrieben, das immer wieder vom Stadt-

rat im Zusammenhang mit dem Sparpaket erwähnt worden ist und heute Morgen auch von 

der bürgerlichen Seite, nämlich dass wo immer möglich versucht werden soll, überregionale 

Aufgaben auch auf überregionale Träger umzuschichten. Und in diesem Sinne – das ist beim 

Tourismus sehr klar der Fall – ist es so, dass der Kanton Luzern in Zukunft viel mehr bezahlen 

wird an Luzern Tourismus. Das ist durchaus verständlich, weil der Tourismus eine sehr überre-

gionale Aufgabe ist, weil zum einen alle Gemeinden in diesem Kanton und auch noch über 

diesen hinaus von der Marke Luzern profitieren, und zum anderen, weil z. B. das Tourismus-

büro im Bahnhof Luzern auch überregionale Aufgaben erfüllt, indem es z. B. auch Touristen-

ziele in der weiteren Region empfiehlt und auch Hotels in anderen Regionen ausserhalb der 

Stadt vermittelt. In diesem Sinne würde es die SP/JUSO-Fraktion begrüssen, dass hier eine 

Aufgabe, welche bisher die Stadt erfüllt hat, dem Kanton zukommen könnte. Mit dem Be-

trag, der hier freigesetzt würde, stellt sich die Fraktion, dass dieses Geld verwendet wird für 

Sachen, die hauptsächlich im Interesse von Touristen sind, z. B. WC-Anlagen, Beschilderungen, 

die darauf hinweisen, wo das Löwendenkmal ist, auch auf Museen, die hauptsächlich von 
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Touristen frequentiert werden, für Parkbänke, Veranstaltungen im Sommer, die sich haupt-

sächlich an Touristen richten usw. Das sind alles Massnahmen und Verwendungszwecke, die 

dem Gesetz entsprechen. Daher ist die Fraktion nach wie vor der Meinung, dass sich dieses 

Postulat umsetzen lassen würde, wenn sich der politische Wille dafür finden liesse. In diesem 

Sinne hält die SP/JUSO-Fraktion weiterhin am Postulat fest.  

 

Stefanie Wyss: Es ist heute Morgen schon einmal erwähnt worden, sollte aber doch noch 

einmal gesagt werden: Die Fraktion der Jungen Grünen und Grünen empfindet die „Copy-

Paste-Erklärung“ am Anfang aller Antworten zu diesen so genannten Sparvorstössen als Aus-

druck davon, dass der Stadtrat eigentlich gar nicht über den Inhalt des Sparpakets sprechen 

möchte. Leider ist ihm ein grosser Teil des Parlaments denn auch gefolgt. Das Parlament muss 

sich aber mit dem Inhalt dieses Sparpakets auseinander setzen und nötigenfalls auch davon 

abweichen können. Sonst wären dessen Mitglieder Marionetten in einem Scheinparlament, 

das Demokratie spielt. 

Zum Inhaltlichen dieses Vorstosses: Die G/JG-Fraktion findet diesen Vorschlag sehr einleuch-

tend; die Kurtaxe sollte den Touristinnen und Touristen zugute kommen. Täglich besuchen 

viele von ihnen z. B. das Löwendenkmal, das KKL, die Museggmauern, die verschiedenen Mu-

seen oder sie geniessen gepflegte, mit Blumen geschmückte Parkanlagen, wenn es nicht ge-

rade verschneit ist. Wenn der Stadtrat also schreibt, es sei nicht zulässig, dass die Kurtaxen-

einnahmen für Leistungen eingesetzt werden dürfen, die ohnehin für die Bewohner/innen 

finanziert werden müssten, so hat er damit sicher zum Teil recht. Sicher besuchen auch Luzer-

nerinnen und Luzerner den Gletschergarten oder benutzen die öffentlichen Toiletten im 

Bourbaki; der grösste Teil wird aber mit Sicherheit von den Touristinnen und Touristen in 

Anspruch genommen. Und so ist es nicht mehr als folgerichtig, dass die Einnahmen aus der 

Kurtaxe für die touristische Infrastruktur verwendet werden. Die Touristinnen und Touristen 

müssten sich fast etwas über das Ohr gehauen fühlen, wenn sie wüssten, dass die Kurtaxe 

grösstenteils für das Marketing der Stadt eingesetzt wird. Wenn die Kurtaxe aber hauptsäch-

lich für das Marketing verwendet wird, dient das nicht in erster Linie Touristinnen und Touris-

ten, sondern der Luzern Tourismus AG. Es ist auch vor Augen zu führen, warum es überhaupt 

eine Kurtaxe gibt. Eine Kurtaxe wird von denjenigen Personen erhoben, die sich in einer Ge-

meinde aufhalten, dort aber nicht wohnen und dort auch keine Steuern zahlen, denen aber 

die Möglichkeit geboten wird, von der Infrastruktur der jeweiligen Gemeinde profitieren zu 

können. Es ist korrekt, wenn die Kurtaxe für den Erhalt der touristischen Infrastruktur einge-

setzt wird. 

Eingangs seiner Stellungnahme erwähnt der Stadtrat, dass die übrigen Partner der LT AG ih-

ren Beitrag weiter erhöht haben oder das in Aussicht gestellt haben. Es wäre interessant zu 

wissen, wie hoch dieser Betrag ist. Je nach Höhe wäre es um so folgerichtiger, dass die Kurta-

xe wirklich nur für touristische Zwecke eingesetzt wird. 

In den letzten Wochen ist auch immer wieder in Erinnerung gerufen worden, dass die Touris-

tenstadt Luzern früher mit einem geradezu bescheidenen Budget grosse Marketingerfolge 

gelandet hat. Bei Luzern Tourismus sind in erster Linie also zündende Ideen gefragt und nicht 

einfach viele Gelder. Die G/JG-Fraktion begrüsst das Postulat und wird ihm auch zustimmen. 
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Laura Grüter Bachmann wird sich nicht zur Demokratiefrage äussern. Es wurde am Anfang 

schon etwas diskutiert, wie viel man zu den Sparpaketmassnahmen sagt und was nicht. Sie 

wird sich nur inhaltlich äussern. Es sind sich hier wohl alle einig, dass der Tourismus einer der 

bedeutendsten Wirtschaftsfaktoren der Stadt Luzern ist, und auch, dass er mindestens ein 

überregionales Thema ist. Luzern ist eine wichtige Marke, und es stecken grosse Anstrengun-

gen dahinter, das auch vielen rundherum beizubringen. Der Tourismus ist ein grosses Poten-

zial der Stadt Luzern, und das muss ausgeschöpft werden. Dazu ist es zwingend nötig, dass 

die Strukturen vereinfacht und die Kräfte gebündelt werden, so gut es geht. Zu erreichen, 

dass da alle mitmachen, ist ganz schwierig. Wenn jetzt Luzern einen Teil der Verwaltung der 

Kurtaxe wieder in die Stadt zurücknehmen würde, wäre das ein Rückschritt in alte Zeiten, 

und das muss unbedingt verhindert werden. Das wäre wirklich ein totaler Rückschritt. Was 

Stefanie Wyss am Schluss bezüglich Kurtaxe und Marketing sagte, stimmt einfach nicht. Be-

herbergungsabgaben und Subventionen werden für das Dachmarketing, für das Marketing 

der Dachmarke Luzern verwendet. Die Kurtaxe wird nicht für das Marketing verwendet; das 

stimmt so einfach nicht. Und darum ist die FDP-Fraktion der Meinung, dass dieses Postulat 

abzulehnen sei.  

 

Pius Suter kann sich voll und ganz den Worten von Laura Grüter anschliessen. Auch die CVP-

Fraktion anerkennt die wirtschaftliche Bedeutung des Tourismus in der Stadt Luzern, und sie 

anerkennt die hervorragende Arbeit der Luzern Tourismus AG. Sie ist der Meinung, dass diese 

mit einem relativ schmalen Budget sehr effizient arbeitet; Effizienz und Effektivität stimmen 

dort vollends. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb von linker Seite immer wieder Bemühun-

gen unternommen werden, dem Tourismus in der Stadt Luzern einen Stein in den Weg zu 

legen, und auch nicht, weshalb auf diese Art eine klassische Wirtschaftsförderung verhindert 

werden soll. Dieser – und das bittet der Sprechende zur Kenntnis zu nehmen – beschäftigt 

viele Menschen mit unteren und mittleren Einkommen, hauptsächlich in der Gastronomie, 

aber nicht nur, auch z. B. in der Baubranche. Es sind ganz viele Gewerbebetriebe, die vom 

Tourismus profitieren. Und es darf auch nicht vergessen werden, dass viele Migrantinnen und 

Migranten, die nach Luzern kommen, dank dem Tourismus ihre erste Arbeitsstelle finden.  

 

Hans Stutz bestätigt die Äusserung des Vorredners. Es ist in der Tat so, dass in der Tourismus-

branche – nicht nur in der Stadt Luzern – untere und unterste Löhne bezahlt werden. Gerade 

diese Branche zählt zu jenen, in denen es Working Poors gibt, und die schlechten Lohnbedin-

gungen führen dazu, dass der Staat helfend eingreifen muss. Das ist das eine. Das andere: 

Üblicherweise ist aus den bürgerlichen Kreisen zu hören, die Wirtschaft solle frei sein, für sich 

selber schauen, und das soll jetzt plötzlich nicht mehr gelten? Es kommt noch etwas anderes 

hinzu: Wie sieht es mit den Rahmenbedingungen aus? Alle juristischen Personen, auch dieje-

nigen in der Tourismusbranche, müssen massiv weniger Steuern bezahlen, haben also viel 

bessere Rahmenbedingungen. Darum wird in 14 Tagen über die Beitragskürzung zu diskutie-

ren sein. Die Kurtaxe kann zweckgerichtet verwendet werden auch wenn sie für die städti-

sche Infrastruktur eingesetzt wird, denn die ist teilweise auch für den Tourismus da, wird aber 

nur zu einem geringen Teil abgegolten. Der eigentliche Grund aber, warum sich der Spre-
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chende zu Wort gemeldet hat, ist ein kleines Detail: Der Stadtrat sagt, es stimme nicht, dass 

610‘000 Franken für die LTAG aufgewendet werden. Das stimmt teilweise. Es ist aber auch so, 

dass es nicht 460‘000 Franken sind, wie der Stadtrat behauptet. Dazu kommen die 90‘000 

Franken, die für Kongresse zugesprochen werden und die auch Tourismusunterstützung sind, 

und die laut Stadtrat etwa 60‘000 Franken Aufwand für das Einziehen der Kurtaxe. So kommt 

man auf die 610‘000 Franken. In 14 Tagen wird dieser Rat darüber befinden, ob die Stadt den 

Betrag von rund 60‘000 Franken der LTAG belasten soll oder nicht. Die Mehrheit der GPK hat 

dem Vorschlag, dieser Belastung, zugestimmt. Der Sprechende hofft, dass der GPK-Mehrheit 

am 16. Dezember eine Mehrheit dieses Rates folgt.  

 

Andreas Wüest wollte sich eigentlich nur kurz zur Kurtaxe äussern, muss aber zuerst auf das 

zurückkommen, was Pius Suter sagte. Die Kurtaxenverwendung ist etwas gummig. Die LTAG 

rühmt sich in ihrem Geschäftsbericht, dass die 88 % für das Marketing ausgibt. Aber aus der 

Antwort geht hervor, dass dort einfach ein Posten herumgeschoben wird. Man kann sich na-

türlich fragen, ob jemand, der in einem Büro arbeitet und das Telefon abnimmt, für Touristen 

vor Ort arbeitet oder in einem gewissen Sinne Marketing betreibt. Das sind Manövriermassen. 

Der SP/JUSO-Fraktion ist es ein Anliegen, dass etwas mehr auf die Seite der Hardware ge-

nommen wird. Im Rahmen der Sparbemühungen muss man sich schon überlegen, was z. B. 

die Parkbänke am Quai nützen. Der Sprechende ist selber auch schon zwei- oder dreimal auf 

einer gesessen, auch einmal mit einer Touristin – was er dort gemacht hat, braucht er ja nicht 

zu sagen: Parkbänke sind ein klassisches Beispiel. In Beckenried oder Vitznau steht der Name 

des Verkehrsvereins drauf, sodass man weiss, dass sie von der Kurtaxe bzw. indirekt von den 

Touristen gesponsert sind. Solche Sachen dürften schon aus der Kurtaxe finanziert werden. 

Aber in Luzern geht die Kurtaxe nur in die Software, um es mal so zu nennen, nicht wirklich 

in die Hardware. Früher hiessen die Tourismusvereine auch Verschönerungsvereine. Daraus 

sind sie entstanden, auch die Kurtaxe und der Gedanke der Verwendung. Pius Suter möchte 

der Sprechende sagen, dass die SP/JUSO-Fraktion dem Tourismus keine Steine in den Weg 

legen will. Es ist nachher über andere Punkte abzustimmen, bei welchen dem Tourismus, 

konkret dem Verkehrshaus ein Stein in den Weg gelegt werden soll. Darum sollte dieses Pos-

tulat überwiesen werden. Was Pius Suter sagte, dass damit fast so etwas wie Migrationspolitik 

betrieben wird und vor allem die Leute mit tiefen Löhnen, welche die SP/JUSO-Fraktion ver-

tritt, geschädigt würden, stimmt einfach nicht; dem ist wirklich nicht so. 

 

Manuela Jost: Auch die GLP-Fraktion unterstützt an und für sich die Antwort des Stadtrates, 

aber nicht mit einem sehr guten Gefühl. Sie hätte diesen Vorstoss eigentlich lieber im Zu-

sammenhang mit dem Bericht und Antrag, der in zwei Wochen diskutiert wird, behandelt. 

Denn sie stellt sich auch die Frage, inwiefern und mit welchem Beitrag die öffentliche Hand 

die LTAG unterstützen muss. Denn die Wirtschaftspartner, die direkt vom Tourismus profitie-

ren, haben auch eine Verantwortung und sollten nicht nur Beiträge in Aussicht stellen, son-

dern diese effektiv dann auch einmal leisten.  
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Finanzdirektor Stefan Roth: Der Tourismus hat in der Stadt Luzern eine sehr grosse Bedeu-

tung: 8000 Arbeitsplätze zirka sind direkt und indirekt vom Tourismus betroffen und die 

Wertschöpfung beträgt 490 Mio. Franken jährlich. Auch daran sieht man die Bedeutung. Am 

16. Dezember wird mit dem Bericht und Antrag zur Verlängerung der Leistungsvereinbarung 

darüber zu sprechen sein, und der Stadtrat wird auch Antworten auf die aufgeworfenen Fra-

gen geben. Das Ziel von Luzern Tourismus ist es, das Budget von heute 8 auf 12 Mio. Franken 

zu erhöhen. Der Beitrag der Stadt Luzern bleibt dabei gleich wie bisher, aber die anderen 

Leistungspartner steigern ihre Anteile teilweise massiv. Die Privatwirtschaft ist übrigens schon 

heute engagiert: Es gibt im Tourismusforum Luzern eine Gruppe 30, und diese Privatpersonen 

und Firmen generieren zusammen etwa 800‘000 Franken, die sie Luzern Tourismus zur Verfü-

gung stellen. Theoretisch ist es zwar möglich, dass wieder Kernleistungen von Luzern Touris-

mus in die Stadt zurückgenommen werden, aber genau das will man ja nicht; die Kernkompe-

tenzen sollen dort bleiben, wo sie sind. Aus der Tabelle in der Antwort des Stadtrates geht 

hervor, dass Luzern Tourismus für Aufwendungen für Gäste vor Ort mehr einsetzt als die AG 

erhält. Sie gibt also darüber hinaus noch Mittel für diese Leistungen ab. In diesem Sinne be-

antragt der Stadtrat, dieses Postulat abzulehnen.  

 

Luzia Vetterli möchte zwei Punkte ergänzen zum Verwendungszweck im Zusammenhang mit 

Marketing und ob das Geld wirklich nicht für Marketing verwendet wird. So wie die Rech-

nung jetzt in der Antwort auf dieses Postulat und auch in der jetzt zweiten Version des B+A 

zum Tourismus daher kommt, ist das gesetzeskonform. Das war aber beim ersten B+A absolut 

nicht der Fall. Es war nicht nachvollziehbar, weshalb Luzern Tourismus 88 % für Marketing 

ausgibt, teilweise auch im Ausland, dabei eigentlich ein Budget von 8 Mio. hat und 2 Mio. 

Franken aus den Kurtaxen erhält; das geht rein rechnerisch nicht wirklich auf. Es stellen sich 

auch jetzt noch ein paar Fragezeichen. In diesem Sinne möchte die Sprechende nochmals er-

wähnen, dass dies absolut nicht klar ist, und wenn ihr jetzt unterstellt wird, sie stelle falsche 

Anschuldigungen in den Raum, weist sie das zurück. Sie ist aber froh, dass wirklich nochmals 

hingeschaut wurde, die Budgetposten auseinander genommen wurden und jetzt hoffentlich 

sauber ausgewiesen wird, wie die Kurtaxe verwendet wird und dass sie wirklich nicht für 

Marketingzwecke eingesetzt wird.  

 

Das Postulat 84 wird abgelehnt. 
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9. Postulat 85, David Roth, Alice Heijman, Dominik Durrer und  

Patricia Infanger namens der SP/JUSO-Fraktion, vom 30. Juni 2010: 

Verkehrsführung bei Baustellen: Optimum statt Maximum 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab.  

 

Dominik Durrer: Die SP/JUSO-Fraktion hat sich bei ihrer Auslegeordnung über mögliche Sanie-

rungsbeiträge relativ breit informiert und auch Massnahmen im Verkehrsbereich geprüft; 

auch da hat die Stadt Möglichkeiten. Bei solchen Überlegungen könnte man auch auf die 

Idee kommen, einfach prozentual weniger Mittel in den Strassenunterhalt zu stecken. Die 

Folge davon wären deutlich schlechtere Strassen. Das schlägt der Stadtrat in seinem Sparpa-

ket vor. Von solchen Massnahmen speziell betroffen sind schwächere Verkehrsteilnehmende; 

ihre Sicherheit wird aufs Spiel gesetzt. Mit diesem Postulat fordert die Fraktion jedoch eine 

Optimierung der Mittel. Sie hat schon im Vorstoss geschrieben, dass sie nicht will, dass die 

Sicherheit der Verkehrsteilnehmenden gefährdet und der Verkehrsfluss von ÖV und Lang-

samverkehr eingeschränkt wird.  

Die Antwort des Stadtrates überzeugt nicht, vor allem auch der Hinweis auf die volkswirt-

schaftlichen Kosten nicht. Der Stadtrat schreibt in seiner Antwort: „Massive Einschränkungen 

beim motorisierten Individualverkehr führen zu Staus und langen Wartezeiten (...). Dies führt 

zu volkswirtschaftlich hohen Kosten und erzeugt höhere Umweltbelastungen“. Die SP/JUSO-

Fraktion würde dies so formulieren: Einschränkungen beim motorisierten Individualverkehr 

führen zu einem verstärkten Umsteigeeffekt auf den ÖV und den Langsamverkehr; dies senkt 

die volkswirtschaftlichen Kosten und die Umweltbelastung. In diesem Sinne hält die Fraktion 

am Postulat fest.  

 

Korintha Bärtsch: Die G/JG-Fraktion ist zu keiner einheitlichen Meinung gekommen zur Frage, 

ob dies ein geeigneter Ort zum Sparen ist. Für sie ist aber klar – und das ist dann auch die 

oberste Maxime –, dass die Sicherheit bei Baustellen gewährleistet sein muss. Sie geht davon 

aus, dass der Stadtrat bei jeder Planung von Baustellen genau prüft, welche Auswirkungen sie 

haben wird. Das können z. B. Lärmauswirkungen sein, Erschütterungen, Schadstoffemissionen 

oder eben auch Verkehr. Und das darf auch etwas kosten. Dass die Auswirkungen bei einer 

Baustelle auf einer Quartierstrasse andere sind als bei einem verkehrstechnischen Nadelöhr, 

ist ebenfalls klar. Es kann darum nicht pauschal entschieden werden, sondern die Situation 

muss von Fall zu Fall beurteilt werden. Das kann heissen, dass der motorisierte Individualver-

kehr am einen Ort stark eingeschränkt werden muss, an einem anderen Ort weniger. Und so 

werden sich die einen Fraktionsmitglieder enthalten, andere lehnen ab und wieder andere 

stimmen zu.  

 

Werner Schmid: Die SVP-Fraktion lehnt dieses Postulat im Sinne des Stadtrates ab. Sie und 

schon gar nicht etwa der Sprechende hat etwas gegen die schwächeren Verkehrsteilnehmer. 

Bei über 50 % seiner täglichen Bewegungen und Abläufe gehört er nämlich auch dazu. Aber 

– und das ist entscheidend – die Fraktion wehrt sich vehement gegen die Schaffung einer so 
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genannten Zweiklassenbaustellengesellschaft, wie der Sprechende das ausdrückt. Zudem ist 

die Realität doch so, dass eine Einschränkung beim motorisierten Individualverkehr bei den 

räumlichen Gegebenheiten in der Stadt Luzern automatisch auch zu einem Stau des öffentli-

chen Verkehrs führt. Alles andere ist doch scheinheilig. So ist es. 

 

Markus Mächler: Auch die CVP-Fraktion wird dem Stadtrat folgen und dieses Postulat ableh-

nen wollen. Sie glaubt, dass die Postulantinnen und Postulanten ihre Idee nicht ganz zu Ende 

gedacht haben, denn wenn das umgesetzt würde, würden Ziele torpediert, die sie in der Re-

gel mittragen. Die Argumente des Stadtrates sind die gewichtigeren: Torpediert wird die 

Luftreinhaltung, torpediert wird die Lärmverminderung. Das sind Auswirkungen, welche die 

CVP-Fraktion definitiv nicht will. Die Vermutung von Dominik Durrer, dass eine solche Mass-

nahme zu Umsteigeeffekten führen würde, kann der Sprechende überhaupt nicht teilen. Bei 

permanenten Massnahmen stimmt das und ist es auch gewollt; das trägt die CVP-Fraktion in 

den allermeisten Fällen auch mit. Aber bei Baustellen, die in absehbarer Zeit wieder ver-

schwinden, wird das mit Sicherheit nicht der Fall sein.  

 

Das Postulat 85 wird abgelehnt. 

 

 

 

10. Postulat 86, Theres Vinatzer, Luzia Mumenthaler-Stofer, David Roth  

und Luzia Vetterli namens der SP/JUSO-Fraktion, vom 30. Juni 2010: 

Lernen von Littau: Abgabe bei der Erstellung von Neubauten 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab. 

 

Luzia Vetterli: Bei diesem Postulat geht es darum, dass bei der Erstellung von Neubauten oder 

bei Erweiterungen bestehender Bauten prozentual nach der Grösse bzw. den Kosten der Er-

stellung eine einmalige Abgabe vorgesehen würde, die zweckgebunden für Quartierinfra-

strukturen oder Institutionen wie z. B. Kindergärten, Schulen, Grünflächen, Quartiervereine – 

die Möglichkeiten sind unbeschränkt – eingesetzt würde. Die SP/JUSO-Fraktion ist von der 

Antwort des Stadtrates etwas enttäuscht. Sie erhielt den Eindruck, es sei gar keine Auseinan-

dersetzung mit dem Thema erfolgt. Der Stadtrat argumentiert, dass das Bedürfnis, Kindergär-

ten zu finanzieren, nicht mehr bestehe wegen der Einführung der Basisstufe. Zudem bestän-

de keine gesetzliche Grundlage für diese Massnahme. Die bauliche Entwicklung im Stadtge-

biet sei quasi schon erfolgt bzw. erfolge in Zukunft nur auf bereits bebautem Gebiet, und als 

letztes Argument: Diese Abgabe würde das Bauern verteuern und Bauherren allenfalls gar 

von der Erstellung von Wohnungen abschrecken. Diese Argumente erachtet die SP/JUSO-

Fraktion als nicht stichhaltig. Zum Argument bezüglich Basisstufe ist darauf hinzuweisen, dass 

der Vorstoss bewusst offen formuliert ist. Es geht nicht darum, die Abgabe unbedingt für 

Kindergärten zu verwenden, sondern der Stadtrat hätte einen weiten Spielraum, die Abgabe 

so einzusetzen, wie er es für richtig befindet. Er könnte den Zweck definieren und damit alles 
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Mögliche finanzieren, das aber einen Zusammenhang hat mit dem Quartier, der Quartierar-

beit und damit der Quartierstärkung im weiteren Sinne. Damit hängt der Vorstoss auch nicht 

mit der Einführung der Basisstufe zusammen. Auch das Argument, das Stadtgebiet sei vieler-

orts bereits überbaut, stimmt so nicht wirklich. Vielerorts erfolgen Bautätigkeiten und es gibt 

die Schlüsselareale, die überbaut werden sollen; in anderen Gebieten soll der bestehende 

Raum besser genutzt werden, indem z. B. höher gebaut wird. Wenn in diesen Gebieten mehr 

gebaut wird, ziehen auch mehr Menschen dorthin und es gehen mehr Menschen arbeiten. 

Mehr Menschen bedeuten, dass auch mehr Infrastruktur zur Verfügung gestellt werden muss. 

Das Argument der fehlenden gesetzlichen Grundlage ist überhaupt nicht nachvollziehbar, 

denn es geht in diesem Postulat ja gerade darum, allenfalls eine solche zu schaffen. Wenn es 

sie schon gäbe, bräuchte man keine Vorstösse einzureichen. Im momentan ablaufenden Pro-

zess der Erneuerung der BZO könnte eine Klausel hereingenommen werden, damit in Zukunft 

die Möglichkeit bestehen würde, eine solche Abgabe zu erheben. Schliesslich malt der Stadt-

rat mit dem letzten Argument das Schreckgespenst an die Wand, dass das Bauen wahnsinnig 

verteuert würde und dass Investoren abgeschreckt werden könnten und noch weniger Woh-

nungen erstellt würden. Das ist ehrlich gesagt wirklich etwas an den Haaren herbeigezogen, 

denn es ginge um eine einmalige Abgabe, die sehr klein ist. In Littau waren diese Beträge 

sehr klein. Von daher dürfte sich kaum jemand abschrecken lassen bei Baukosten, die übli-

cherweise einen recht grossen Umfang haben. Die Kosten für ein Baugesuch sind ja auch 

nicht gerade klein und sollen jetzt auch erhöht werden. Da ist nicht nachvollziehbar, dass 

eine kleine Abgabe für Infrastrukturen den Bau wahnsinnig verteuern soll. Zudem würde 

diese für die Bevölkerung einen grossen Mehrwert darstellen in Form zusätzlicher Infrastruk-

turen, die ihrerseits vielleicht wieder Steuerzahler/innen, z. B. Familien, in die Stadt locken 

würden. In diesem Sinne empfiehlt die Sprechende dieses Postulat zur Überweisung. 

 

Thomas Schärli: Die SVP-Fraktion lehnt auch dieses Postulat im Sinne des Stadtrates ab. Sie ist 

gegen neue Steuern und neue Gebührenabgaben. Sie stört auch, dass diese zweckgebunden 

Quartierinfrastrukturen oder Institutionen zugute kommen soll. Die Baugesuchsgebühren 

würden somit verteuert, und das ist gegen die Zielrichtung der Stadt, zusätzlichen Wohnraum 

zu erstellen.  

 

Daniel Wettstein: Auch die FDP-Fraktion ist gegen dieses Postulat. Der Sprechende kennt die 

Vorgeschichte in Littau nicht und möchte auch nicht hinterfragen, ob dies für Littau gut war 

oder nicht. Es macht keinen Sinn, neue „Kässeli“ zu schaffen mit zweckgebundenen Abga-

ben; das fürt dazu, dass schliesslich bei jedem Haus, das gebaut wird, für alles Mögliche ein 

„Kässeli“ eröffnet wird, denn logischerweise hat das immer irgendwo Implikationen. Die 

Fraktion ist auch gegen die zusätzliche Bürokratie. Denn wie gerade zu hören war, geht es 

um kleine Beträge, und die stehen wahrscheinlich in keinem Verhältnis zum Aufwand. Das ist 

auch auf der Linie der FDP Schweiz, die gegen Bürokratie bzw. für den Abbau von Bürokratie 

und Gesetzen ist.  
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Agatha Fausch Wespe: Die G/JG-Fraktion unterstützt dieses Postulat zum jetzigen Zeitpunkt 

eher nicht, wobei es vielleicht die eine oder andere Zustimmung gibt. Eine solche Abgabe, die 

gemeinnützig genutzt werden könnte, ist eine gute Idee, die grundsätzlich unterstützenswert 

ist, aber wie gesagt nicht im jetzigen Zeitpunkt. Die Stadt Luzern hat doch bereits ein solches 

Instrument: Wenn Bauherren ihre Spielplatzfläche zu klein konzipieren, geben sie Geld ab in 

einen Spielplatzfonds. Gleichzeitig läuft die Vernehmlassung zur BZO, und im Rahmen dieser 

Vernehmlassung kann man sich ja äussern. Die Grünen haben das bereits getan bzw. sind 

daran, das zu tun, dass das Reglement für den Spielplatzfonds in diesem Rahmen aktualisiert 

und optimiert wird. Das ist vielleicht ein kleines Schwesterchen dieses Postulats. Mit dieser 

Massnahme treten sie eigentlich auf das Anliegen der SP ein, aber im jetzigen Zeitpunkt ist 

dieses nicht die grosse Sparmassnahme, mit der man etwas Tolles erreichen könnte.  

 

Ernst Zimmermann: Auch die CVP-Fraktion folgt dem Stadtrat und lehnt dieses Postulat ab. 

Die alte BZO von Littau beinhaltete eine Abgabe, die für die Erstellung von Kindergärten 

vorgesehen war, und zwar bei Gestaltungsplanpflicht ab 6000 Quadratmetern. Diese Bestim-

mung kam seinerzeit in die BZO, weil es in Littau zu wenig Kindergärten gab und der Woh-

nungsbau boomte: Es wurden viele Wohnungen erstellt, Familien neu angesiedelt, und dafür 

gab es zu wenig Kindergärten. Heute ist die Situation nicht mehr so; es braucht nicht mehr in 

diesem Masse neue Kindergartenlokale. Deshalb wurde das in der neuen BZO, die 2009 bewil-

ligt wurde, korrigiert: Diese Bestimmung wurde herausgenommen. Ein Grund war, dass es 

genug Lokale gab, und der zweite war die Integration der Kindergärten in die Basisstufe mit 

dem Modell Schule mit Zukunft; in diesem Rahmen wäre es auf die Schullokale übergegan-

gen. Die CVP-Fraktion findet es auch nicht gut, dass die Bautätigkeit immer stärker belastet 

wird. Es ist so – dies an die Adresse von Luzia Vetterli – es gibt leider viele Abgaben und Ge-

bühren, und noch mehr wäre nicht gut. In der Gesamtplanung werden klare Aussagen ge-

macht: Luzern will auf dem Wohnungsmarkt und auch bei den Büroflächen aktiv werden, 

und da wäre es nicht gut, wenn dies mit hohen Gebühren und Abgaben verhindert würde. 

 

Das Postulat 86 wird abgelehnt. 

 

 

 

11. Postulat 87, Dominik Durrer, Ylfete Fanaj, Alice Heijman und Markus Elsener 

namens der SP/JUSO-Fraktion, vom 30. Juni 2010: 

Senkung der Entlöhnung Stadtrat um 10 % und Grosser Stadtrat um 5 % 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab. 

 

Markus Elsener: Die SP/JUSO-Fraktion fordert mit diesem Postulat, dass während fünf Jahren 

die Löhne bzw. Entschädigungen des Stadtrates und des Grossen Stadtrates um 10 bzw. 5 % 

gesenkt werden, um damit einen Beitrag zur Gesundung der städtischen Finanzen zu leisten. 

Aufgrund der Zahlen in der Antwort des Stadtrates würde das 143‘000 Franken pro Jahr und 
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über die fünf Jahre etwas über 700‘000 Franken ausmachen, was ein beträchtlicher Beitrag an 

die Sanierung wäre. Wie könnte man das machen? Im Reglement ist festgeschrieben, dass der 

Stadtrat 120 % bzw. der Stadtpräsident 128 % des Maximums der obersten Besoldungsklasse 

verdienen soll, und im Gegensatz zur Idee bzw. Befürchtung des alt Grossstadtrates der CVP 

in einem Leserbrief in der heutigen Zeitung heisst das nicht, dass das gesamte Lohngefüge 

nach unten verschoben würde. Sondern es müsste lediglich dieses Reglement geändert und 

statt 120 dort 110 % geschrieben werden.  

Die SP/JUSO-Fraktion hat sich bei diesem Vorschlag an drei politischen und ethischen Leitli-

nien orientiert. Die erste ist schon bekannt. Die Fraktion geht davon aus, dass wer von den 

Steuersenkungen im letzten Jahr überdurchschnittlich stark profitiert hat, überdurchschnitt-

lich zur Sanierung des städtischen Finanzhaushaltes beitragen soll. Wer viel hat und dank 

Steuersenkungen viel geschenkt erhalten hat, dem soll jetzt auch mehr genommen werden. 

Der Stadtrat gehört zu dieser Zielgruppe. Dass er gemäss seiner Antwort lediglich einen Bei-

trag im Rahmen der Kürzungen des Lohnwachstums, die auch den Rest des Personals trifft, 

leisten will, genügt aus Sicht der SP/JUSO-Fraktion nicht, weil er überdurchschnittlich von 

Steuersenkungen profitiert hat.  

Die zweite Leitlinie ist: Wer führt, muss Verantwortung tragen für sein Führen, für seine Ent-

scheidungen. Stadtrat und Grosser Stadtrat führen und tragen Verantwortung für die heutige 

finanzielle Lage der Stadt Luzern. Der Grosse Stadtrat hat die Steuern gesenkt, obwohl völlig 

klar war, was auf kantonaler Ebene passieren wird. Der Hinweis, das der Kanton alles Schlim-

me gemacht habe, gilt nicht, denn dieser Rat wusste, was auf ihn zukam. Heute verordnet 

eine Mehrheit dieses Rates der Stadt Luzern ein Sparpaket, und auch dabei führen Stadtrat 

und Parlament und müssen auch Verantwortung und Konsequenzen mittragen. Die SP/JUSO-

Fraktion beantragt mit diesem Postulat ein Kürzungspaket, das den Stadtrat und den Grossen 

Stadtrat trifft, weil beide in der Verantwortung stehen. Dies obwohl sich die Fraktion sehr 

wohl bewusst ist, dass die Entschädigungen der Mitglieder des Grossen Stadtrates sich am 

unteren und nicht etwa am oberen Rande befinden. Eine Konzentration auf den Stadtrat, wie 

das vorgängig zu dieser Sitzung von einzelnen Exponenten anderer Parteien angeregt wor-

den ist, dass dieses Postulat sich also nur auf den Stadtrat richten würde, lehnt die Fraktion 

dezidiert ab. Die anderen sollen sparen, aber dieser Rat nimmt sich selber aus; das ginge nun 

wirklich nicht.  

Bei der dritten Leitlinie geht es um ein politisches Zeichen. Um als politische Verantwortungs-

träger glaubwürdig zu sein, sind Zeichen von grösster Bedeutung. Nicht unbedingt der Um-

fang, sondern die Tatsache, dass auch Stadtrat und Stadtparlament etwas zur Sanierung bei-

tragen, ist aus Sicht der SP/JUSO-Fraktion unabdingbar. Wer verlangt, dass andere den Gürtel 

enger schnallen, muss zuerst bei seinem eigenen Gürtel anfangen, vor allem, wenn sich da-

runter noch ein Speckgürtel befindet. Der Stadtrat hat es leider verpasst, dieses politische 

Zeichen in Richtung aller Gruppierungen, die von diesem Sparpaket betroffen sind, zu setzen. 

Dieses Parlament hat jetzt die Chance, dieses Zeichen zu setzen. Man nutze sie und überweise 

dieses Postulat.  
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Daniel Erni: Die SVP-Fraktion könnte sich mit einer teilweisen Überweisung dieses Postulates 

einverstanden erklären. Eine Senkung der Entlöhnung des Grossen Stadtrates sieht sie nicht. 

Das hat aber nichts damit zu tun, dass sie aus reiner Selbsterhaltung handeln würde. Die Ent-

löhnung des Grossen Stadtrates ist gemessen am Aufwand eines Parlamentariers bestimmt 

nicht überrissen berechnet. Und in Anbetracht der Tatsache, dass es schon jetzt immer schwie-

riger wird, Kandidaten für dieses Amt zu gewinnen, sollte man es nicht noch uninteressanter 

machen. Auch gilt es zu beachten, dass es einzelne Parlamentarier gibt in diesem Raum, die 

entweder auf Ferien, auf Lohn oder auf Umsatz verzichten, und für diese ist die Entlöhnung 

oftmals eher ein kleiner Unkostenbeitrag. Auch der SVP-Fraktion ist klar, dass die Arbeit als 

Grossstadtrat grundsätzlich einen ideellen Wert und keinen finanziellen darstellen sollte. Sie 

ist aber der Meinung, dass dies bereits heute der Fall ist.  

Anders sieht sie die Situation bei den Stadtratslöhnen. Da könnte sich die Fraktion sehr wohl 

eine Senkung der Entlöhnung um 10 % vorstellen. Der Stadtrat bringt einen Vergleich mit 

St. Gallen, Biel und Winterthur ins Spiel, die sich in etwa auf dem Luzerner Lohnniveau befin-

den. Da sich der Stadtrat aber immer mehr und gerne nach dem Metropolitanraum Zürich 

orientiert, drängt sich hier ein weiterer Vergleich auf. Die Zürcher Stadtpräsidentin Corinne 

Mauch verdient aufgrund einer Zusammenstellung der Sonntagszeitung vom vergangenen 

Jahr 242‘700 Franken und damit fast 20‘000 Franken mehr als der Luzerner Stapi, und das 

trotz fünfmal mehr Einwohnern. Damit soll aber keineswegs gesagt sein, dass unser Stapi 

weniger Arbeit hat als die Zürcher Stadtpräsidentin, aber er hat auch nicht mehr. Der Berner 

Stadtpräsident verdient mit 222‘000 Franken fast 35‘000 Franken weniger. Der Sprechende 

hat zum Vergleich die Löhne der Stadtpräsidenten genommen. Mit einer Senkung der Stadt-

ratslöhne um 10 % würde sich die Stadt Luzern also nach wie vor in einem sehr guten schwei-

zerischen Durchschnitt befinden. Die SVP-Fraktion würde also eine teilweise Überweisung des 

Postulats im Sinne einer Senkung der Stadtratslöhne um 10 % unterstützen. Wenn der Postu-

lant aber weiterhin an der vollen Überweisung festhält, sieht sie sich leider gezwungen, das 

Postulat abzulehnen.  

 

René Baumann: Die Antwort des Stadtrates ist für die FDP-Fraktion überzeugend und ein-

leuchtend. Man kann bei den Löhnen des Stadtrates nicht von übertriebenen Bezügen reden, 

weil man sie zusammen mit den Spesen im Gesamtpaket betrachten muss. Das ist bei Daniel 

Erni und seinem Zeitungsvergleich nicht aufgeschienen. Bezüglich Entschädigung dieses Par-

laments sind sich wohl alle einig darin, dass nicht von übertriebenen Bezügen gesprochen 

werden kann. Daniel Erni hat aufgezeigt, was für Probleme bei der Rekrutierung von neuen 

Leuten eine Kürzung mit sich bringen könnte. Und wenn man diese Löhne mit entsprechen-

den Personen in der Privatwirtschaft vergleicht, braucht man überhaupt nicht mehr weiterzu-

diskutieren. Die Entschädigungen jetzt kürzen zu wollen wäre für die FDP-Fraktion der fal-

sche Weg. Im Sparpaket ist bereits eine Reduktion des Lohnwachstums beim Stadtrat enthal-

ten. Darum lehnt die Fraktion dieses Postulat ab.  

 

Thomas Gmür: Markus Elsener hat es vorhin gesagt: Der SP geht es darum, ein Zeichen zu 

setzen. Es geht ihr darum, ein linkspopulistisches Zeichen zu setzen, ein Zeichen, das von 
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Neid, von Missgunst und von Frust geprägt ist, genau wie jenes vom vergangenen Wochen-

ende, das kläglich scheiterte. Es geht darum, dass sowohl für die Exekutive wie für die Legisla-

tive geeignete Leute gefunden werden, die diese Ämter ausüben können. Mit der jetzigen 

Regelung konnten diese Leute in der Exekutive gefunden werden. Jetzt hier die Löhne kür-

zen bringt nichts; das wäre ein falsches Zeichen. Die CVP-Fraktion lehnt dieses Postulat ab.  

 

Edith Lanfranconi-Laube wollte es schon beim Vorstoss zum KKL sagen, konnte es aber nicht 

mehr platzieren: Die G/JG-Fraktion hat diese Vorstösse sehr differenziert betrachtet und sie ist 

nicht immer genau derselben Meinung wie die Kollegen von der SP. Es ist auch bei dem hier 

vorliegenden Postulat so: An und für sich findet die G/JG-Fraktion die Idee, dass auch dieser 

Rat seinen Beitrag leisten soll, sehr sympathisch und gut, und auch die drei angesprochenen 

Leitlinien kann sie sehr gut nachvollziehen. Ein Teil der Fraktion sieht das auch so und wird 

entsprechend zustimmen. Ein Teil der Fraktion stellt aber das, was eben von der anderen Sei-

te gesagt worden ist – nach dem letzten Votum hat die Sprechende etwas Mühe, das so zu 

sagen –, über alles: Öffentliche Ämter müssen unterstützt werden, sie dürfen nicht ge-

schwächt werden.  

Damit ist nicht gemeint, das nur mit dem monetären Bereich Wertschätzung ausgedrückt 

werden sollte, aber dieser ist ein Teil. Zur Exekutive ist zu sagen, dass ein Teil der Fraktion 

gegen eine Senkung dieser Honorare ist. Zu den Parlamentariern/-innen: Es ist sicher so, dass 

sie ihren Beitrag leisten möchten. Aber es ist jetzt schon so, dass es sich nicht alle, die gerne 

ein solches Amt ausüben würden, leisten können, weil die finanziellen Möglichkeiten nicht 

sehr gross sind, der zeitliche Aufwand hingegen doch recht gross ist. Das ist, was darüber 

steht, über den wirklich sympathischen Leitlinien der SP. Bei der Exekutive geht es um ver-

antwortungsvolle und strenge Arbeit, für welche die Wertschätzung eher noch gestärkt wer-

den muss und sicher nicht geschwächt werden darf.  

 

Philipp Federer wird diesem Postulat zustimmen, weil für ihn der Stadtrat ein Vorbild ist bzw. 

sein müsste. Sein Lohn ist schweizweit im oberen oder im obersten Bereich, und daneben hat 

er z. B. noch Verwaltungsratsabgaben. Ein Stadtrat ist sogar noch im Kantonsrat und erhält 

wohl zusätzliche 15‘000 Franken – das ist das durchschnittliche Gehalt. Für den Sprechenden 

sind diese Löhne hoch, und die dürfen gekürzt werden. Die Arbeit in diesem Parlament hin-

gegen ist nicht zu hoch belohnt. Diesbezüglich ist Daniel Erni recht zu geben. Das Problem 

liesse sich aber über die Fraktionsabgaben lösen: Mit 3‘000 bis 4‘000 Franken weniger pro 

Fraktion (von 18‘000) wären die 5 % schon erreicht, und das wäre verantwortbar. Darum 

stimmt der Sprechende für dieses Postulat.  

 

Markus Elsener: Die SP/JUSO-Fraktion wollte mit ihrem Vorstoss in keiner Art und Weise an-

deuten, dass erstens der Stadtrat zu hoch entlöhnt ist und zweitens seine Arbeit nicht ge-

schätzt würde und dass diese drittens nicht anstrengend wäre. Er macht eine verantwor-

tungsvolle, anstrengende, anspruchsvolle Arbeit. Aber das machen sämtliche anderen Ange-

stellten der Stadt Luzern auch, alle, vom obersten Kader bis hinunter zur Putzfrau. Und all 

diesen mutet dieser Rat zu, dass sie sparen müssen, dass sie eine Reduktion ihres Lohnwachs-
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tum in Kauf nehmen müssen, obwohl gerade die Personen in den untersten Lohnkategorien 

mit ziemlicher Sicherheit gar nichts oder nur sehr wenig von den letzten Steuersenkungen 

profitiert haben. Der Sprechende weiss nicht, ob er bei seinem obigen Votum einen neidvol-

len, missgünstigen, frustrieren Eindruck gemacht hat. Sollte das so verstanden worden sein, 

dann tut ihm das sehr Leid. Wenn er in sein Inneres schaut, muss er sagen, dass dem über-

haupt nicht so ist. Er beneidet den Stadtrat nicht, ist auch nicht missgünstig für das, was die-

ser verdient, und frustriert über die Arbeit als Parlamentarier ist er schon gar nicht. Aber er ist 

dezidiert der Meinung – und auch Philipp Federer hat das angetönt –: Führung bedeutet Ver-

antwortung, Verantwortung bedeutet Vorbild und Vorbild ist eben, wer zuerst bei sich selber 

zu sparen beginnt. Und wenn er jedoch den anderen Fraktionen zugeschaut und zugehört 

hat, dann ist das Fazit: Alle anderen sollen sparen und die Sanierung des städtischen Haushal-

tes in die Wege leiten, nur diese beiden Räte nicht.  

 

Das Postulat 87 wird abgelehnt. 

 

 

 

12. Postulat 88, Alice Heijman, Dominik Durrer, Luzia Vetterli und Markus Elsener 

namens der SP/JUSO-Fraktion, vom 30. Juni 2010: 

Erhöhung Ertrag Vermietung städtischer Infrastrukturen für kommerzielle 

Zwecke 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab. 

 

Luzia Vetterli: In diesem Postulat geht es, wie es der Titel schon sagt, um die Erhöhung der 

Abgaben für kommerzielle Nutzungen, und zwar bei Nutzungen, die Eigentum der Stadt 

betreffen. Es geht z. B. um Nutzungen auf dem öffentlichen Grund, wenn beispielsweise je-

mand Flyer verteilt oder jemand vor dem Rathaus einen grossen Kran aufstellt und somit die 

Nutzung für andere Passanten einschränkt. Es geht aber auch darum, dass z. B. jemand im 

Am-Rhyn-Haus künftig eine toll gelegene Praxis mieten kann, dass sich ein Musical in eine 

Turnhalle einmietet usw.; es geht immer um Nutzungen, die andere ausschliessen, und des-

halb kann die Stadt auch Geld verlangen dafür. Ideelle Nutzungen, das sagt schon der Titel, 

sind von diesem Postulat nicht betroffen.  

Es geht, wie auch die Antwort des Stadtrates zeigt, grundsätzlich darum, dass kostendecken-

de Nutzungen erreicht werden, allenfalls könnte teilweise darüber hinaus etwas Geld erwirt-

schaftet werden. Das sollte zumindest dort der Fall sein, wo ein Privater die gleiche Nutzung 

zur Verfügung stellt wie die Stadt und dafür einen wesentlich höheren Preis verlangt. Der 

Marktpreis sollte also entscheidend sein, gerade z. B. bei dauerhaften Vermietungen von 

Räumlichkeiten. Der Stadtrat beschränkt sich in seiner Antwort auf das Reglement zur Nut-

zung des öffentlichen Grundes. Die SP/JUSO-Fraktion ist etwas enttäuscht; sie hatte gehofft, 

mehr Aussagen zu erhalten. Denn sie weiss ja nicht genau, welche Gebühren wofür erhoben 

werden. Das hätte sie gerne gewusst, und dann wäre eine Beurteilung möglich gewesen. 
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Aber leider ist in der Antwort des Stadtrates nicht klar dargelegt, wo welche Gebühr erhoben 

wird, wie hoch sie ist und ob sie wirklich kostendeckend ist und den Marktpreisen entspricht. 

Die Fraktion hält an dem Postulat fest mit dem Wunsch, dass der Stadtrat alle Gebühren ent-

sprechend überprüft und klärt, ob sie kostendeckend sind oder den Marktpreisen entspre-

chen, und wenn dem so wäre, gäbe es keine Mehreinnahmen. Aber vorläufig hält die Frakti-

on am Postulat fest.  

 

Monika Senn Berger: Einigen Mitgliedern der G/JG-Fraktion leuchtet diese Ablehnung nicht 

ein, und zwar gerade darum, weil der Stadtrat in seiner Antwort Bezug nimmt auf das Reg-

lement über die Nutzung des öffentlichen Grundes, das ja inzwischen abgesegnet wurde. Die 

Gebühren für kommerzielle Nutzungen sind der Teuerung angepasst worden und moderat 

angestiegen. Auch wird darauf geachtet, dass die Urheber/innen von Abfall finanziell in die 

Pflicht genommen werden. Aus diesem Grund wäre zu erwarten gewesen, dass dieses Postu-

lat überwiesen und gleichzeitig abgeschrieben werden könnte. Im Moment zögert die Spre-

chende aber bezüglich Abschreibung, weil in der Antwort auch steht, dass der Stadtrat die 

Bewirtschaftung der Parkplätze vorantreibe, aber da dies, wie eben zu hören war, eigentlich 

noch nicht entschieden ist, könnte das Postulat zwar überwiesen, aber nicht gleichzeitig ab-

geschrieben werden.  

 

Ernst Zimmermann: Die CVP-Fraktion lehnt dieses Postulat ab. In diesem Saal würde kürzlich 

über ein neues Reglement über die Nutzung des öffentlichen Grundes abgestimmt, und das 

nach intensiver Diskussion. Dieses Reglement ist von verschiedenen Gremien geprüft und für 

gut befunden worden. Darin ist alles geregelt, und jetzt – noch vor der Umsetzung – sollten 

schon wieder Anpassungen vorgenommen werden. Da ist die CVP-Fraktion nicht gleicher 

Meinung. Zudem weiss man, dass die Gebühren in Luzern im Vergleich zu anderen Städten 

bereits teilweise hoch sind. Den Vereinen und anderen Institutionen möchte die Fraktion auf 

keinen Fall höhere Gebühren aufhalsen. Das macht wirklich keinen Sinn und wäre auch kont-

raproduktiv, was auch der Stadtrat sieht. 

 

Das Postulat 88 wird abgelehnt. 

 

 

 

14. Interpellation 119, Josef Wicki namens der FDP-Fraktion,  

vom 26. Oktober 2010: 

Beitragskürzungen beim Zentrum St. Michael 

 

Josef Wicki dankt dem Stadtrat für die Antwort, die im Grossen und Ganzen dem entspricht, 

was er erhofft hat. St. Michael ist aber nicht nur ein Kirchenzentrum, wie es in der Antwort 

steht, sondern es ist eben auch Littauer Gemeindezentrum. Man sollte die Funktion und die 

Trägerschaft nicht vermischen, und das ist in der Antwort nicht ganz gelungen. Wäre nämlich 

St. Michael im Eigentum der Stadt, wäre man vielleicht mit der Sparmassnahme nicht derart 
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„dreingefahren“, dass man den Beitrag um die Hälfte gekürzt hat. Es gibt noch ein ähnliches 

Beispiel: Bei der Badi Zimmeregg ist man auch relativ hart „dreingefahren“. Wäre St. Michael 

Eigentum der Stadt, was ja auch möglich wäre, wenn es nicht zusammen mit der Kirchge-

meinde realisiert worden wäre, wäre die Einsparung wohl weniger hart ausgefallen. St. Mi-

chael ist nicht ein Kirchenzentrum „mit teilweiser soziokultureller Funktion“, wie es in der 

Antwort heisst; das wird St. Michael als Gemeindesaal nicht gerecht. Denn dort findet das 

gesellschaftliche Leben von Littau statt, dort treffen sich Vereine, es geht sehr viel Kulturelles. 

In der Starken Stadtregion, mit der viele liebäugeln, achten die Gemeinden, die allenfalls fu-

sionieren könnten, natürlich auf die Zeichen, die dieser Rat aussendet. Und jene Gemeinden, 

die dann in die Fusionsdiskussionen eintreten werden, bringen auch einen Saal und auch ein 

Eigenleben mit. Sie wollen eine Sicherheit, dass Säle und das Gemeindeleben mit den Verei-

nen, die jetzt funktionieren, weiterbestehen. Der Sprechende befürchtet, dass schliesslich die 

Vereine den Mehrpreis bezahlen müssen, und das wäre schade für die gesellschaftliche Ent-

wicklung. Er hat aber Verständnis, wenn es im Moment nur darum gehen sollte, dass sich der 

Stadtrat ein gutes Mandat für neue Vertragsverhandlungen mit der Römisch-katholischen 

Kirchgemeinde Littau sichern will. Aber es ist wirklich wichtig, dass man diesen Saal weiter 

unterstützen kann, sodass die Vereinstätigkeit nicht wegen höherer Gebühren eingeschränkt 

werden muss.  

 

Thomas Schärli: Die Aufbaufrist von zehn Jahren ist vorbei. Auch hier gilt: Sparen tut weh. 

Dem Sprechenden scheint, es handelt sich hier um einen persönlichen Vorstoss des Interpel-

lanten an der Fraktion vorbei, um sich in Szene zu setzen. Die SVP-Fraktion ist für diesen 

Sparpunkt.  

 

Luzia Mumenthaler-Stofer geht bei dieser Interpellation nur auf einen Aspekt ein; sie wird 

sich in der Detailberatung weiter zu diesem Thema äussern. Der St. Michaelshof im Stadtteil 

Littau konnte nur umgebaut und umstrukturiert werden, weil sich die öffentliche Hand und 

die Kirchgemeinde damals zusammentaten. Die ehemalige Gemeinde Littau wollte schon 

lange für ihre Vereine und das Gemeinwesen einen Saal zur Verfügung stellen, aber das ist 

leider immer wieder an den finanziellen Mitteln gescheitert. Auf der anderen Seite wollte die 

Kirchgemeinde, die damals noch einen kirchlich strukturierten Saal hatte, diesen umbauen 

sowie neu strukturieren und ausrichten.  

Weil beide Parteien ihr Projekt nicht allein realisieren konnten, ist es dann zu dieser Zusam-

menarbeit und Zweckverbindung gekommen. Das heisst: Ohne die öffentliche Hand gäbe es 

diesen Saal nicht. Das heisst aber auch: Ohne die Kirchgemeinde hätten die Vereine und die 

Stadt Luzern heute keinen so einmaligen Saal. Es war schon oft zu hören, dass es nicht Auf-

gabe der Stadt sei, die katholische Kirche zu unterstützen. Einmal anders gefragt: Ist es denn 

Aufgabe der Kirche, für die Stadt einen Saal für Vereine zur Verfügung zu stellen? Vor zehn 

Jahren wurde das erarbeitet, und es ist immer noch gut, was damals geschaffen wurde; Stadt 

und Kirchgemeinde sollten beide diesen Saal weiterhin unterstützen. Die Stadt hat so einen 

günstigen Saal, den sie für ihre Veranstaltungen nutzen kann und der Vereinen dient, in dem 

Ausstellungen und Märkte stattfinden können. Der Saal prägt das gesellschaftliche Zusam-
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menleben des ganzen Stadtgebiets stark. Mehr dazu in der Detailberatung. 

 

Korintha Bärtsch: Das Zentrum St. Michael ist auch für Nicht-Littauer/innen ein Begriff, aber 

trotzdem kann man es nicht ganz mit dem KKL vergleichen. Die G/JG-Fraktion sieht auch kei-

nen Zusammenhang mit der Fusion und der Beitragskürzung, und es ist fast etwas vermessen 

zu sagen, dass der Stadtrat dieses Zentrum anders behandelt, weil es im Stadtteil Littau ist. Es 

ist ganz einfach eine Folge der Steuersenkungen und des Sparpakets, also eine Massnahme, 

die heute beschlossen wird. Und wie einige andere Massnahmen lehnt die G/JG-Fraktion auch 

diese Kürzung ab und hofft, dass vielleicht auch noch der eine oder andere Littauer bzw. 

Littauerin gegen diese Massnahme stimmt.  

 

Markus Helfenstein: Es ist sicher einfacher, sympathischer und im Hinblick auf die nächsten 

Wahlen taktisch cleverer, wenn man als Littauer Politiker dieses Thema aufnimmt und sich 

gegen die Beitragskürzung beim Zentrum St. Michael wehrt. Die einzige Frage, die aus Sicht 

der CVP-Fraktion relevant ist, heisst: Wie werden vergleichbare Institutionen im Stadtgebiet 

unterstützt? Josef Wicki hat es vorhin aufgezeigt: Es ist schwierig, von vergleichbaren Institu-

tionen zu reden, weil der Saal von St. Michael tatsächlich eine spezielle Bedeutung hat. Spe-

ziell war darum auch die Startfinanzierung der Gemeinde mit 2 Mio. Franken: 10 Jahre lang je 

200‘000 Franken, damit dieser Saal gebaut werden konnte; die Gemeinde hätte ihn nicht sel-

ber realisieren können. Trotzdem: Auch nach der Kürzung des Beitrags auf jährlich 100‘000 

Franken stellt der Beitrag an das Zentrum St. Michael im Vergleich noch immer eine sehr gute 

Situation dar. Die Kürzung des Beitrags trifft die Kirchgemeinde Littau erheblich; das stimmt: 

Eine leichte Anhebung der Tarife, wie man in der Antwort des Stadtrates lesen kann, wird 

nicht reichen, um die fehlenden 100‘000 Franken zu erwirtschaften. Es wird also nicht einfach 

sein, diesen Ertragsausfall zu kompensieren. Somit ist es verständlich, dass sich der Kirchenrat 

dagegen wehrt.  

Grundsätzlich aber muss man wieder einmal die finanziellen Perspektiven der Gemeinde 

Littau aufzeigen, wie sie bei einem Alleingang anstehen würde. Viele Littauer und scheinbar 

auch der ehemalige Finanzdirektor haben vergessen, dass z. B. Luzern von Littau eine Schul-

denlast von 56 Mio. Franken übernommen hat. Weiter ist in Erinnerung zu rufen, dass die 

Finanzierung der Sanierung und Erweiterung des Alterszentrums Staffelnhof von 40 Mio. 

Franken durch die Stadt Luzern gesichert ist; wie das bei einem Alleingang finanziert worden 

wäre, ist unklar. Der Verschuldungsgrad der Gemeinde Littau wäre 2013 gemäss dem letzten 

Finanzplan der Gemeinde bei 227 % gelegen (Prognose ohne Massnahmen) und die Ver-

schuldung pro Einwohner bei über 7000 Franken. Übrigens profitieren die Littauer ab der 

Steuerperiode 2010 endlich von einem erheblich tieferen Gemeindesteuerfuss. Wenn man 

unter der Berücksichtigung all dieser Aspekte wieder auf dem Boden der Realität ist, muss 

man sich fragen: Wie hoch wäre der Beitrag der Gemeinde Littau ab 2013 ausgefallen: 50‘000 

Franken oder Null? Wenn man realistisch ist, kommt man zum Schluss, dass das Zentrum St. 

Michael ab 2013 nicht 100‘000 Franken verliert, sondern eher 100‘000 Franken gewinnt.  
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Werner Schmid wollte dazu eigentlich wirklich nichts sagen. Aber es ist für ihn absolut son-

derbar, wie es jetzt in diesem Rat eine Frontenbildung gibt. Kollege Thomas Schärli hat da-

rauf hingewiesen, wie sich gewisse Leute nachträglich in Szene setzen wollen. Es scheint, es 

gibt hier Grossstadträte, die immer noch meinen, sie seien im Einwohnerrat Littau. Seit dem 

1. Januar 2010 sind sie aber im Grossen Stadtrat. Der Sprechende erinnert sich sehr gut an den 

Auftritt von Luzia Mumenthaler und von Josef Wicki im Schweizerhof. Sie waren die vehe-

mentesten Fusionsturbos, und sie haben auch gewusst, dass es bei einer Fusion nicht nur Ge-

winner gibt. Aber jetzt geht es um das Sparpaket, und der Sprechende bittet die beiden, das 

mitzutragen und sich nicht separat in Szene zu setzen.  

 

Dominik Durrer war schon in der letzten Legislatur im Grossen Stadtrat und nicht im Littauer 

Einwohnerrat, weshalb ihn der Appell von Werner Schmid nicht persönlich betrifft. Aber es ist 

eine Tatsache, dass die Massnahme, die der Stadtrat jetzt vorschlägt, für den Stadtteil Littau 

und Reussbühl sehr massgebend ist und verantwortungsvoll beurteilt werden muss. Markus 

Helfenstein hat die Frage gestellt, welche ähnlichen Institutionen die Stadt Luzern unter-

stützt. Er und der Sprechende wissen nicht genau, was die Stadt überall noch alles macht, 

aber tatsächlich gibt es sehr wahrscheinlich keine vergleichbare Unterstützung auf dem restli-

chen Stadtgebiet. Aber das ist nur die eine Frage. Die andere ist, welcher Stadtteil mit diesem 

Sparpaket des Stadtrates getroffen wird. Man könnte ja sagen, weil das Verkehrshaus im 

Würzenbach ist, sind die Würzenbacher betroffen, wenn es dort allenfalls Sparmassnahmen 

gibt. Aber das wäre eine falsche Frage. Es ist einfach so: Es gibt einen Stadtteil, den jüngsten, 

neusten, der durch dieses Sparpaket getroffen wird, und zwar in seinen Infrastrukturen, die 

für diese Stadtteilbevölkerung eine sehr hohe Bedeutung haben: St. Michael und Zimmeregg-

badi. Diesen Aspekt muss man sich einfach auch überlegen. Die CVP hat bisher bei der Quar-

tierpolitik eigentlich immer eine recht fortschrittliche Haltung gezeigt, und zu einer fort-

schrittlichen Quartierpolitik gehören auch gute Quartierinfrastrukturen. Darüber darf man 

nicht einfach hinweggehen und im Rahmen des Sparpakets in Littau mit diesen Quartierinfra-

strukturen zurückfahren. Es wäre etwas einseitig, wenn man einen Luzern-Littau-Konflikt 

heraufbeschwören wollte, wie das Werner Schmid versucht hat.  

 

Luzia Mumenthaler-Stofer war absolut immer für die Fusion und ist jahrelang dafür einge-

standen, dass die Stadt Luzern dafür sorgt, dass jene Sachen, die für Littau wertvoll sind und 

für die gekämpft wurde – das waren die weichen Faktoren –, und die für Littau gut und wich-

tig sind, erhalten bleiben und weiterhin bestehen können. Kaum ist nun fusioniert, werden 

durch ein Sparpaket solche Sachen, die in Littau wichtig sind, in Frage gestellt. Die Sprechen-

de hat sich immer dafür eingesetzt, dass das, was errungen wurde, behalten werden kann 

und dass der Stadtrat Sorge dazu trägt. Sie hat nichts anderes gesagt.  

 

Albert Schwarzenbach: Es wurde gesagt, dass ein solcher Entscheid Auswirkungen auf die 

künftige Entwicklung der Stadtregion habe, dass er ein Zeichen ist. Es müssen richtige Zeichen 

gesetzt werden. Die Entwicklung der Stadtregion kann ja nicht heissen, dass alle Leistungen 

jeder neuen Gemeinde, die dazustösst, übernommen werden. Es muss differenziert werden, 



 

Seite 50 

und die Leute verstehen sicher, dass eben manchmal gewisse Entscheide gefällt werden müs-

sen aus der Gesamtsicht heraus. In diesem Sinne glaubt der Sprechende, dass die Gemeinden, 

die jetzt mit der Stadt Luzern in das Gespräch kommen, sehr wohl verstehen.  

 

Damit ist die Interpellation 119 erledigt. 

 

 

 

13. Interpellation 110, Hans Stutz namens der G/JG-Fraktion, 

vom 13. September 2010: 

Über die Folgen der Sparprogramme der vergangenen Jahre 

 

Hans Stutz findet die Antwort des Stadtrates eine Zumutung, um das ganz klar zu sagen: eine 

Zumutung. Eigentlich müsste man den Antrag auf Rückweisung stellen zur Erledigung der 

reglementarisch vorgeschriebenen Arbeit. Denn was steht im Geschäftsreglement zur Inter-

pellation? „Jedes Mitglied des Rates hat das Recht, durch Interpellation oder Schriftliche An-

frage Auskunft über alle Fragen zu verlangen, welche die städtische Verwaltung betreffen.“ 

Es gibt keine Formvorgabe, wie lange die Beantwortung einer Interpellation sein muss; es 

gibt keine andere Vorgabe als die, dass eine Frage beantwortet werden muss. Was aber tut 

der Stadtrat? Er sagt einfach, das wäre ein Bericht und beantwortet die Fragen deshalb nicht. 

Das ist umso gravierender, als aufgrund der verlangten Antworten über das Sparpaket, das 

heute zur Diskussion steht, beraten werden soll und die G/JG-Fraktion allenfalls entsprechen-

de Einwände bringen möchte. Fakt ist, dass dies die vierte Sparrunde innerhalb von zehn Jah-

ren ist. Bisher wurde in den Unterlagen nirgends gesagt, was die bisherigen drei Sparrunden 

für Auswirkungen hatten. Aber nullkommaplötzlich wird in einem B+A, der auch Anlass zu 

dieser Interpellation war, viermal auf zehn Seiten erwähnt, wie gravierend oder zumindest 

wie spürbar die Auswirkungen der bisherigen Sparprogramme sind. Das wurde in den zehn 

Jahren, in denen der Sprechende in diesem Rat ist, nie erwähnt, weder in der GPK noch an-

derswo, und deshalb ist es nichts als folgerichtig zu fragen, wie dies in anderen Bereichen 

aussieht.  

Es ist nicht so, dass er zum vornherein unterstellt, dass es überall ebenso gravierend sein muss, 

aber die Frage ist gestellt und muss beantwortet werden. Der Sprechende weiss nicht, ob es 

aufsichtsrechtliche Möglichkeiten gibt, um diese Arbeitsverweigerung des Stadtrates zur Dis-

kussion zu stellen. Es gibt aber auch noch die andere Möglichkeit: dass man einen Bericht 

verlangt. Tatsache ist aber Folgendes: Für die heutige Diskussion ist der Stadtrat nicht gewillt, 

die Unterlagen zu liefern, die notwendig wären, denn man müsste wissen, was diese Sparpa-

kete für Auswirkungen hatten. Der Stadtrat sagt in seiner Antwort noch, dass die vom Inter-

pellanten angeregte Diskussion in der neu konzipierten Gesamtplanung geführt werden 

könne. Entschuldigung, aber ohne die notwendigen Antworten und die notwendigen Unter-

lagen kann diese Diskussion nicht geführt werden, denn auch in der Gesamtplanung findet 

man die notwendigen Angaben nicht.  
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Ratspräsident Rolf Krummenacher: Der Aufsichtsrechtsbeschwerdeweg ist wohl etwas schwie-

rig. Eigentlich müsste eine Motion eingereicht werden, die aber natürlich nicht mehr heute 

behandelt werden könnte.  

 

Baudirektor Kurt Bieder möchte Hans Stutz eine Antwort geben. Er hat mit dem Schlusssatz 

bestätigt, was der Stadtrat sagte: Die notwendigen Unterlagen sind nicht geliefert worden. 

Das ist nicht möglich im Rahmen einer Antwort auf eine Interpellation. Das ist doch klar. In-

haltlich ist das eine Motion; Hans Stutz verlangt die Erarbeitung eines Berichtes. Darum hat 

der Stadtrat für die Beantwortung einer Motion länger Zeit. Der Fehler ist, dass er für seinen 

Vorstoss die falsche Form gewählt hat. Vielleicht muss man dort ansetzen.  

 

Wenn Hans Stutz vom Baudirektor vorgeworfen wird, er habe das falsche Vorgehen gewählt, 

muss er auch darauf antworten können. Und die Antwort liegt darin, was eine Motion ist laut 

Geschäftsreglement: „Die Motion enthält einen Auftrag an den Stadtrat, dem Rat eine der 

folgenden Vorlagen zu unterbreiten: a. Entwurf, Änderung oder Aufhebung eines Beschlus-

ses, der in die Kompetenz des Rates oder der Stimmberechtigten fällt; b. besondere Pla-

nungsberichte; c. besondere Rechenschaftsberichte.“ Das ist doch hier nicht vorhanden.  

 

Damit ist die Interpellation 110 erledigt. 

 

 

 

 Dringliches Postulat 127, Philipp Federer namens der G/JG-Fraktion,  

vom 19. November 2010:  

Neue Voraussetzungen zur Fanarbeit – Die Stadt Luzern kann sich  

nicht aus der Verantwortung stehlen 

 

Der Stadtrat lehnt das Postulat ab. 

 

Philipp Federer: Die G/JG-Fraktion hält am Postulat fest. Die Antwort des Stadtrates ist nicht 

nachvollziehbar. Er spricht sich darin nochmals für vier Säulen aus, und das bedeutet für jede 

Säule 50‘000 Franken. Das nimmt er nicht wahr. Er schreibt, dass das Konzept des Bundes, 

dass dieser Rahmen nicht verbindlich sei und keine Rechtsgrundlage habe. Das stimmt. Aber 

in Zukunft wird das auf die Stadt zukommen, und dann wird sie reagieren müssen. Es könnte 

aber schon jetzt ein erfolgreiches Projekt weitergeführt werden und nicht zum Scheitern ge-

bracht werden. Denn wenn die Stadt nicht mitmacht, ist das in den Augen des Sprechenden 

gefährdet, denn das kann das Fanprojekt nicht ertragen. Dann ist es gescheitert, und das wä-

re sehr schade. Und so müsste der Stadtrat später vielleicht gezwungenermassen wieder einen 

Beitrag leisten.  

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst möchte darauf hinweisen, dass diese Fanarbeit von der 

Stadt angestossen wurde. Sie möchte aber, dass dieses Projekt wirklich gemeinsam getragen 
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wird. Es kommen wohl etwa ein Viertel der Fans aus der Stadt Luzern, und da ist es wichtig, 

dass sich die Gemeinden rundum auch bewegen. Auch möchte der Stadtrat nochmals beim 

Kanton antreten und zusammen mit ihm die anderen Gemeinden dazu bewegen. Es sollen 

auf jeden Fall noch einmal Anstrengungen übernommen werden. Die Stadt hat mit der Poli-

zei die Sicherheitsaufgaben an den Kantonübergeben. Der Kanton verantwortet sie jetzt, und 

die Stadt bezahlt auch nach dieser Fusion immerhin noch insgesamt 18 Mio. Franken, über 

drei Jahre verteilt. Nach Meinung der Sprechenden hat der Beitrag für die Fanarbeit sehr 

wohl Platz in diesen 18 Mio. Franken. 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass es bei den Stadträten offenbar unterschied-

liche Meinungen gibt und die Antwort, die verteilt worden ist, nicht die ist, welche der Stadt-

rat beschlossen hat. Das macht die Sache schwierig. Deshalb schlägt er vor, in die Mittagspau-

se zu gehen und dass der Stadtrat nachher sagt, was er wirklich will bzw. ob er dieses Postulat 

teilweise entgegennehmen will. 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher: In der jetzt vorliegenden Fassung heisst es am Schluss: 

„Der Stadtrat nimmt das Postulat teilweise entgegen.“ Zudem enthält diese zwei Sätze, die 

vorher nicht enthalten waren: „Es soll ein erneuter Versuch gestartet werden, Kantone und 

Gemeinden in die Aufgaben einzubinden.“ Und: „Hingegen soll das Anliegen eines breiten 

solidarischen Mittragens dieser Aufgabe durch die umliegenden Kantone und Gemeinden 

angestrebt werden.“ Philipp Federer kann nun darauf Bezug nehmen. 

 

Philipp Federer: Diese beiden Sätze waren schon drin, aber an anderer Stelle; neu ist nur die 

teilweise Entgegennahme. Es sieht somit etwas besser aus, und der Sprechende ist gespannt, 

an diesem speziellen Tag ohnehin, ob dies die Fraktionen etwas bewegen kann oder ob die 

harte Linie weitergefahren wird. Er möchte sich deshalb eigentlich nach den Fraktionen äus-

sern. Die rechtliche Situation ist tatsächlich so, dass die Stadt das nicht machen muss, aber der 

Einsatz bei der Fanarbeit hat Wirkung; er ist sinnvoll. Beim Zentrum St. Michael ist die rechtli-

che Situation auch nicht da, aber es ist auch gut für das Allgemeinwohl. Der Sprechende ist 

voll überzeugt von der Fanarbeit, und er könnte mit der teilweisen Überweisung des Postula-

tes leben. 

 

René Baumann: Die FDP-Fraktion nimmt erfreut zur Kenntnis, dass die bisherige Unterstüt-

zung der Fanarbeit durch die Stadt zu einer Beruhigung der Situation geführt hat. Allerdings 

sind die Kosten der Polizei immer noch extrem hoch; daran hat noch nichts geändert. Die 

Fraktion sieht aber nicht ein, weshalb nur die Stadt an die Fanarbeit zahlen soll und nicht 

auch die umliegenden Gemeinden. Es ist erwiesen, dass ein Grossteil der FCL-Fans von aus-

serhalb kommen, und die Stadt sollte die Kosten allein tragen, zusammen mit dem Kanton 

natürlich, aber diese Gemeinden können sich darum drücken – das ist nicht in Ordnung. Die 

Fraktion unterstützt das Ansinnen des Stadtrates, weiterhin daran zu arbeiten, dass sich diese 

Gemeinden auch beteiligen. Sie hofft aber nicht, dass es jetzt vermehrt zu Ausschreitungen 

kommt, weil die Unterstützung der Stadt zurückgeht. Das wäre ein falsches Signal von Seiten 
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der Fangruppierungen. Es kann nicht sein, dass man sich eine Beruhigung der Situation er-

kaufen muss. Gefragt ist die Vernunft und das Verantwortungsbewusstsein jedes einzelnen 

Fans, und da hapert es leider noch immer bei einigen dieser so genannten Fans. Es ist nicht 

nahvollziehbar, dass die Fanklubs jene schützen und decken, die gegen die geltenden Regeln 

verstossen. Das ist eine falsch verstandene Solidarität. Es ist schon vorgekommen, dass aus 

Fangruppierungen Sachen aufs Spielfeld geworfen wurden oder Sachen angezündet worden 

sind, und die Fans haben den Verursacher nicht ausgeliefert, obwohl der Schaden für den 

Verein gross war. Die FDP-Fraktion appelliert auch an die Vernunft der Fanklubs, dass sie auf 

die Fans einwirken. Sie kann aber trotzdem mit der teilweisen Überweisung dieses Postulats 

leben. 

 

Luzia Vetterli scheint nicht ganz klar, ab Philipp Federer mit der teilweisen Überweisung des 

Postulates einverstanden ist. Falls dem so wäre, würde sich die SP/JUSO-Fraktion anschliessen. 

Die Sprechende ist allerdings etwas skeptisch, den einerseits steht in der Antwort klar, was 

alles für Anstrengungen schon unternommen wurden, um zu erreichen, dass die umliegenden 

Gemeinden sich ebenfalls beteiligen und auch, dass sich allenfalls auch der Kanton mehr be-

teiligt. Diese intensiven Bemühungen haben offenbar aber nicht gefruchtet, und deshalb ist 

nicht klar, wie das vonstatten gehen soll. Denn schliesslich leiden die umliegenden Gemein-

den ebenfalls unter den Steuererleichterungen des Kantons und müssen auch Sparpakete 

schnüren, teilweise sogar die Steuern erhöhen, und weshalb sollten sie für etwas bezahlen, 

wenn sie keinen Nachteil haben, wenn sie dafür nicht bezahlen? Denn der Schaden entsteht 

nach wie vor in der Stadt Luzern und nicht in den umliegenden Gemeinden. Es wäre eine 

reine Goodwill-Leistung, die sie erbringen müssten, und es ist nicht wirklich nachvollziehbar, 

weshalb sie das in diesen wirtschaftlich schwierigen Zeiten tun sollten, aber wenn dem so 

wäre, wäre das natürlich schön. Auch nicht klar ist aufgrund der Antwort des Stadtrates, was 

geschieht, wenn die Gemeinden dies trotzdem nicht tun. Lässt die Stadt dann dieses Fanpro-

jekt, von dem alle der Meinung sind, dass es sehr gute Dienste leistet, einfach sterben, oder 

was tut sie dann? Das ist noch zu wenig genau formuliert, aber die SP/JUSO-Fraktion kann 

sich, wenn Philipp Federer damit einverstanden ist, mit der teilweisen Überweisung des Postu-

lats einverstanden erklären. 

 

András Özvegyi: Wenn man für das Verursacherprinzip ist, sollte man es auch bei diesem 

Problem angewendet werden. Bei einer Drittelaufteilung zwischen Stadt, Kanton und FCL 

dürfte mit dem ersten Drittel wohl die Gemeindeebene gemeint sein. Darum ist die GLP-

Fraktion schon auch der Meinung, dass die Stadt auf diese Gemeinden zugehen muss, von 

denen die Fanklubs herkommen, und es kommen sehr viele, auch ausserkantonal; aus der 

ganzen Zentralschweiz kommen sie her. Deshalb schliesst sich der Sprechende der Antwort 

des Stadtrates an. Allerdings ist noch zu klären, was die teilweise Entgegennahme des Postu-

lats bedeutet. Es geht ja darum, dass im Postulat gefordert wird, dass bis zur Garantierung 

dieser Gemeindezahlungen auf diesen Sparbeitrag verzichtet wird. Deshalb sollte konkrete 

gesagt werden, über was überhaupt abgestimmt wird.  
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Franziska Bitzi Staub: Die CVP-Fraktion kann auch mit der teilweisen Überweisung dieses Pos-

tulats leben, aber von der anderen Seite her: mit der klaren Ansicht – und dieser Punkt muss 

wohl wirklich noch geklärt werden –, dass sich bei den Finanzen nichts ändert, dass es also 

vorläufig bei den 20‘000 Franken bleibt. Unter dieser Prämisse ist die Fraktion einverstanden. 

Die Fanarbeit ist eine gute Sache. Es sind nachhaltige Lösungen dieses gesellschaftlichen Prob-

lems, das unbestrittenermassen existiert, und das inzwischen auch gesamtschweizerisch und 

kantonal erkannt ist und angegangen wird. Es gibt im Moment keine Verpflichtung und kei-

ne Grundlage, mehr als die 20‘000 Franken zu zahlen, aber es ist wichtig, dass nach wie vor 

ein Zeichen gesetzt wird. Es ist bekannt, dass in diesem Bereich vieles geändert hat: Die Ver-

eine sollen vermehrt in die Pflicht genommen werden, auch die anderen Gemeinwesen. Die 

Polizei ist inzwischen Sache des Kantons, und darum ist es wichtig, dass von der Stadt her ein 

Zeichen gesetzt wird, aber es soll nicht mehr als 20‘000 Franken bezahlt werden, bis eine de-

finitive Regelung gefunden ist.  

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst will nicht wiederholen, was sie am Morgen sagte, aus-

ser einer Aussage: Die Stadt bezahlt – verteilt auf drei Jahre – 9, 6 nzw. 3 Mio. Franken an den 

Kanton. Und ihrer Meinung nach ist auch Fanarbeit ein ganz wichtiger Teil der polizeilichen 

Präventionsarbeit. In diesem Betrag ist der Anteil der Stadt Luzern an die Fanarbeit, der über 

20‘000 Franken hinausgeht, abgegolten. Sie ist ganz sicher, dass der Kanton die Fanarbeit 

nicht sterben lassen wird; das kann sich dieser gar nicht leisten. Dass man beim Kanton natür-

lich nicht erfreut ist darüber, dass die Stadt ihren Beitrag reduziert, ist sehr gut nachvollzieh-

bar. Aber das erzeugt vielleicht noch einmal etwas Druck, bei den anderen Gemeinden etwas 

einzufordern. Es ist aber im ureigenen Interesse des Kantons, dass die Fanarbeit weiterge-

führt wird.  

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass dem Antrag des Stadtrates auf teilweise 

Überweisung des dringlichen Postulates 127 kein Gegenantrag gegenübergestellt wurde, 

sodass es teilweise an den Stadtrat überwiesen ist. 

 

 

 

Fortsetzung der Beratung des Berichts 41 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher: Die SP-Fraktion hat angekündigt, dass sie je nach Verlauf 

der obigen Debatte einen Antrag stellen werde. Bisher liegt von der G/JG-Fraktion ein Antrag 

auf Rückweisung des Berichts 41 zur Überarbeitung vor.  

 

Dominik Durrer: Die Diskussion ist so verlaufen, wie die SP/JUSO-Fraktion es befürchtet hat. 

Das bedeutet, dass sie analog zu den Grünen ebenfalls Rückweisung zur Überarbeitung be-

antragt.  

 

Der Antrag auf Rückweisung zur Überarbeitung des Berichts 41 wird abgelehnt. 
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Detail 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher bittet, allfällige Anträge jeweils nicht vorne beim Text, 

sondern hinten bei den Tabellen zu den Massnahmen (Anhang 1) zu stellen. Korrekt sind das 

nicht Anträge zum Bericht, sondern weil es ein Bericht ist, Protokollbemerkungen. Jene Mass-

nahmen, welche in der Zuständigkeit des Stadtrates liegen, kann dieser realisieren, wenn der 

Grosse Stadtrat nichts dagegen einzuwenden hat. Für die Massnahmen, die in der Zuständig-

keit des Grossen Stadtrates liegen, hat Finanzdirektor Stefan Roth einen Bericht und Antrag 

angekündigt. Formell können also Protokollbemerkungen beantragt werden. Überwiesene 

Protokollbemerkungen sind Teil der Schlussabstimmung; mit der Genehmigung bzw. der 

Kenntnisnahme des Berichts werden diese mitgenehmigt. Es kann also Kenntnis genommen 

werden, wobei auch ein Antrag auf ablehnende Kenntnisnahme möglich ist, ebenso wie zu-

stimmende Kenntnisnahme. Der Stadtrat schlägt Kenntnisnahme vor.  

 

Zu 3.1, Massnahmen im Aufgabenbereich der Sozialdirektion,  

Massnahme SOD 3, Seite 17 ff. / Anhang 1, Seite 1 

 

Theres Vinatzer: Die SP/JUSO-Fraktion lehnt die geplanten Kürzungen bei der AHIZ entschie-

den ab und möchte beliebt machen, auf diese einschneidende Massnahme zu verzichten. Die 

Zusatzleistungen zu den AHV/IVRenten hat die Stadt mit gutem Grund installiert. Sie ermögli-

chen es Rentnerinnen und Rentnern in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen, in ihren 

angestammten Wohnungen zu bleiben und so ihr soziales Umfeld aufrechtzuerhalten. Das 

soziale Netz ist für alte oder behinderte Menschen zentral und oft der entscheidende Faktor, 

ob eine Person zu Hause zurechtkommt oder eben nicht mehr. Bereits eine kleine Änderung 

im fragilen Gleichgewicht der Alltagsgestaltung dieser Personengruppe kann gravierende 

Folgen haben. Wenn dieser Rat heute diese Massnahme beschliesst, nimmt er in Kauf, dass 

viele alte oder behinderte Menschen in dieser Stadt aus ihren Wohnungen werden ausziehen 

müssen. Dies im Kontext eines ausgetrockneten Wohnungsmarktes, in welchem kaum günsti-

gere passende Wohnungen zu finden sein werden.  

Für einige von ihnen wird dies der ausschlaggebende Punkt sein, verfrüht in ein Alterszent-

rum einzutreten. Andere werden unter das Existenzminimum fallen und von der wirtschaftli-

chen Sozialhilfe abhängig werden. In beiden Fällen, davon ist die Sprechende überzeugt, 

spart die Stadt kein Geld; im Falle eines Heimeintrittes kommt dies die öffentliche Hand sogar 

um ein Vielfaches teurer zu stehen. Die Sprechende möchte auch zu bedenken geben, dass 

die alten Menschen in der Stadt Luzern durch verschiedene aktuelle politische Entscheide 

teilweise mehrfach belastet werden und so einen überproportionalen Beitrag zum Sparen 

leisten müssen: Sie erinnert an die bereits beschlossene Anhebung des Mietzinses und die 

Einführung der Betreuungspauschalen in den Alterssiedlungen, an die Reduktion des Beitra-

ges an den Entlastungsdienst SRK, der für die Entlastung von betreuenden Angehörigen ein-

gesetzt wird und die ebenfalls eine Massnahme dieses Sparpakets ist. Nicht zu unterschätzen 

ist die mit der neuen Pflegefinanzierung 2011 in Kraft tretende neue Klientenbeteiligung in 

der Spitex, welche die alten Menschen überproportional trifft und bis zu Fr. 5742.–/Jahr aus-
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machen kann. Und nun noch die Halbierung der AHIZ! Mit diesen Massnahmen boykottiert 

sich die Politik im Grunde genommen selbst. Denn erstens schwächt man damit erheblich die 

nötigen Rahmenbedingungen, um dem Grundsatz „Ambulant vor Stationär“ nachleben zu 

können, und zweitens widersprechen sie den beiden Stossrichtungen „ Eigenverantwortung 

und Handlungskompetenz der Einzelpersonen stärken“ und „Lebensqualität und Sicherheit 

erhalten und fördern“. Der Stadtrat hat ein Sparpaket von 16,7 Mio. geschnürt, mit dem Ziel, 

15 Mio. umzusetzen. Auch wenn man dieses Sparpaket umsetzen will, besteht somit durchaus 

Spielraum, auf die eine oder andere besonders einschneidende Massnahme zu verzichten. Die 

Sprechende appelliert daher an den gesunden Menschenverstand und an die Menschlichkeit 

der Ratsmitglieder, auf diese Massnahme zu verzichten. Die SP/JUSO-Fraktion beantragt da-

her die folgende Protokollbemerkung: „Auf die Kürzungen der AHIZ ist zu verzichten.“ 

 

Agatha Fausch Wespe: Die G/JG-Fraktion unterstützt diese Protokollbemerkung. Die Halbie-

rung der AHIZ geht an die Substanz. Den Mietzinszuschuss für ältere Menschen brauchen vor 

allem Frauen. Die Liste zeigte es: Sie wird von mehr Frauen bezogen. Das hat einen Grund: 

Die Berufsbiografien von Frauen sind so verlaufen, dass die Rentenbildung erschwert war, vor 

allem in der Generation, die jetzt in diesen Wohnungen ist. Es sei daran erinnert: In den Sieb-

zigerjahren wurde darüber abgestimmt, ob es überhaupt eine Pensionskasse geben soll, und 

das Obligatorium für die Freizügigkeit ist seit den Neunzigerjahren in Kraft. Das heisst: Jene 

Generation von Frauen, die damals viel Betreuungsarbeit geleistet haben, vielleicht früh im 

Beruf integriert waren, aber spät wieder dazukamen, haben häufig neben der AHV eine ganz 

kleine Rente oder gar keine. Eine Halbierung dieser Beiträge trifft den Haushalt einer AHIZ-

Bezügerin empfindlich. Es ist klar: Die AHIZ gibt es nicht in allen Städten und nicht in allen 

Gemeinden. Aber Luzern ist eine Stadt mit vielen alten Menschen. Der Anteil an über 60- und 

über 65-Jährigen ist höher als in anderen Städten. Die AHIZ ist bei der älteren Generation gut 

akzeptiert und hat eine hohe Abholquote. Es gibt noch einen weiteren Grund: Die AHIZ wird 

nächstes Jahr sage und schreibe 80-jährig, was vielleicht nicht allen bewusst ist in diesem Rat. 

Diese Beihilfe gibt es seit 1931. Wenn dieser Mietzinszuschuss für AV/IV-Renterninnen „vernü-

tigt“ wird, erscheint das wie das Geburtstagsgeschenk der dreizehnten Fee. Sie bringt den 

Seniorinnen, die möglichst lange in ihrer Wohnung bleiben wollen, nur Unglück. Die G/JG-

Fraktion ist ebenfalls der Meinung, dass hier am falschen Ort gespart wird, und bittet den 

Rat, auf diesen Sparvorschlag zu verzichten. Sie unterstützt die Protokollbemerkung.  

 

Kommissionspräsidentin Alice Heijman: Diese Protokollbemerkung wurde auch in der GPK 

verlangt und wurde dort mit 6 Nein bei 5 Ja abgelehnt.  

 

Sozialdirektor Ruedi Meier: Es gibt für einen Sozialdirektor natürlich einfachere Situationen, 

als eine solche Reduktion zu vertreten. Wenn der Sprechende aber der Meinung ist, dass sich 

diese Reduktion verantworten lässt, dann vor dem Hintergrund, dass die Stadt Luzern, mit 

Ausnahme von Horw, die einzige Gemeinde in diesem Kanton überhaupt ist, die solche Zu-

satzleistungen ausrichtet, und vor dem Hintergrund, dass sie nicht endgültig gestrichen, son-

dern halbiert wird. Das historische Argument ist richtig. Aber Ende der Zwanzigerjahre gab es 
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die Debatte um eine AHV; diese wurde dann aber erst 1947 eingeführt. Vor diesem Hinter-

grund hat sich natürlich die Situation der alten Leute im Vergleich zu jener bei der Einfüh-

rung dieser städtischen AHIZ massiv verbessert, und auch die Einführung der Ergänzungsleis-

tungen in den Sechzigerjahren hat dazu beigetragen. Der Stadtrat hat sich, auch gestützt auf 

die Diskussion, die in der Sozialkommission geführt wurde, zur Umsetzung noch einmal Über-

legungen angestellt und schlägt deshalb vor, die Halbierung der AHIZ nicht integral ab dem 

Jahr 2012 umzusetzen, sondern bereits ab 2011, dabei aber die altrechtlichen Fälle nicht an-

zutasten – diese werden mit der Zeit auslaufen –, sodass jene Personen, die neu dazukom-

men, die Leistungen nach neuem Recht beziehen können. Das führt dazu, dass es bei jenen, 

welche heute schon AHIZ beziehen, zu keinen Härtefällen kommt, und das ist sicher eine gute 

Abfederung dieser Halbierung. 

 

Theres Vinatzer: Dieser Vorschlag des Stadtrates ist nicht wirklich eine Lösung, sondern ver-

schiebt das Problem einfach. Es wird so zwar für die heutigen Bezüger gemildert und die Not-

lage für diese abgefedert, aber es ändert nichts an der Tatsache, dass es künftig wieder solche 

Situationen gibt und alte Leute, die dann keine AHIZ mehr beziehen können, in eine Notlage 

kommen. Deshalb bittet die Sprechende, die Protokollbemerkung der SP/JUSO-Fraktion zu 

überweisen. 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher präzisiert, dass lediglich eine Protokollbemerkung zu die-

sem Thema vorliegt; der Stadtrat hat keinen Antrag gestellt, sondern einen Vorschlag für die 

Umsetzung, für die er selber zuständig ist, gemacht.  

 

Auch für Agatha Fausch Wespe ist der Vorschlag des Stadtrates keine Superlösung, aber min-

destens eine Lösung für jene, die bisher AHIZ bezogen haben und jetzt Knall auf Fall auf-

grund eines Sparentscheides mit einer neuen Situation konfrontiert wären. Insofern ist diese 

„AHIZ-light-Lösung“, um sie so zu nennen, etwas, was sie befürworten würde. Das wurde 

auch in der G/JG-Fraktion so verstanden; sie ist einverstanden. 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher klärt, dass dieser Umsetzungsvorschlag nicht als Protokoll-

bemerkung beantragt wird. Somit ist nur über die eine Protokollbemerkung abzustimmen. 

 

Die Protokollbemerkung der SP/JUSO-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Ylfete Fanaj möchte, auch wenn die Abstimmung gelaufen ist, doch noch etwas zu dem sa-

gen, was Dominik Durrer am Morgen über die Diskussionsverweigerung sagte. Das eben war 

exemplarisch und das wird man wahrscheinlich den ganzen Nachmittag so erleben. Die von 

der Sprechenden aus gesehen linke Seite des Rates lässt sich auf eine Diskussion über Anträge 

der SP/JUSO-Fraktion zu einzelnen Massnahmen, die sehr einschneidende Wirkungen haben, 

gar nicht ein. Mit gesenktem Kopf und ohne etwas zu sagen wird über ganz wichtige Mass-

nahmen, die wirklich einschneidende Auswirkungen haben, entschieden. Das ist fatal und für 

die Sprechende kein Parlamentsbetrieb. 



 

Seite 58 

Thomas Gmür meint zu diesem Vorwurf: Das Geschäft Sparpaket wurde im März aufgegleist. 

Die Kommissionen haben den Stadtrat intensiv begleitet, haben Vorschläge eingebracht und 

diskutiert. Wenn nun nicht zu jedem Antrag minuten-, stundenlang diskutiert wird, dann ist 

das Zeichen einer effizienten Führung des ganzen Betriebes, und Effizienz ist auch ein Teil 

des Sparpakets. 

 

Ylfete Fanaj muss darauf antworten, dass, ohne inhaltlich aus der Kommission zu berichten, 

dort die Situation die gleiche war und auch dort keine Diskussion stattgefunden hat. Die Rats-

linke hat zu gewissen Anträgen praktisch Selbstgespräche geführt, weil sie die Gegenseite 

nicht eingelassen hat auf eine Diskussion oder zumindest auf Verhandlung über angebotene 

Lösungen.  

 

Désirée Stocker möchte dem widersprechen. In den Kommissionen wurde diskutiert, die Mit-

glieder haben sich geäusssert und auch gesagt, warum sie das Gefühl haben, dass dies ver-

antwortbar ist. Insbesondere die GLP-Fraktion hat sich sehr dafür eingesetzt, dass der Vor-

schlag des Stadtrates umgesetzt wird, falls das nicht in der Kompetenz des Stadtrates gelegen 

wäre. Da musste sie erleben, dass die SP nicht bereit war, Kompromisse einzugehen. Die GLP 

war enttäuscht und möchte den Vorwurf der Diskussionsverweigerung zurückweisen. 

 

Zu Massnahme SOD 10, Seite 17 ff. / Anhang 1, Seite 1 

 

Nina Laky: Zu dieser Massnahme beantragt die SP/JUSO-Fraktion die Protokollbemerkung: 

„Auf die Kürzungen beim Jugendkulturhaus Treibhaus ist zu verzichten.“ Es ist ein altes Lied, 

dass die Sprechende nun klagen wird. Aber dass man in der Minderheit ist, heisst nicht, dass 

man die schlechteren Argumente hat. Die Sparmassnahmen im Bereich Bildung und Soziales 

machen einen grossen Teil dieser Sparübung aus. Die Massnahmen in der Bildungsdirektion 

und in der Sozialdirektion betreffen Kinder, Eltern und Jugendliche, und zwar so, dass nie-

mand abschätzen kann, was für Auswirkungen die Leistungskürzungen haben werden und 

was für Folgekosten aufgrund der Sparübungen auf die Stadt zukommen werden. Es ist aus 

Sicht der SP/JUSO-Fraktion nach wie vor unverantwortlich, in diesen Bereichen den Sparhebel 

anzusetzen. Und die Sprechende hat denn auch kein Verständnis, wenn ein Vertreter der FDP 

ein kulturelles Gemeindezentrum in Littau retten will, bei einem Jugendhaus aber nicht mit 

sich diskutieren lässt.  

50‘000 Franken mehr soll das Treibhaus ab 2012 erwirtschaften. Obwohl diese Massnahme 

eigentlich positiv formuliert ist, ist es doch eine beträchtliche Einsparung, die hier erzielt wer-

den soll. Beträchtlich nicht in erster Linie wegen der Höhe des Betrages im Vergleich zu ande-

ren Massnahmen, sondern wegen der Auswirkungen. Es steht keine existenzielle Bedrohung 

des Jugendkulturhauses bevor, sondern „lediglich“ die Bedrohung der Sicherheit und des 

Engagements der Jugendlichen. Will man wirklich, dass die Einsparungen dazu führen, dass 

z. B. nicht mehr nur Bier und Wein verkauft wird, sondern auch harte Spirituosen? Dass die 

Preise steigen? Dass bei der Sicherheit rund um das Treibhaus gespart werden muss und dass 

schliesslich auch das Kulturprogramm darunter leidet? Es ist sehr leichtsinnig zu glauben, dass 
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diese aufgezwungenen Mehreinnahmen keine Einschränkungen, die durchaus auch negative 

Auswirkungen haben könnten, bedeuten werden. Diese Leistungskürzung darf nicht zu einer 

Kommerzialisierung dieses städtisch geführten Jugendkulturhauses führen und die Sicherheit 

nicht gefährden. Wird nämlich bei der Secuirtas abgebaut, könnten die Lärmemissionen stei-

gen, und angesichts der Tatsache, dass auf dem Emmi-Areal Wohnungen verwirklicht werden 

sollen, könnte dies in den nächsten Jahren absehbare Probleme mit der Nachbarschaft mit 

sich bringen, und diese Geschichte gab es in Luzern schon mehr als einmal und gibt es auch 

jetzt mit dem Opéra, wo Jugendliche harten Alkohol konsumieren und bei der Sicherheit 

rund um das Haus gespart wird.  

All diese möglichen Szenarien könnten diesem Haus, den jungen Menschen und der Luzerner 

Jugendpolitik schaden. Es sei daran erinnert, dass im Treibhaus regelmässig renommierte Mu-

siker zu Besuch sind, die Leute aus der ganzen Schweiz nach Luzern anziehen, dass das Res-

taurantangebot z. B. von den Schülerinnen und Schülern der Kanti Alpenquai sehr geschätzt 

wird und dass Luzerner Nachwuchstalente im Treibhaus einen Proberaum finden. Nicht zu-

letzt findet dort auch die städtische Jungbürgerfeier satt, was das Haus Jahr für Jahr zu einem 

Aushängeschild der Stadt Luzern macht. 

Für das Treibhaus, in dem sich bis zu 83 Jugendliche regelmässig im Rahmen eines kleinen 

Budgets engagieren, hat diese 8,5%-ige Ergebnisverbesserung noch unbekannte Folgen und 

Auswirkungen. Sie bedeutet für das Haus auch eine Doppelbelastung. Einerseits muss es pro 

Stellenprozent eine Kostenabgabe leisten und jetzt muss es noch sparen. Das Engagement 

gilt es zu unterstützen und nicht zu bremsen.  

Der Weg, wie diese 50‘000 Franken erwirtschaftet werden sollen, ist unbekannt. Die Stadt 

darf sich hier nicht aus der Verantwortung ziehen und die Umsetzung dem Haus selber über-

lassen, wenn man nicht weiss, wie das geschehen soll. Die SP/JUSO-Fraktion bittet den Rat, 

diese Protokollbemerkung zu unterstützen und nicht auf Kosten junger, engagierter Jugend-

licher, die einen massgeblichen Teil zum Zusammenleben und zur Freizeitgestaltung von jun-

gen Menschen beitragen, zu sparen. Diese Arbeit ist keinesfalls gesichert, auch in den nächs-

ten Jahren nicht, und es liegt jetzt an diesem Rat, diesem ersten Abbau Gegensteuer zu ge-

ben und so die Idee dieses Jugendkulturhauses Treibhaus auch für die nächsten Jahre zu un-

terstützen. 

 

Sonja Döbeli Stirnemann: Die FDP-Fraktion lehnt diesen Antrag ab, was wohl nicht erstaunt. 

Es geht hier aber um eine Idee, die aus der Verwaltung kommt. Es ist also nicht so, dass ent-

schieden wurde, dass bei den Jungen auch noch etwas gestrichen wird. Die Verantwortlichen 

des Treibhauses haben gesagt, das sei okay; eine Aufgabe, die sie anpacken. Es geht um 5% 

des Umsatzes, der zu sparen ist. Es ist also nicht so, dass das Haus gefährdet wird, denn diese 

Vorgabe ist keine unrealisierbare Zielgrösse. Und noch ein Letztes: Sollte die Einsparung von 

50‘000 Franken nicht erreicht werden, wird man das Treibhaus deswegen nicht schliessen und 

niemanden entlassen. Der Betrag ist ein Sparanreiz, damit alle mitmachen müssen, aber er ist 

keine matchentscheidende Grösse. Darum kann die FDP-Fraktion diesen Antrag leider nicht 

unterstützen. 
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Kommissionspräsidentin Alice Heijman: Diese Protokollbemerkung wurde auch in der GPK 

beantragt. Sie wurde mit 6 Nein bei 4 Ja und 1 Enthaltung abgelehnt. 

 

Sozialdirektor Ruedi Meier hat am Morgen schon einiges dazu gesagt, möchte hier aber noch 

ein Argument aufnehmen. Es stimmt natürlich, dass man von der Verwaltung her, also der 

Abteilung Kinder Jugend Familie, Unterstützung geben wird, dass die 50‘000 Franken einge-

spart werden. Es ist nicht so, dass man das Treibhaus einfach hängen lässt; die Stadt hat ja 

Fachleute, die sehr nahe dran sind. In diesem Zusammenhang möchte der Sprechende auf 

etwas anderes hinweisen: Es ist nicht richtig, dass die Jugendarbeit integral zusammengestri-

chen wird, sondern gerade im Kontext mit Littau – in der Fluhmühle – wird die mobile Ju-

gendarbeit ausgebaut. Das ist im Budget 2011 enthalten und ist, wenn man so will, vor dem 

Hintergrund von Jugendarbeit und Jugendförderung eine Art Kompensation.  

 

Die Protokollbemerkung der SP/JUSO-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Zu 3.2, Massnahmen im Aufgabenbereich der Bildungsdirektion (+), Seite 19 ff.  

Zu Massnahme BID 1, Seite 19 ff. / Anhang 1, Seite 2 

 

Hans Stutz: Zur Diskussion und Auseinandersetzung gehört ja auch, dass über Varianten 

nachgedacht, solche diskutiert und allenfalls auch beschlossen werden. Wie im Eintretensvo-

tum angekündigt, beantragt die G/JG-Fraktion Folgendes vor: Bei der Massnahme BID 1 sei 

auf die Teilkompensation zu verzichten. Dafür soll auf die Verringerung bzw. Halbierung der 

Zusatzleistungen zur AHV/IV-Rente (AHIZ) zu verzichtet werden. Der Verzicht auf die Teil-

kompensation ist im Reservetopf bereits angedacht. Es bleibt bei 505‘000 Franken eine Diffe-

renz von 5‘000 Franken, die aber angesichts eines Budgets von ungefähr 700 Mio. Franken 

ziemlich problemlos zu verkraften ist. Auch wenn er schon längere Zeit keine mehr gemacht 

hat, ist der Sprechende davon überzeugt, dass die Buchhaltung deswegen nicht aus dem 

Gleichgewicht gerät. 

 

Andreas Wüest will nicht das Votum von Hans Stutz aufgreifen, sondern ebenfalls eine Pro-

tokollbemerkung beantragen. Es geht dabei primär um das Verkehrshaus. Sie lautet: „In der 

Massnahme BID 1 ist dem Verkehrshaus der erfolgsabhängige Beitrag vollumfänglich zu 

kompensieren.“ Das ist bei anderen Institutionen wie z. B. beim Gletschergarten der Fall. Wa-

rum beim Verkehrshaus? Am Morgen wurde über den Tourismus diskutiert, und was war zu 

hören, wie wichtig er für die Stadt Luzern ist. Das Verkehrshaus ist sicher einer der zentralen 

Pfeiler Luzerns als Tourismusdestination. Es steht zudem vor einem Wandel: Eben fängt ein 

neuer Direktor an und der Zeitung war zu entnehmen, dass nicht nur dieser finanzielle Aus-

fall für das Verkehrshaus schlecht ist, sondern auch weitere, die allenfalls von Seiten des Bun-

des und vom Kanton Zug drohen.  

Es ist ein schlechtes Zeichen, wenn auch die Stadt Luzern Streichungen vornimmt. Das ani-

miert vielleicht andere Gemeinden oder Kantone, ebenfalls nochmals über die Bücher zu ge-

hen, und dann werden wahrscheinlich alle den Eindruck haben, dass es dem Verkehrshaus 
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nichts schadet, wenn der eine 50‘000, ein anderer 100‘000 Franken streicht. Aber das Gegen-

teil ist der Fall: Das Verkehrshaus hat neu gebaut und sicher auch einige Schulden aufge-

nommen, die abzubezahlen sind. In der Budgetplanung ist das Geld, um das es hier geht, 

ganz klar ein integraler Bestandteil, damit es über die Runden kommt. Wenn das fehlt, fehlt 

dem Verkehrshaus wirklich viel Geld. Es kann seine Funktionen vielleicht nicht mehr so gut 

wahrnehmen bzw. man läuft so in das Risiko, dass der neue Direktor schon sehr schnell zu 

drastischen Massnahmen gezwungen sein wird oder bei der Stadt vorstellig werden muss, 

weil er mehr braucht. Es ist blauäugig zu glauben, hier etwas abstreichen zu können. Darum 

bittet der Sprechende den Rat, darauf zu verzichten, dem Verkehrshaus lediglich eine Teil-

kompensation zu gewähren, sondern den ganzen erfolgsabhängigen Beitrag vollumfänglich 

zu kompensieren. 

 

Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt.  

Die Protokollbemerkung der SP/JUSO-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Zu Massnahme BID 2, Seite 19 ff. / Anhang 1, Seite 2 

 

Edith Lanfranconi-Laube: Dass die Schule heute mit grossen Anforderungen konfrontiert ist, 

wissen alle und sicher alle, die die Gesamtplanung gelesen haben. Da steht zur Primarschule, 

um die es in dieser Massnahme geht, dass es darum gehe, die Lernenden in ihrer Selbst-, Sozi-

al- und Sachkompetenz aufgrund ihrer individuellen Voraussetzungen und Möglichkeiten zu 

unterstützen und gemeinsam mit den Erziehungsberechtigten, also den Eltern, den Erzie-

hungsauftrag wahrzunehmen. Wer Gelegenheit hat, in eine Klasse zu schauen oder ein eige-

nes Kind in der Schule hat, weiss, dass dies sehr hohe Anforderungen sind. Die Schulklassen, 

gerade auf der Primarschulstufe, sind heute sehr heterogen und vielfältig zusammengesetzt. 

Das kann eine Chance sein für alle, solange die entsprechenden Rahmenbedingungen gege-

ben sind. Und eine der wichtigen Rahmenbedingungen, wenn auch sicher nicht die einzige, 

ist die Klassengrösse. Ein Kind mehr oder weniger macht viel aus. Grosse Klassen erschweren 

die individuelle Förderung, die von der Stadt verlangt wird, und die, wenn eine Klasse sehr 

heterogen ist, erst recht wichtig ist. Grössere Klassen sind nicht einfach nur ein Nachteil für 

die Schülerinnen und Schüler, sondern sie erschweren auch die Arbeitsbedingungen der Lehr-

personen. Und dass diese jetzt schon sehr belastet sind, ist bekannt. Es wird riskiert, junge, 

engagierte Menschen nicht mehr für den Lehrerberuf motivieren zu können, wenn die An-

forderungen noch mehr steigen. Es geht um das Ausreizen der Klassengrösse an drei oder vier 

verschiedenen Orten und schliesslich um zwei Stellen. Das verschlechtert die Bildungsqualität, 

ist aber vor allem ein schlechtes Zeichen für die Lehrpersonen. Darum ist die G/JG-Fraktion 

gegen diese Massnahme und beantragt die Protokollbemerkung: „Auf die Veränderungen 

der Klassengrösse Primar bis Maximalwert EUP ist zu verzichten.“ 

 

Kommissionspräsidentin Alice Heijman: Dieser Antrag wurde auch in der GPK gestellt. Er 

wurde mit 6 Nein bei 5 Ja abgelehnt. 
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Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Philipp Federer möchte dazu noch Folgendes sagen: Wer das Protokoll der GPK gelesen hat, 

konnte diesem entnehmen, dass die Stadt Luzern sechs Klassen mit einer Überzahl von Schü-

lern hat. Früher gab es keine; jetzt sind es bereits sechs, und es werden künftig noch mehr 

sein. Im Schuljahr 2009 gab es im ganzen Kanton neun Primarschulklassen mit Überzahl; in 

Zukunft wird die Stadt allein so viele haben. Das wurde dort auch nicht weiter diskutiert, aber 

man sollte sich die Konsequenzen vorstellen. Mit diesen Zahlen ist die Stadt wirklich an einer 

Schmerzgrenze.  

 

Verena Zellweger-Heggli muss Philipp Federer korrigieren. Als sie vor ein paar Jahren in die-

sen Rat kam, gab es schon Überzahlen: Im Primarschulhaus im Steinhofquartier gab es still-

schweigend 28-er-Klassen ohne Klassenhilfe, während es in anderen Schulhäusern 13-er-

Klassen gab mit zwei Lehrpersonen. Die Sprechende hat seit Jahren immer mit den Linken 

gestimmt, wenn es darum ging, die Klassenbestände zu senken. Heute spricht man von Ma-

ximalwerten von 21, 18 und 20 Schülern, und dazu kann sie stehen. Für sie stimmt es inzwi-

schen. Dazu möchte sie aber auch noch sagen, dass ihre Buben immer Quartierkameraden 

hatten, die wegen dieser Begrenzung am Quartierschulhaus vorbeilaufen mussten weit hin-

unter in ein anderes Schulhaus, nur weil man die Klassenzahl einhalten wollte. Es kam damals 

auf ein Kind an, und das war teilweise nicht gut für die einzelnen Kinder. Das müsste man 

vielleicht auch etwas berücksichtigen.  

 

Stadtpräsident Urs W. Studer: Über die Klassenbestände wurde in diesem Rat schon wieder-

holt diskutiert. Die von Verena Zellweger angeführten Zahlen von 20, 18 und 21 Schülern sind 

Durchschnittszahlen über die ganze Stadt hinweg gesehen und nicht Maximalzahlen. Bei der 

letzten Diskussion wurde gesagt, dass ein Rahmen skizziert werden soll, z. B 19,5 bis 20 – na-

türlich durchschnittlich. Die Bildungsdirektion ist personell die zweitgrösste Direktion: Über 

950 Personen sind im Volksschulbereich bei dieser Direktion angestellt. Mit anderen Worten: 

Wenn man an den durchschnittlichen Klassenbeständen schraubt, könnte man relativ schnell 

Einsparungen machen – könnte, sagt der Sprechende ausdrücklich.  

Edith Lanfranconi sagte, dass ein Schüler mehr in einer Klasse ein Risiko sein könne. Das gibt 

der Sprechende zu, aber das ist natürlich längst nicht in jeder Klasse der Fall, sondern hängt 

von der Gruppendynamik und der Zusammensetzung der Klasse ab. Wenn eine Klasse eine 

Schülerin oder einen Schüler zusätzlich erhält, die oder der sich gut in die Gruppe einzufügen 

vermag und auch sonst wenig Probleme bietet, dann ist das absolut zumutbar, während dies 

in einem anderen Fall, wenn die Situation ohnehin schon schwierig ist, unter Umständen et-

was anderes ist. Und schliesslich soll hingewiesen werden auf das, was auch Verena Zellweger 

sagte: Zu den jetzt etwas skandalisierten hohen Klassenbeständen auf der Primarschulstufe 

im Bereich Würzenbach/Schädrüti/Büttenen ist Folgendes zu ergänzen: Wenn Eltern darauf 

bestehen, dass ihre Kinder nicht auf Büttenen hinauf gehen, sondern im Schädrüti- oder Wür-

zenbachschulhaus beschult werden sollen, dann hat man tatsächlich ein Problem und muss 

unter Umständen Lehrpersonen Klassenbestände im Bereich von 24 oder 25 Schülern oder 
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ausnahmsweise darüber hinaus zumuten. Geht man darüber hinaus, muss bei der zuständigen 

Dienstabteilung des Kantons ein Gesuch gestellt werden. Der Sprechende würde jetzt nicht 

die Philosophie verbreiten wollen, dass die durchschnittlichen Klassenbestände auf dem Ge-

biet der Stadt Luzern im Bereich von 20, 21 und 18 Schülern – 18 auf der Stufe Kindergarten – 

ein gravierendes Problem bieten könnten.  

 

Philipp Federer: Das Beispiel Würzenbach/Schädrüti zeigt nicht, dass es unflexible Eltern sind. 

Es gibt im Würzenbach schon heute „halbe“ Klassen, das heisst mit Schülern zweier Jahrgän-

ge in einer Klasse, z. B. eine dritte/vierte Klasse. Das lässt sich lösen. Die 72 Kinder dort in der 

fünften Klasse hätten auf 4 Klassen verteilt werden können; das gäbe vier 18-er Klassen. Jetzt 

sind es drei 24-er Klassen im Durchschnitt, aber darunter sind auch 26-er Klassen. Das ist der 

heutige Zustand, und wenn man noch höher hinaufgehen möchte, wird es problematisch.  

 

Zu Massnahme BID 3, Seite 19 ff. / Anhang 1, Seite 2 

 

Edith Lanfranconi-Laube sieht wie Stadtpräsident Urs W. Studer auch, dass ein Kind mehr 

auch einmal nicht problematisch sein kann. Allerdings ist dann genauer zu klären, ob es für 

Schülerinnen und Schüler nicht problematisch ist, ob es für Eltern nicht problematisch ist, o-

der ob es nicht vielleicht doch für die Lehrpersonen problematisch ist, weil das ein Elternge-

spräch mehr bedeutet, einen Abend mehr. Wegen des Zeichens, das damit gegeben wird und 

aus Prinzip ist die G/JG-Fraktion auch gegen die Massnahme mit den 21 Schülerinnen und 

Schülern auf der Sekundarstufe. Es sei hier nochmals ganz kurz aus der Gesamtplanung zi-

tiert, was auf der Sekundarstufe zu leisten ist: Aufgabenbewältigung in der Gesellschaft, Kon-

fliktfähigkeit, Belastbarkeit, Leistungsbereitschaft, Toleranz gegenüber Menschen aus ande-

ren Kulturen, selbstständiges lebenslanges Lernen, Umweltbewusstsein, Wissen als Grundlage 

für die spätere berufliche Ausbildung usw. Das unterstützt die Sprechende alles; es ist sehr 

wichtig, dass dies auf der Sekundarstufe Platz hat. Aber das bedingt einfach optimale Rah-

menbedingungen, und die sind mit einer „halben“ Schülerin oder einem „halben“ Schüler 

mehr fraglich; das macht einen Unterschied. Es geht im Gesamten um vier Stellen. Die G/JG 

beantragt als Protokollbemerkung: „Auf die Veränderung der Klassengrösse Sekundar bis 

Maximalwert EÜP ist zu verzichten.“ 

 

Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Zu Massnahme BID 6, Seite 19 ff. / Anhang 1, Seite 2 

 

Edith Lanfranconi-Laube: Hier geht es um die Erhöhung der Elternbeiträge an die additive 

Tagesschule. Am Morgen wurde gesagt, die Erhöhung sei moderat. Die G/JG-Fraktion sieht 

durchaus, dass hier nicht eine Hauruckübung gemacht wurde. Trotzdem erschwert diese Er-

höhung Familien mit knappen finanziellen Mitteln den Zugang zu einem pädagogisch wert-

vollen Angebot, und dagegen wehrt sich die G/JGFraktion und beantragt diese Protokollbe-

merkung: „Auf die Erhöhung Elternbeiträge additive Tagesschule ist zu verzichten.“  
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Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Edith Lanfranconi-Laube: Hier geht es um den Kindergarten. Aus der Gesamtplanung (Seite 

127) geht eindrücklich hervor, was für Arbeit auf der Kindergartenstufe geleistet wird. Und 

diese ist sehr wichtig. Es geht hier um 18 (statt 17,5 bis 18) Kinder. Aus Prinzip, aber auch weil 

auf dieser Stufe so viel geleistet wird gerade z. B. bezüglich Integration, Sprachförderung 

usw., wehrt sich die G/JG-Fraktion auch gegen diese Massnahme. Es ist übrigens die einzige, 

die schon 2011 budgetrelevant wird. Sie beantragt als Protokollbemerkung: „Auf die Verän-

derung der Klassengrösse Kindergarten bis Maximalwert EÜP ist zu verzichten.“ 

 

Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Zu den Massnahmen BID 9 und 10, Seite 19 ff. / Anhang 1, Seite 2 

 

Luzia Mumenthaler-Stofer: Die SP/JUSO-Fraktion setzte sich immer grundsätzlich für die Stär-

kung der Quartiere ein. Mit den Positionen 9 und 10 der Bildungsdirektion, der Kürzung der 

Beiträge für das Zentrum St. Michael in Littau und das Schwimmbad Zimmeregg, wird das 

Quartierleben in Littau und Reussbühl geschwächt. Die Kürzung des Beitrages für St. Michael 

hat ganz klar einen Einfluss auf die weitere Betriebsführung dieses Zentrums. Denn schon die 

wiederholten Steuersenkungen haben bei der Kirche ein grosses Loch in der Kasse hinterlas-

sen. Wenn jetzt auch noch die Stadt ihren Beitrag ans Zentrum um die Hälfte kürzt, bringt 

dies den Kirchenrat in Schwierigkeiten, wie das die Betriebsleitung mitgeteilt hat. Und es ist 

überhaupt nicht klar, dass der Kirchenrat das Zentrum so noch erhalten kann. Die Tarife für 

die Saalmieten wurden schon einmal angepasst. Wenn man jetzt diese Kürzung des Beitrages 

beschliesst, wird es für die Vereine wirklich schwierig, dort überhaupt noch den Sal mieten zu 

können. Sicher nicht für alle, aber für den einen und anderen schon. Nebenbei bemerkt ist 

das Zentrum St. Michael neben dem KKL-Saal der grösste Saal auf Stadtgebiet. Und es muss 

doch ein Ziel sein, ihn den städtischen Vereinen zu angemessenen Preisen anbieten zu kön-

nen.  

Auch beim Schwimmbad Zimmeregg führt die etappenweise Kürzung zu akuten Engpässen. 

Schon jetzt muss die volle Defizitgarantie bei einem schlechten Sommer, und das ist leider 

nicht beeinflussbar, in Anspruch genommen werden. Zur Kürzung des Beitrags kommen zu-

sätzliche Kosten für das Wasser dazu, die früher über das Konto des Werkdienstes abgerech-

net wurden und nun dem ordentlichen Budget des Schwimmbads berechnet werden. Es gibt 

beim Bad klar Einsparpotenzial, wenn man die Zusammenarbeit mit den anderen Bädern for-

ciert; das hat der Stadtrat so schon in die Wege geleitet. Aber es wird ganz sicher nicht genü-

gen, um die Reduktion der Beiträge und der Verschiebung der Wasserkosten jährlich aufzu-

fangen. Nach vier Jahren macht das gegen 200‘000 Franken aus. Das kann die Zimmereggbadi 

niemals durch Kostenoptimierungen hereinholen. Hier stellt sich die Frage, ob man das Bad 

als eine Stärke des Quartiers Littau erhalten will. Wenn Ja, muss die Stadt die Institution stär-

ken und darf sie nicht einfach ausbluten lassen.  

Die SP/JUSO-Fraktion beantragt die Protokollbemerkung, dass auf die Kürzungen bei den 
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Massnahmen 9 und 10 der Bildungsdirektion verzichtet werden soll, dass diese Positionen 

also aus den Massnahmen gestrichen werden. Und die Sprechende beantragt dabei Abstim-

mung mit Namensaufruf.  

 

Kommissionspräsidentin Alice Heijman: Diese beiden Protokollbemerkungen wurden auch in 

der GPK beantragt. Die Protokollbemerkung zur Massnahme BID 9 wurde mit 6 Nein bei 5 Ja 

abgelehnt, die Protokollbemerkung zur Massnahme BID 10 mit 7 Nein bei 3 Ja und 1 Enthal-

tung abgelehnt.  

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher klärt, dass der Antrag auf Abstimmung unter Na-

mensaufruf für beide Massnahmen getrennt gilt.  

 

Finanzdirektor Stefan Roth hat schon beim Eintreten gesagt, dass die stadträtlichen Sparvor-

schläge einschneidende Massnahmen enthalten. Der Stadtrat hat bei der Erarbeitung sämtli-

che Leistungen überprüft und selbstverständlich auch jene, welche das Schwimmbad Zimmer-

egg und das Zentrum St. Michael erbringen. Grundsätzlich hätte er es selber gerne gesehen, 

wenn er im neuen Stadtteil Littau keine Massnahmen hätte beschliessen müssen, das auch im 

Kontext zur Starken Stadtregion. Diesen Stadtteil nach der Fusion aber einseitig vom Sparpro-

jekt auszuschliessen hätte quasi ein Sparmoratorium für diesen bedeutet, und das hätte zu 

undiskutablen Ungleichbehandlungen geführt, indem der neue Stadtteil begünstigt worden 

wäre. Tatsache ist: Beim Zentrum St. Michael wurden während der Fusionsverhandlungen 

Gespräche geführt zwischen der Steuerungsgruppe und den Vertretern der römisch-katho-

lischen Kirche. Bereits in diesen wurde angetönt, dass der bis 2013 gültige Vertrag selbstver-

ständlich von der Stadt Luzern übernommen wird, dass aber ab dem 1. Januar 2014 mit einer 

Reduktion des städtischen Beitrages zu rechnen ist. Beim Schwimmbad Zimmeregg – auch das 

ist eine Tatsache, wie es Luzia Mumenthaler sagte – konnten in den letzten fünf Jahren gros-

se Effizienzgewinne erzielt und das Defizit auf ein vertretbares Mass reduziert werden. Der 

Stadtrat ist aber der Meinung, und diesbezüglich wurden während des Fusionsprozesses mit 

dem Vorstand der Schwimmbadgenossenschaft Gespräche geführt, dass weiteres Potenzial 

für zusätzliche Synergien vorhanden ist, indem das Schwimmbad Zimmeregg zu gegebenem 

Zeitpunkt in die städtische Bäderlandschaft integriert wird. Der Stadtrat hat das zum Anlass 

genommen, dass eine etappierte jährliche Reduktion von 25‘000 Franken beim Schwimmbad 

Zimmeregg zu einer Reduktion von insgesamt 100‘000 Franken führen soll. Er hat beim Spar-

paket auch klar gesagt, dass er einen gewissen Umsetzungsverlust im Umfang von etwa 

10 Prozent erwartet. Das ist nicht einfach aus der Luft gegriffen, sondern basiert auf Erfah-

rungswerten vom EÜP, das der Grosse Stadtrat beschlossen hat. Im Verlauf der Zeit gibt es 

andere Ausgangslagen, die berücksichtigt werden müssen. Es ist ganz klar, dass es dem Stadt-

rat mit dem Sparbeitrag von 100‘000 Franken beim Zentrum St. Michael und den 25‘000 Fran-

ken jährlich etappiert beim Schwimmbad Zimmeregg nicht darum geht und er nicht darauf 

abzielt, dass das Schwimmbad Zimmeregg die Leistungen massiv abbauen muss oder dass die 

Gebühren im Zentrum St. Michael sehr stark ansteigen müssen Aus all diesen Überlegungen 

hat der Stadtrat zum Entscheid bei diesen beiden Sparmassnahmen gefunden. 
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Hans Stutz: Der Finanzdirektor hat vorhin den Anschein erwähnt, als ob die Unterstützung 

dieser beiden Anträge ein Sparmoratorium für den Gemeindeteil Littau wäre. Das ist es bei-

leibe nicht. Alle Massnahmen, die hier beschlossen werden, sind auch auf dem Boden der 

Gemeinde Littau wirksam und haben auch dort die entsprechenden unerwünschten Auswir-

kungen. Es ist einfach so, dass zwei/drei Sachen zufälligerweise in Littau sind, und aus sachli-

chen Gründen betrachtet die G/JG-Fraktion diese beiden Sparvorschläge als nicht angebracht. 

Aber von einem Sparmoratorium für die Gemeinde Littau zu reden, wenn man diese beiden 

Vorschläge unterstützt, ist nicht nachvollziehbar.  

 

Stadtpräsident Urs W. Studer ist in einem Punkt froh um das Votum von Hans Stutz. Es ist in 

der Tat so und nicht mehr zu ändern: Das vormalige selbstständige kommunale Gemeindege-

biet Littau gehört heute zur Stadt Luzern. Das ist nun einmal so. Noch etwas zu dieser Badi: Es 

wird gesagt, diese Massnahme sei quartier- und stadtteilpolitisch eine Unverträglichkeit. Das 

wäre sie doch nur dann, wenn in der Zimmereggbadi nur Leute aus dem vormaligen Kommu-

nalgebiet von Littau baden gehen würden. Es hat selbstredend auch Littauerinnen und 

Littauer in der Seebadi, im Lido, in der Tribschenbadi usw., ebenso wie es Städter gibt, die in 

die Zimmereggbadi gehen. Der Sprechende selber hat auch zu diesen gehört, weil er vor ur-

denklichen Vorzeiten dort den Lebensretterkurs für Erwachsene bestand.  

 

Sozialdirektor Ruedi Meier möchte noch etwas zum Umgang mit der Kirchgemeinde sagen; 

das scheint ihm wichtig. Auf Stadtgebiet gibt es drei Kirchgemeinden, neben der katholischen 

die reformierte und die christkatholische. Innerhalb der katholischen gibt es die grosse katho-

lische Kirchgemeinde auf dem alten Stadtgebiet, die sich massiv, wirklich massiv engagiert im 

Bereich der Überlebenshilfe über den Verein kirchliche Gassenarbeit und so die Stadt und 

auch den Kanton und die umliegenden Gemeinden massiv entlastet. Und sie engagiert sich 

auch sehr stark im Bereich der Jugendarbeit: Die Stadt beschäftigt rund sieben Personen in 

der Jugendarbeit, auf der anderen Seite, in der offenen Jugendarbeit, sind es ebenfalls etwa 

sieben Personen, von der katholischen Kirchgemeinde engagiert. Gemeint ist also die offene 

Jugendarbeit, bei welcher die Stadt mit der Kirche einen Kooperations- und Koordinations-

vertrag hat. Auf der anderen Seite gibt es jetzt die Kirchgemeinde Littau, welche das Zentrum 

St. Michael zur Verfügung stellt. Es ist ja nicht so, dass sich die Stadt endgültig zurückzieht, 

sondern sie versucht dieser Kirchgemeinde, die finanzpolitisch sicher schwächer ist als jene 

der Stadt Luzern, trotzdem noch eine gewisse Unterstützung zu geben. Allerdings hat sich 

diese Kirchgemeinde im Zusammenhang mit der Fusion aus der Familienberatung zurückge-

zogen, und vor diesem Hintergrund ist diese Reduktion an und für sich zu verantworten. Es 

trifft nicht zu, dass die Stadt diesen Stadtteil einfach hängen lassen würde. 

 

Abstimmung über die Protokollbemerkung Massnahme BID 9 

Bei dieser Abstimmung sind René Baumann und Daniel Erni im Ausstand. 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass das für eine Abstimmung mit Na-

mensaufruf nötige Quorum von 10 Stimmen übertroffen ist.  
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Korintha Bärtsch Ja 

René Baumann   im Ausstand 

Trudi Bissig-Kenel  Nein 

Franziska Bitzi Staub  Nein 

Sonja Döbeli Stirnemann  Nein 

Dominik Durrer Ja 

Markus Elsener Ja 

Daniel Erni   im Ausstand 

Ylfete Fanaj Ja 

Agatha Fausch Wespe Ja 

Philipp Federer Ja 

Thomas Gmür  Nein 

Laura Grüter Bachmann  Nein 

Lucas Halter  Nein 

Alice Heijman  Ja 

Markus Helfenstein  Nein 

Katharina Hubacher Ja 

Damian Hunkeler  Nein 

Patricia Infanger Ja 

Manuela Jost  Nein 

Agnes Keller-Bucher  Nein 

Jörg Krähenbühl  Nein 

Nina Laky Ja 

Edith Lanfranconi-Laube Ja 

Marcel Lingg  Nein 

Markus Mächler  Nein 

Andrea Mathys-Imhof  Nein 

Martin Merki  Nein 

Luzia Mumenthaler-Stofer Ja 

András Özvegyi  Nein 

David Roth Ja 

Thomas Schärli  Nein 

Werner Schmid  Nein 

Albert Schwarzenbach  Nein 

Monika Senn Berger Ja 

Désirée Stocker  Nein 

Hans Stutz Ja 

Pius Suter  Nein 

Luzia Vetterli Ja 

Theres Vinatzer Ja 

Daniel Wettstein  Nein 

Josef Wicki  Nein 



 

Seite 68 

Urs Wollenmann  Nein 

Andreas Wüest Ja 

Stefanie Wyss Ja 

Verena Zellweger-Heggli  Nein 

Ernst Zimmermann  Nein 

(Ratspräsident Rolf Krummenacher stimmt nicht mit.) 

 

Die Protokollbemerkung wird mit 26 Nein bei 19 Ja abgelehnt. 

 

Abstimmung über die Protokollbemerkung Massnahme BID 10 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass das für eine Abstimmung mit Na-

mensaufruf nötige Quorum von 10 Stimmen übertroffen ist.  

 

Korintha Bärtsch Ja 

René Baumann   Enthaltung 

Trudi Bissig-Kenel  Nein 

Franziska Bitzi Staub  Nein 

Sonja Döbeli Stirnemann  Nein 

Dominik Durrer Ja 

Markus Elsener Ja 

Daniel Erni  Nein 

Ylfete Fanaj Ja 

Agatha Fausch Wespe Ja 

Philipp Federer Ja 

Thomas Gmür  Nein 

Laura Grüter Bachmann  Nein 

Lucas Halter  Nein 

Alice Heijman  Ja 

Markus Helfenstein  Nein 

Katharina Hubacher Ja 

Damian Hunkeler  Nein 

Patricia Infanger Ja 

Manuela Jost  Nein 

Agnes Keller-Bucher  Nein 

Jörg Krähenbühl  Nein 

Nina Laky Ja 

Edith Lanfranconi-Laube Ja 

Marcel Lingg  Nein 

Markus Mächler  Nein 

Andrea Mathys-Imhof  Nein 

Martin Merki  Nein 
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Luzia Mumenthaler-Stofer Ja 

András Özvegyi  Nein 

David Roth Ja 

Thomas Schärli  Nein 

Werner Schmid  Nein 

Albert Schwarzenbach  Nein 

Monika Senn Berger Ja 

Désirée Stocker  Nein 

Hans Stutz Ja 

Pius Suter  Nein 

Luzia Vetterli Ja 

Theres Vinatzer Ja 

Daniel Wettstein  Nein 

Josef Wicki Ja 

Urs Wollenmann  Nein 

Andreas Wüest Ja 

Stefanie Wyss Ja 

Verena Zellweger-Heggli  Nein 

Ernst Zimmermann  Nein 

(Ratspräsident Rolf Krummenacher stimmt nicht mit.) 

 

Die Protokollbemerkung wird mit 26 Nein bei 20 Ja und 1 Enthaltung abgelehnt. 

 

Zu Massnahme BID 13, Seite 19 ff. / Anhang 1, Seite 2 

 

Katharina Hubacher: Hier handelt es sich eindeutig um eine Massnahme, die nicht zukunfts-

gerichtet ist. Noch vor nicht langer Zeit haben alle in diesem Saal, inklusive der Stadtrat, im-

mer wieder betont, wie wichtig das Schulschwimmen sei, und daher wurde der Neubau des 

Hallenbades auch den Anforderungen des Schulschwimmens angepasst. Nun wird der 

Schwimmunterricht in der vierten Klasse einfach gestrichen mit dem Hinweis: „Die Erfahrun-

gen aus andern Gemeinden zeigen, dass der Prozentsatz der Kinder, die in einem bestimmten 

Alter schwimmen können, kaum signifikant davon abhängig ist, wie intensiv der schulische 

Schwimmunterricht ist.“ Nach Meinung der G/JG-Fraktion ist das eine wirklich sehr verkürzte 

Sichtweise. Es ist bekannt: Es geht im Schwimmunterricht nicht nur darum, schwimmen zu 

können, sondern ebenso darum, mit dem Wasser vertraut zu sein, sich zu bewegen, Erfah-

rungen im und mit dem Wasser zu machen. Jeden Sommer gibt es die traurigen Nachrichten 

von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen, die ertrinken Die Lebensrettungsgesellschaft – 

offenbar ist der Stadtpräsident auch Lebensretter – weist immer wieder darauf hin, wie wich-

tig es ist, dass Kinder schwimmen lernen und mit dem Wasser vertraut werden. Schweizweite 

Programme sind aufgebaut worden, um die Kinder zu animieren, sich besser und mehr zu 

bewegen, weil immer wieder beklagt wird, dass sie zu dick seien. Auch der Kanton Luzern hat 

ein Programm am Laufen; es heisst „Gesundes Körpergewicht“. Auf der anderen Seite kommt 
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jetzt die Stadt Luzern und will ein Element, dass all diese Forderungen erfüllen würde, näm-

lich den Schwimmunterricht, einfach streichen. Die G/JG-Fraktion bittet den Rat, nochmals zu 

überlegen, ob das wirklich eine Einsparung ist, die einfach hingenommen werden soll. Die 

Fraktion beantragt als Protokollbemerkung: „Die Streichung des Schwimmunterrichts in der 

vierten Klasse soll nur solang gelten, bis das neue Hallenbad eröffnet ist.“ 

 

Daniel Erni hat einen Junior zuhause, der jetzt in der dritten Klasse ist und bald neunjährig 

wird. In Littau gibt es im Moment noch gar keinen Schwimmunterricht, und er wäre froh, 

wenn die Littauer davon auch profitieren könnten, zumindest bis zur dritten Klasse. Die Si-

cherheitsaspekte hat Katharina Hubacher gut dargebracht. Aber ehrlicherweise muss man 

doch sagen: Wenn man ein Kind mit zehn Jahren noch ans Wasser gewöhnen muss – heute 

gibt es ja schon Babyschwimmen – und man dann noch Angst haben muss, dass es ertrinken 

könnte, dann reicht es auch in der vierten und fünften Klasse nicht mehr. Dann würde de 

Sprechende Privatunterricht empfehlen.  

 

Katharina Hubacher: Das ist eine etwas zynische Antwort. Es gibt einfach Familien, welche die 

Möglichkeit nicht haben, Kinder schwimmen zu lernen. Die Sprechende selbst hat in der vier-

ten Klasse schwimmen gelernt, und zwar, weil es gar keine andere Möglichkeit gab. Man 

kann also später noch schwimmen lernen. Es geht einerseits um das Schwimmenlernen, aber 

es geht auch um das Vertrautsein mit dem Wasser, zu wissen, wie man sich im Wasser be-

wegt. Dass die Kinder diese Erfahrungen machen können, ist ein anderer Aspekt, der enorm 

wichtig ist. Bewegung ist – das predigen ja alle immer wieder – sehr wichtig für die Kinder. 

Beim Schwimmunterricht kommt sie automatisch dazu, und gerade Kinder, die sich wenig 

bewegen, haben im Wasser mehr Möglichkeiten, weil es dort leichter ist, sich zu bewegen als 

beim Fussballspielen oder beim Herumrennen auf einer Bahn. Das sind ja oft kleine Torturen 

für diese Kinder.  

 

Daniel Erni: Es geht hier um die Streichung des Unterrichts in der vierten Klasse; in der ersten, 

zweiten und dritten Klasse bleibt er. Es geht also nicht um die Streichung des gesamten 

Schwimmunterrichts. Das vorherige Votum war nicht zynisch gemeint. Die Kinder haben nach 

wie vor drei Jahre Zeit, sich ans Waser zu gewöhnen und gewisse Grundschwimmkenntnisse 

anzueignen. Der Sprechende schickt seinen Jungen jeweils in den Herbstsportwochen zu sehr 

günstigen Konditionen in Kurse (Seepferdchen usw.). Man nütze doch auch solche Angebote! 

Die Stadt leistet sehr viel.  

 

Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Zu Massnahme BID 4, Seite 19 ff. / Anhang 1, Seite 2 

 

Edith Lanfranconi-Laube hat festgestellt, dass sie etwas übersehen hat und sie hat auch kei-

nen Antrag schriftlich eingereicht. Es geht um die Musikschule. Diese ist wie die additive Ta-

gesschule ein sehr gutes und wichtiges Angebot, und die G/JG-Fraktion möchte nicht, dass die 
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Beiträge für die Eltern erhöht werden, weil es Eltern gibt, die sich diese dann schlicht nicht 

mehr leisten könnten. Sie beantragt deshalb als Protokollbemerkung: „Auf die Schulgelder-

höhung Musikschule in zwei Schritten ist zu verzichten.“ 

 

Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Zu 3.3, Massnahmen im Aufgabenbereich der Direktion Umwelt, Verkehr und Sicherheit, S. 23 ff.  

Zu Massnahme UVS 3, Seite 23 ff. / Anhang 1, Seite 4 

 

Kommissionspräsidentin Alice Heijman: In der GPK wurde einem Antrag auf die folgende 

Protokollbemerkung mit 11 Ja bei 0 Nein zugestimmt: „Mit den ALI-Fonds-Verantwortlichen 

ist das Gespräch aufzunehmen und sie angesichts des Sparpaketes auf freiwilliger Basis zu 

einem substanziellen Verzicht auf die für 2010/2011 vertraglich vereinbarten Beträge zu be-

wegen.“ 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass diese Protokollbemerkung an den Stadtrat 

überwiesen ist. 

 

Zu den Massnahmen UVS 8, 15 und 18, Seite 23 ff. / Anhang 1, Seite 4 

 

Luzia Vetterli macht es etwas einfacher und fasst zusammen: Die SP/JUSO-Fraktion beantragt 

die folgende Protokollbemerkung: Die Massnahmen UVS 8 (Reduktion Einsatzzeiten SIP), 

UVS 15 (Reduktion Projekt Sommerbars) und UVS 18 (Reduktion Überwachung Ufschötti-

Gelände durch Securitas) sind zu streichen. Sie können alle unter dem Stichwort Sicherheit 

zusammengefasst werden, und Sicherheit ist ein sehr zentraler Aspekt. Sicherheit ist auch ein 

Aspekt, der für die Bevölkerung einen sehr hohen Stellenwert hat. Wenn man nämlich jeweils 

Umfragen anschaut, was die Leute beschäftigt, worum sie sich sorgen, steht Sicherheit jeweils 

recht weit oben. Man liest auch jeden Tag in der NLZ und anderen Zeitungen von sicherheits-

relevanten Problemen, z. B. vom Lärm und den Unannehmlichkeiten beim „Opéra“ oder beim 

„Knascht“, dass Jugendliche im Sommer auf dem Heimweg von der Aufschütte ausgeraubt 

werden, dass Randständige, die sich im Vögeligärtli aufhalten, dort andere Benützer stören. 

All das sind Sachen, welche die Leute beunruhigen und stören.  

Einige dieser Probleme können durchaus durch Repression bzw. die Polizei angegangen wer-

den. Man kann z. B. den Täter, der Jugendliche ausgeraubt hat, verfolgen, oder man kann die 

Randständigen vom Vögeligärtli wegweisen. Nur, und das ist der Punkt: Solche Massnahmen 

sind erstens teuer und zweitens immer nur reaktiv, das heisst anstatt etwas im vornherein zu 

verhindern, kann nur nachträglich auf eine Tat, z. B. Raub, reagiert werden Andere Probleme 

können gar nicht mit polizeilichen Massnahmen bekämpft werden; das hat man z. B. beim 

„Opéra“ und beim „Knascht“ gesehen. Dort bringt es nichts, mit der Polizei aufzufahren, weil 

gar kein strafrechtlich relevantes Verhalten festzustellen ist. Deswegen ist die SP/JUSO-

Fraktion der Meinung, dass neben der Polizei andere Instrumente auch sehr wichtig sind, also 

z. B. die SIP, die Securitas auf der Aufschütte und auch die Sommerbars. Diese Massnahmen 
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sind erstens sehr billig und zweitens sehr niederschwellig und wirksam. Oft reicht es nämlich, 

dass diese Institutionen oder Personen nur einfach vor Ort sind, etwas herumgehen, oder dass 

die Sommerbar in der Aufschütte ihre Stühle hinausstellt. Das reicht schon, um eine Eskalati-

on zu verhindern oder um eine Situation in einem Park oder einem anderen Bereich der Stadt 

langfristig und nachhaltig zu beruhigen. Auch in Zukunft soll auf solche billige, einfache und 

präventive Massnahmen zurückgegriffen werden, um viel teurere Massnahmen im Bereich 

der Polizei oder des Strafrechts verhindern zu können. Deshalb ist die Fraktion überzeugt, 

dass hier definitiv am falschen Ort gespart wird, weil das massive Mehrkosten in einem ande-

ren Bereich zur Folge haben wird. Sie kann nicht nachvollziehen, wieso die Bürgerlichen, die 

doch Sicherheit immer hoch oben auf ihrer Fahne tragen, diese Massnahmen befürworten.  

 

David Roth möchte noch etwas spezifischer auf das Thema Aufschütte eingehen. Es gab ein 

gemeinsames Podium aller Jungparteien, organisiert vom Jugendparlament der Stadt Luzern. 

Dieses Podium war langweilig, und zwar darum, weil alle Jungparteien der gleichen Ansicht 

waren. Die Aufschütte ist ein Brennpunkt; sie ist ein Sicherheitsrisiko für die Jugendlichen in 

dieser Stadt. Und alle waren der gleichen Ansicht, was für Massnahmen getroffen werden 

sollten. Alle fanden, dass die Beleuchtung verbessert werden muss, dass der Sommerbarbe-

trieb auf der Aufschütte enger geführt werden muss mit einem Leistungsauftrag, dass die 

Präsenz der Securitas verstärkt und vor allem noch auf die Werftbrücke ausgedehnt werden 

muss. Denn dort, aber auch auf der Aufschütte, kommt es immer wieder zu Gewalttaten, und 

zwar zu heftigen. Wenn die Mehrheit da abbaut, muss sie gegenüber den Eltern die Verant-

wortung übernehmen und auch gegenüber den betroffenen Jugendlichen, wenn sie z. B. 

einmal mehr eine Flasche über den Kopf gezogen bekommen, wenn sie mit einem Kiefer-

bruch ins Spital eingeliefert werden, denn genau das ist die Konsequenz. Wer zu dieser Pro-

tokollbemerkung nicht Ja sagt, nimmt diese Konsequenzen in Kauf, nimmt Verletzungen in 

Kauf, nimmt Gewalt in Kauf, und das wird vor allem der SVP wieder gefallen, weil diese sich 

beschweren kann über die Gewalttätigkeiten und dass die Polizei nichts mache usw. Wahr-

scheinlich kommt es dann wieder zu irgendwelchen originellen Massnahmen wie Erweiterung 

der Videoüberwachung usw. Mit dem Verzicht auf diese Reduktionen könnte präventiv ein-

gewirkt werden, sodass es eben nicht zu Gewalt kommt. Wer diese Protokollbemerkung nicht 

überweist, spielt mit der physischen Integrität der Jugendlichen.  

 

Sonja Döbeli Stirnemann: Die FDP-Fraktion ist für diese Massnahmen. Sie ist vor allem dafür, 

dass die Polizei die Verantwortung für die Sicherheit der Jugendlichen übernehmen muss, 

damit ihnen nicht Flaschen auf den Kopf geschlagen und nicht der Kiefer gebrochen wird. Die 

Polizei soll ganz klar das Gewaltmonopol haben in der Stadt. Die Fraktion ist sehr skeptisch, 

wenn plötzlich andere Gruppen aufpassen. Das ist einfach nicht sauber; das soll wirklich Auf-

gabe der Polizei sein. Sie ist für die Stärkung der Polizei, und sie appelliert an die Polizei, dass 

sie ihre Verantwortung wirklich wahrnimmt. In den Augen der Sprechenden zieht sie sich 

etwas zu stark ins Büro zurück; sie ist auf der Strasse zu wenig präsent. Die Stadt bezahlt 

wirklich sehr viel für die Polizei; diese soll ihren Job erledigen. Bei den anderen, präventiven 

Massnahmen ist die Fraktion ja nicht für eine Streichung auf Null; es gibt sie weiterhin. Die 
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Sommerbar hat sie als Anschubfinanzierung gesehen. Wenn sie läuft, sollte es eigentlich mög-

lich sein, dass sie sich selber trägt.  

 

András Özvegyi möchte sich ebenfalls äussern, nachdem das ja gewünscht wurde. Es ist natür-

lich so: Es wurden jetzt Fälle geschildert mit Sicherheitsproblemen, und die Jugendlichen ha-

ben Erfahrungen, wie es heute ist, und offensichtlich genügt das nicht. Die Frage ist einfach: 

Was tut man dann? Streng genommen gibt es die totale Sicherheit nicht, sonst müsste man 

alles rund um die Uhr bewachen und in der Aufschütte quasi einen behüteten „Jugendgar-

ten“ einrichten, und das kann es ja nicht sein. Der Sprechende ist selber im Sommer sehr oft 

in dieser Sommerbar. Zu normaler Zeit, das heisst bis etwa 10 Uhr abends, ist das ein wunder-

schöner Platz; es sind sehr viele Leute dort, und der Platz lebt. Er stellt sich eigentlich eher die 

Frage, wie lange man denn dort ist. Wenn man natürlich morgens um 3 Uhr dort noch Party 

machen möchte, ist das vielleicht ein anderes Gesellschaftsproblem, das einen anderen Be-

reich betrifft, den man wohl anders lösen muss. Aber zu normalen Zeiten dünkt ihn die Situa-

tion nicht so dramatisch, wie sie jetzt geschildert worden ist.  

 

Markus Mächler möchte das Votum von David Roth auch nicht so im Raum stehen lassen, 

denn der Bericht 41 ist eigentlich sehr aussagekräftig: Auf Seite 25 steht zum Thema Auf-

schütte schwarz auf weiss, nachdem dargelegt wird, wie diese Reduktion in Franken erfolgen 

soll: „Dabei soll das Leistungsangebot grundsätzlich nicht reduziert, sondern in Zusammenar-

beit mit der SIP optimiert werden.“ Er kann sich nicht vorstellen, dass jemand in diesem Raum 

etwas gegen eine Optimierung hat.  

 

David Roth ist zunächst einmal froh, dass die andere Ratsseite aus dem Wachkoma erwacht 

ist. Bei der SIP wird ja auch gestrichen, und wie man mit zwei Abbaumassnahmen noch etwas 

optimieren will, müsste man zuerst einmal erklären. Es ist leider beim Budget nicht so, dass 

zweimal Minus wieder Plus ergibt. Und zu András Özvegyi: Hat man, wenn man bis morgens 

um 2 Uhr unterwegs ist, das Recht auf Sicherheit verwirkt? Die Werftbrücke, um sie als Bei-

spiel zu nehmen, ist für viele Jugendliche, die beispielsweise in der Schüür im Ausgang waren 

und im Würzenbach- oder im Hochwacht-Quartier wohnen, Heimweg. Das ist ein Weg, der 

gerne benützt wird. Der Sprechende ist auch ganz der Meinung, dass das Gewaltmonopol bei 

der Polizei belassen werden muss und es nicht auf private Sicherheitskräfte abgewälzt wer-

den darf, aber wenn Bürgerliche in diesem Rat sagen, dass die Polizei mehr machen muss und 

ihre Kollegen im Kantonsrat dann das Geld für Stellenausbauten bei der Polizei nicht bewilli-

gen, dann ist das eine verlogene Haltung. Dann können sie doch gleich sagen, dass sie nichts 

machen wollen und das alles in Kauf nehmen. Sie können nicht sagen, andere, die sie gar 

nicht kennen, streichen zusammen, denn schliesslich tragen sie gemeinsam mit ihren Kolle-

ginnen und Kollegen im Kantonsrat die Sicherheitspolitik – eine Sicherheitspolitik, die auf 

Abbau ausgerichtet ist und die mit der Sicherheit der Menschen in dieser Stadt spielt.  

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst: Natürlich tun diese Massnahmen weh, genauso wie 

z. B. die Reduktion beim Schwimmen und andere. Es handelt sich um ein Sparpaket, das man 
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wirklich spürt. Das war auch der Auftrag. Auch wenn das eine Massnahme ist, die wie viele 

andere auch weh tut: Sie ist verantwortbar. Die stadträtliche Sprecherin möchte noch einmal 

klarmachen: Die SIP hat eine andere Aufgabe als die Polizei. Der Kommandant der Luzerner 

Polizei hat das ausdrücklich und schriftlich versichert: Die SIP ist eine wichtige Organisation, 

die eine Aufgabe wahrnimmt, welche die Polizei, wenn es die SIP nicht mehr gäbe, nicht 

wahrnehmen könnte. Was macht die Polizei? Sie ist selbstverständlich auch präsent, auch 

präventiv. Seit der Fusion der beiden Korps gibt es eine Patrouille mehr während 24 Stunden 

in der Stadt. Es ist klar, der Bahnhofplatz ist Treffpunkt und Drehscheibe, aber die Polizei hat 

ihre Präsenz verstärkt. Zum Eindruck von Sonja Döbeli, die Polizei sei manchmal zu wenig 

präsent, muss man auch wissen, dass sie sehr oft auch zivil unterwegs ist. Es ist natürlich so, 

sobald man eine Uniform sieht, wird es wieder ruhiger. Aber andererseits ist es natürlich auch 

eine Tatsache, dass nicht rund um die Uhr überall die Securitas, die SIP oder die Polizei prä-

sent sein kann.  

 

Die Protokollbemerkung der SP/JUSO-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zu Massnahme UVS 13, Seite 23 ff. / Anhang 1, Seite 4 

 

Hans Stutz: Die Bürgerlichen nennen es Sparen, die G/JG-Fraktion nennt es Umverteilung. Das 

gilt auch bei der Erhöhung der Einbürgerungsgebühren um weitere 400 Franken. Wenn man 

das über etwas längere Zeit betrachtet, ist bekannt, dass es bis vor wenigen Jahren jeweils 

noch Einkaufssummen gab, die nach Einkommen bzw. Vermögen der Gesuchsteller/innen 

unterschiedlich hoch waren. Das wurde auf eidgenössischer Ebene durch eine Gebührenlö-

sung ersetzt. Und was macht die Stadt Luzern? Sie hat die Einnahmen durch Gebühren ver-

doppelt oder verdreifacht; der Sprechende weiss die aktuellen Zahlen nicht. Aber er weiss, 

dass die Stadt heute viel mehr einnimmt durch diese Gebühren, die für höhere und geringere 

Einkommen genau gleich hoch sind. Das ist Umverteilung. Auch gerade im Zusammenhang 

mit den Steuergesetzrevisionen sieht man nun, wo die Belastungen viel stärker und wo Ent-

lastungen sind.  

Hinzu kommt noch Folgendes: Es steht da zwar, die Einbürgerungsgebühr sei netto gegen 

2‘000 Franken. Das ist soweit richtig, aber das ist nicht alles; es gibt noch weitere Schriften 

und Dokumente, die man sich im Zusammenhang mit einem Einbürgerungsgesuch beschaffen 

muss, sodass die Kosten noch viel höher sind. Es ist aber für jeden Demokraten erstrebens-

wert, dass alle Teile der Bevölkerung dieser Gesellschaft ihre demokratischen Rechte erwer-

ben können, sie schnell erwerben und dann auch mitsprechen können, sofern sie das natür-

lich wollen, genauso wie jene, welche die politischen Rechte schon seit Jahrzehnten haben. 

Die Stimmbeteiligung liegt ja jeweils zwischen 33 Prozent und etwas höher, steigt auch ein-

mal auf 53 oder 54 Prozent, und das wird dann als Erfolg betrachtet. Aber nichtsdestotrotz ist 

es erstrebenswert, dass alle die politischen Rechte haben. Deshalb beantragt die G/JG-

Fraktion die folgende Protokollbemerkung: „Auf die Erhöhung der Einbürgerungsgebühren 

um Fr. 400.– ist zu verzichten.“ 
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Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zu den Massnahmen UVS 17 und 25, Seite 23 ff. / Anhang 1, Seite 4 

 

Katharina Hubacher fasst ebenfalls zwei Massnahmen zusammen. In Massnahme 17 geht es 

um die Reduktion des Leistungsniveaus im Natur- und Landschaftsschutz, bei Massnahme 25 

um die Reduktion des Leistungsniveaus im Bereich der Luftreinhaltung. Das sind zwei Mass-

nahmen, bei denen schon einmal massiv gespart worden ist, nämlich bei der Zusammenle-

gung von Littau und Luzern, indem die Leistungen angepasst wurden an Littau, wo sie be-

deutend tiefer waren als in der Stadt Luzern. Jetzt soll noch einmal reduziert werden. Die 

G/JG-Fraktion beantragt als Protokollbemerkung, auf diese beiden Massnahmen zu verzich-

ten.  

 

Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zu 3.4, Massnahmen im Aufgabenbereich der Baudirektion, S. 26 f.  

Zu Massnahme BD 1, Seite 26 f. / Anhang 1, Seite 2 

 

Hans Stutz: Die G/JG-Fraktion stellt hier einen zweiten Variantenvorschlag zur Diskussion, 

denn sie ist davon ausgegangen, dass in einem Parlament auch diskutiert werden kann. Sie 

sieht die Erhöhung der Baubewilligungsgebühren auch wieder unter dem Aspekt der kanto-

nalen Steuergesetzrevision. Dabei sind vor allem juristische Personen und Leute mit höheren 

Einkommen bevorzugt worden, und deshalb sollen diese jetzt allenfalls etwas mehr belastet 

werden bei diesem Spar- bzw. Umverteilungspaket. Die Fraktion beantragt deshalb als Proto-

kollbemerkung, die Baubewilligungsgebühren bis zur Höhe der Vollkosten zu erhöhen – das 

ergibt 175‘000 Franken mehr – und im Gegenzug auf die folgenden Vorschläge zu verzichten: 

Schulgelderhöhung Musikschule erster Schritt, Erhöhung Einbürgerungsgebühren und Re-

duktion des Leistungsniveaus im Bereich Luftreinhaltung. Im Endeffekt ist man dann, von 

ganz wenigen Franken abgesehen, bei gleich vielen Ausgaben und Einnahmen; das ist also 

eine bilanzneutrale „Übung“. Die Fraktion bittet den Rat, diesem Antrag zuzustimmen.  

 

Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zu 3.5, Massnahmen im Aufgabenbereich der Finanzdirektion, S. 27 f.  

Zu Massnahme FD 0, Seite 27 f. / Anhang 1, Seite 2 

 

Hans Stutz: Die G/JG-Fraktion war schöpferisch und beantragt eine Massnahme 0. Zur Be-

gründung (Umverteilung) möchte der Sprechende nicht weiter ausholen. Die Fraktion bean-

tragt als Protokollbemerkung, den Beitrag an Luzern Tourismus zu halbieren. Die frei wer-

denden 230‘000 Franken sollen eingesetzt werden zum Verzicht auf die Veränderung der 

Klassengrösse Sekundar bis zum Maximalwert EÜP (Massnahme BID 3). Auch dieser Antrag ist 

bis auf wenige Franken bilanzneutral und verändert am Spareffekt demzufolge nichts. Er 
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bedeutet jedoch eine andere Umverteilung der Kosten als das bisher Angedachte. Das ist der 

letzte Variantenvorschlag, den der Sprechende vorlegt.  

 

Die Protokollbemerkung der G/JG-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Hans Stutz möchte der Gegenseite danken für die erfreuliche „Debatte“ über die drei Varian-

tenvorschläge.  

 

Zu 3.6, Massnahme betreffend Lohnentwicklung, Seite 28 

Zu Massnahme Div. 1, Seite 28 / Anhang 1, Seite 7 

 

Dominik Durrer: Für die SP/JUSO-Fraktion hat der Sparbeitrag des städtischen Personals in 

diesem Paket auch eine Diskussion und Wertung verdient. Die städtischen Angestellten, die 

jetzt schon verschiedene Sparrunden mitgemacht haben und auch mit der Fusion Littau-

Luzern grosse Herausforderungen zu bewältigen hatten, werden mit diesem Sparpaket dazu 

verpflichtet, in Bezug auf ihr Lohnwachstum von 2012 und 2013 den grössten Beitrag zu leis-

ten. Die Fraktion lehnt diese Massnahme ab und beantragt als Protokollbemerkung: „Auf die 

Beschränkung des Lohnwachstums (Massnahme Diverses 1) beim Personal ist zu verzichten.“ 

 

Finanzdirektor Stefan Roth: Aus dem Bericht wird ersichtlich, dass der Stadtrat mit verschie-

denen Varianten gerechnet hat. Es gab einen ganz guten Prozess mit den Personalverbänden, 

bei welchem er das transparent auf den Tisch legte. Die Personalverbände haben den Varian-

tenansatz gesehen und sich auch dafür bedankt, dass dies in der Breite betrachtet wurde. Sie 

konnten dem Ansatz, wie er jetzt vorliegt, nämlich die Teuerungsentwicklung im Jahr 2012 

und 2013 um 1 bzw. 0,5 % zurückzunehmen gegenüber der prognostizierten, zustimmen. 

Unter diesem Aspekt wurde nachher dann die sozialpartnerschaftliche Vereinbarung verlän-

gert bis ins Jahr 2015.  

 

Die Protokollbemerkung der SP/JUSO-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zu 3.7, Befristete Massnahme, Seite 28 f. 

 

Philipp Federer: Es ist schon speziell, wenn sich ein Grüner für die Strassen einsetzt bzw. ein-

setzen muss und die bürgerliche Mehrheit sie verlottern lässt. Für diese befristete Massnahme 

hat es keinen parlamentarischen Auftrag gegeben; sie ist nicht Teil der 15 Mio. und auch 

nicht Teil der 16,7 Mio. Franken, sondern zusätzlich. Sie wird angepriesen, dass sie nicht 

nachhaltig ist. Was das genau heissen soll, ist sehr fraglich; sonst verkauft man heute ja alles 

als nachhaltig, selbst das Sparpaket sei nachhaltig. Sie ist auch nicht eigenverantwortlich, 

wenn z. B. Leute wegen Schlaglöchern verunfallen. Ist das eigenverantwortlich? Jede Gross-

stadträtin und jeder Grossstadtrat hat ein Blatt erhalten über die Zunahme der Strassen in 

kritischem und in schlechtem Zustand. Darauf hat es einen Fehler: 2009 waren 11 % kritisch, 

nicht 13 %. Man könnte noch weiter zurückgehen: 2008 waren es 11 %, 2006 6 % Strassen in 
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kritischem und schlechtem Zustand zusammen. Es waren also durchschnittlich etwa 12 % 

Strassen in kritischem und schlechtem Zustand zusammengezählt. Und auf welches Niveau 

wird jetzt gefahren? Auf ein Niveau von – zusammengezählt – 23%. Das bedeutet fast eine 

Verdoppelung von Strassen in kritischem und schlechtem Zustand. Wie kann man das verant-

worten; wie kann man das als Sparen bezeichnen? Es ist nämlich keineswegs Sparen, sondern 

nur ein Aufschub, und dieser Aufschub bedeutet eine deutliche Verschlechterung. Wenn man 

später wieder zurück möchte, müsste man nicht nur den alten Betrag dazu nehmen, sondern 

auch das, was man vorher nicht getan hat, zusätzlich dazugeben. Das ist eine völlige Augen-

wischerei, weshalb die G/JG-Fraktion als Protokollbemerkung beantragt, diese befristete 

Massnahme abzulehnen.  

Seite 137 im Voranschlag ist das Ganze schön dokumentiert mit Zahlen. Man findet dort die 

erwähnte falsche Zahl von der Rechnung 2009 (Seite 139). Es wird weggegangen von objekti-

ven Kriterien und Zielwerten von früher, wie viele schlechte Strassen man will; man geht weg, 

obwohl eigentlich gesagt wurde, dass solche Kriterien wichtig sind. Man geht weg von frühe-

ren Zielen; im Voranschlag 2008 hiess es z. B.: „Der Wert- und Substanzverlust wird auf der 

Basis der Auswertungen 2006 (max. 9% Anteil Strassen in kritischem Zustand) konstant gehal-

ten.“ Jetzt will man diesen nicht mehr konstant halten. Das war immer die Sollvorgabe, auch 

2009; es wurde also jahrelang immer damit gearbeitet, und jetzt will man es plötzlich nicht 

mehr so halten. Das ist eine gefährliche Politik und der Sprechende bittet, diesen Antrag zu 

unterstützen gegen eine Massnahme, für die es keinen Auftrag gegeben hat, die nicht not-

wendig ist und die unter dem Strich über die Jahre gerechnet kein Sparbeitrag ist. Der Spre-

chende bittet, auf diesen Unsinn zu verzichten.  

 

András Özvegyi kann in dieser Sache nicht gleicher Meinung sein, und zwar aus folgenden 

Gründen: Einmal wegen der Begründung, die im Bericht steht: Die ewl reisst die Strassen auf, 

und das Tiefbauamt hat erkannt, dass es keinen Sinn macht, in diesem Zeitraum gleichzeitig 

die Strassen zu unterhalten und Lücken zu flicken. Denn sie werden ohnehin aufgerissen. Das 

ist wahrscheinlich der sachliche Grund. Der zweite Grund ist: Die Verwaltung hat hier er-

kannt, wie sie immerhin 2 Mio. Franken sparen könnte. Sie will so einen Betrag leisten, der 

allerdings nicht nachhaltig ist, klar, aber immerhin schlägt sie diesen jetzt aus eigener Initiati-

ve vor. In anderen Zusammenhängen wurde aufgerufen, mit den Mitteln haushälterisch um-

zugehen. Also ist das eigentlich eine tolle Sache. Es sollten an und für sich noch mehr solche 

Vorschläge von der Verwaltung kommen, und keinesfalls sollte zum Gegenteil aufgerufen 

werden, dass das Budget aufgebraucht werden soll, auch wenn es keinen Sinn macht. Der 

Sprechende findet diesen Vorschlag eigentlich gut.  

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst: Nicht nachhaltig ist dieser Sparvorschlag, weil er nur 

vorübergehend ist. Die anderen Einsparungen und Gebührenerhöhungen sind jährlich wie-

derholend. Der Vorschlag dieser Reduktion ist vorübergehend und wird von den Fachleuten 

als vertretbar bezeichnet. Aus anderen Geschäften, die hier behandelt wurden, z. B. zur Wer-

terhaltung der Kunstbauten, ist bekannt, dass der neue Stadtingenieur Spezialist ist in Sachen 

Werterhaltung. Es wird beurteilt, was allenfalls eingegangen werden kann, sodass es vo-
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rübergehend eine Verschlechterung gibt. Eine solche vorübergehende Verschlechterung ist 

vertretbar; nach den fünf Jahren wird die halbe Million aber wieder ins Budget eingestellt. Es 

ist normal, dass es Strassen gibt, die in perfektem Zustand sind, andere in schlechterem und 

auch solche in sehr schlechtem. Es ist nie möglich, alles vollkommen intakt zu haben und dann 

zehn Jahre zu warten, und dann ist alles wieder in einem schlechten Zustand. Diese Mass-

nahme ist verantwortbar. Nicht nachhaltig heisst in diesem Fall, dass es sich um einen Sparbei-

trag handelt, der nach fünf Jahren endet. 

 

Dominik Durrer möchte auf András Özvegyi reagieren, in dessen Worten es tönte, also ob es 

sich hier um eine Optimierung in Zusammenarbeit mit der ewl handeln würde. Aber es ist 

ausgewiesen und auch so diskutiert worden: Durch diese Massnahme werden die Strassen in 

schlechtem Zustand prozentual erhöht, und das ist nicht vorübergehend, das bleibt, ausser 

man würde später mehr Mittel aufwenden, um wieder den Prozentsatz, den man in der Ver-

gangenheit immer als Zielgrösse hatte, wieder zu erreichen versuchen. Die Situation ist also 

so: Aufgrund dieser nicht nachhaltigen Massnahme gibt es deutlich mehr Strassen, die 

schlecht unterhalten sind, und solche Strassen sind ein Nachteil und eine Gefährdung für die 

schwächeren Verkehrsteilnehmenden. Dem muss man ins Auge schauen.  

 

Was Hans Stutz als ersten Teil sagen wollte, hat Dominik Durrer weit gehend gesagt. Es ist so: 

Das, was hier neu angestrebt wird, wird zum Dauerzustand, nämlich dass etwa 23% der Stras-

sen in schlechtem oder kritischem Zustand sein werden. Durch das so genannte Sparen bzw. 

das Nichtausgeben von 500‘000 Franken jährlich wird während diesen Jahren weniger ge-

macht, und nachher werden die Strassen auf diesem Zustand belassen. Damit zum zweiten, 

wichtigen Teil: Immer wieder heisst es, das Stadtparlament solle nur strategische Entscheide 

fällen und die operativen der Exekutive überlassen. Unter dem Vorwand, es sei ein operativer 

Entscheid, wird hier ein strategischer Entscheid gefällt, nämlich dass künftig, ab dem Jahr 

2014, ein Viertel aller Strassen in schlechtem oder kritischem Zustand sein soll. Das ist keine 

nachhaltige Politik; das ist im Gegenteil eine Politik, die nicht besonders verantwortungsvoll 

ist.  

 

Philipp Federer: Diese Massnahme als vorübergehenden Sparvorschlag zu deklarieren über-

spannt das Wort Sparen. Wie viel spart die UVS-Direktorin auf längere Frist, ohne Qualitäts-

einbusse? Sie kann nur sparen, indem die Qualität abgebaut wird. Selbst wenn die halbe Mil-

lion wieder eingestellt wird, wenn sie zurück möchte auf den früheren Level, muss sie nach-

holen, was verpasst wurde Darum ist das unter dem Strich nicht gespart. Der Ausdruck „nicht 

nachhaltig“ sagt es ja. Aber was heisst das eigentlich? Man verwendet hier eine merkwürdige 

Verneinung. Heisst das, es handelt sich um eine zerstörerische Massnahme oder ist sie kurz-

fristig gewinnorientiert? Oder heisst das langfristig nicht wertbeständig oder langfristiger 

Wertverlust? Kommende Generationen benachteiligend? Das wäre nicht nachhaltig: für 

kommende Generationen benachteiligend oder eine wertzerstörende Massnahme. Eine sol-

che Massnahme in diesem Paket ist wirklich ein Fremdkörper.  
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Sonja Döbeli Stirnemann: Die linke Ratsseite hat in vielen Sachen die Stadt Zürich als grosses 

Vorbild benützt. Auch hier wird die Stadt Zürich als Vorbild genommen: Der Strassenunter-

halt bzw. das Niveau von Strassen in kritischem oder etwas schlechterem Zustand wird auf das 

Niveau der Stadt Zürich abgesenkt. Das stimmt, Luzern nimmt den Level etwas zurück, geht 

aber lediglich auf jenen von Zürich zurück. Luzern wird nicht ins Chaos und wird nirgendwo 

abfallen, sondern lediglich auf den Level der Stadt Zürich kommen.  

 

Philipp Federer sind die Zahlen der Stadt Zürich nie gezeigt worden. Im Bericht steht lediglich, 

es sei technisch machbar. Aber machbar ist vieles. Es bedeutet eine Qualitätsverminderung, 

und der Rest ist Treu und Glauben. Zahlen dazu waren nicht zu sehen.  

 

András Özvegyi ist der Meinung, dass den Spezialisten, die das beurteilen, vertraut werden 

sollte. Und im Bericht steht: „Der relativ gute Allgemeinzustand der Gemeindestrassen lässt 

die vorübergehende Reduktion der Mittel auch aus technischer Sicht zu.“ (Seite 29) Ein zwei-

ter Punkt: Die Stadt Luzern leidet ja eigentlich unter einem Investitionsberg in den Jahren 

2012, 2013 und 2014. Diese Kurven kennen ja alle. Da ist es gut, wenn versucht wird, diesen 

mit etwas anderem, Vorübergehenden abzufedern Darum ist die Sache nicht so schlimm, wie 

sie dargestellt wird.  

 

Der Antrag der G/JG-Fraktion wird abgelehnt.  

 

Schlussabstimmung 

 

Hans Stutz: Die G/JG-Fraktion beantragt ablehnende Kenntnisnahme. Die Gründe hat der 

Sprechende am Morgen genannt. 

 

Dominik Durrer: Die SP/JUSO-Fraktion beantragt ebenfalls ablehnende Kenntnisnahme. 

 

Urs Wollenmann möchte noch etwas zur abschliessenden Beurteilung des Gesamtpakets sa-

gen. Zuerst möchte er die Aussage von David Roth dementieren: Er lag nicht im Wachkoma. 

Das beweist er, indem er nachgerechnet hat. Er hat nämlich ausgerechnet, was mit all den 

Vorstössen von der linken Seite weniger gespart worden wäre: 2012 wären es 3,345 Mio. 

Franken 2013 4,235 Mio. Franken. Da muss der Sprechende wirklich sagen, dass man, wenn 

man diese linke Politik machen würde, sehr „leicht“ den Finanzperspektiven der Stadt Luzern 

entgegenblicken könnte.  

 

In der Gegenüberstellung des Antrages auf ablehnende Kenntnisnahme und des Antrages 

auf Kenntnisnahme entscheidet sich die Mehrheit für Kenntnisnahme.  

 

 

Der Grosse Stadtrat von Luzern, 

nach Kenntnisnahme vom Bericht 41 vom 29. September 2010 betreffend 
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Sparpaket 2011, 

gestützt auf den Bericht der Geschäftsprüfungskommission, 

in Anwendung von Art. 30 Abs. 1 lit. b der Gemeindeordnung der Stadt Luzern vom  

7. Februar 1999, 

beschliesst: 

Vom Bericht zum Sparpaket 2011 und den darin aufgezeigten Massnahmen im Grundtopf 

wird Kenntnis genommen. 

 

 

 

 Dringliche Interpellation 125, Katharina Hubacher namens der G/JG-Fraktion,  

vom 15. November 2010: „Solardach“ 

 

Baudirektor Kurt Bieder möchte eine Vorbemerkung anbringen, bevor er zu Beantwortung 

der Fragen kommt: Bei den Bauten auf der Allmend ist die Stadt Luzern in der Mehrheit der 

Fälle nicht selber Bauherrin. Aber die Stadt wird als Grundeigentümerin und Vertragspartne-

rin sehr häufig beigezogen, wenn es bei verschiedensten Problemen Meinungsverschieden-

heiten gibt. Sie hat also teilweise fast eine Art Mediationsfunktion. Aus diesem Grund werden 

die Antworten auf die Fragen verhältnismässig trocken ausfallen. Dies deshalb, weil keine 

Wertungen öffentlich gemacht werden sollen darüber, wie die Verhandlungen gelaufen sind. 

Der Sprechende stellt einfach die Situation so dar, wie sie im Moment ist.  

Zur Frage 1: „Wie steht der Stadtrat zum Entscheid des GU, dass auf dem Dach des Fussball-

stadions keine Solaranlage gebaut wird?“ Den Entscheid über den Bau einer Solaranlage hat 

nicht die Generalunternehmung Halter/Eberli gefällt, sondern die Stadion Luzern AG. Diese 

hat für das Stadion das selbstständige und dauernde Baurecht. Im Baurechtsvertrag, über den 

es eine Volksabstimmung gab, ist keine Verpflichtung der Stadion Luzern AG zum Bau einer 

Solaranlage enthalten. Es steht somit in der unternehmerischen Freiheit der Stadion Luzern 

AG, eine Solaranlage zu bauen oder nicht (PPP-Modell). Die Stadt Luzern hätte den Bau einer 

Solaranlage auf dem Stadiondach begrüsst und hat dies auch empfohlen. Weil sich die Ver-

handlungspartner nicht über die Konditionen einigen konnten, wird diese zumindest vorläu-

fig nicht gebaut.  

Zur Frage 2: „Hat der Stadtrat mit dem GU das Gespräch geführt und versucht, zwischen der 

ewl, die ja zu 100 % Tochter der Stadt Luzern ist, und dem GU zu vermitteln?“ Ja, der Stadtrat 

hat vermittelnde Gespräche mit der GU, der Stadion Luzern AG und der ewl geführt. Trotz-

dem konnten sich die Stadion Luzern AG und die ewl nicht über die Konditionen einigen.  

Zur Frage 3: „Sieht der Stadtrat eine Möglichkeit, diesen Entscheid noch zu korrigieren?“ 

Nein, der Entscheid über den Bau der Solaranlage liegt in der Kompetenz der Stadion Luzern 

AG. 

Zur Frage 4: „Wenn nicht, könnte eventuell nach der Fertigstellung des Stadions diese Solar-

anlage doch noch realisiert werden?“ Die Solaranlage kann später gebaut werden, und die 

Stadt würde das begrüssen. Allerdings wird das Mehrkosten auslösen.  
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Katharina Hubacher beantragt Diskussion. Diesem Antrag wird zugestimmt. 

 

Katharina Hubacher: Diese Antwort ist tatsächlich sehr trocken. Die Sprechende hat sich im 

Vorfeld überlegt, wie sie ausfallen könnte, und ist auf zwei Varianten gekommen: eher aus-

weichend und zurückhaltend oder vielleicht auch etwas wütend. Zwischen den Teilen hat sie 

irgendwie auch etwas diese Wut herausgehört. Es ist eine kleinere Katastrophe, dass die So-

laranlage jetzt nicht zustande kommt. Schaut man sich etwas weiter herum, sieht man, dass 

Zürich mit dem Letzigrund, Basel mit dem St. Jakob, Bern mit dem Wankdorf und auch St. 

Gallen und bald auch Servette Genf, dass alle die grossen Stadien eine Solaranlage haben. In 

der Stadt Luzern soll das aber nicht möglich sein, und das, obschon die Stadt anscheinend 

versucht hat zu vermitteln; eine Einigung ist nicht zustande gekommen. Es ist eine doch rela-

tiv merkwürdige Situation, dass die Stadion Luzern AG, die anscheinend die richtige Verhand-

lungspartnerin ist, einfach auf Profit aus ist, und das bei einem Gebäude, für das sie den Bo-

den gratis von der Stadt Luzern erhalten hat. Das ist ziemlich arrogant von dieser Partnerin, 

dieser so genannten Partnerin. Es bleibt jetzt wohl nichts anderes übrig, als diese Antwort zur 

Kenntnis zu nehmen und daraus zu lernen, in zukünftigen Verträgen eine entsprechende 

Verpflichtung einzubauen. Es wurde immer nur davon geredet, aber festgeschrieben wurde 

das nie. Nachträglich muss man sagen, man hätte festschreiben müssen, dass eine Solaranlage 

auf dieses Dach kommt, und dann wäre diese Diskussion hier nicht nötig. Die G/JG-Fraktion 

wird sich das für künftige Projekte merken.  

 

Pius Suter: Die CVP-Fraktion dankt dem Stadtrat für diese Auskunft. Sie ist etwa so ausgefal-

len, wie es die Fraktion erwartet hat. Auch sie bedauert natürlich, dass das Solardach im Mo-

ment nicht gebaut werden soll. Es ist unverständlich, wieso die Stadion AG diese Position ein-

nimmt, aber die Fraktion hofft, dass zu einem späteren Zeitpunkt trotzdem noch ein Solar-

dach bewilligt und realisiert werden kann. Auch der Sprechende ist davon ausgegangen, dass 

dies eigentlich etwas Sinnvolles ist und dass es möglich sein sollte, dass dies realisiert werden 

kann. Als das diskutiert wurde, hatte er die Hoffnung gehabt, dass dies möglich ist.  

 

András Özvegyi teilt die Meinung von Katharina Hubacher. Die Allmend ist ein Leuchtturm-

Projekt der Region, und nun stellt sich heraus, dass keine Solaranlage realisiert wird. Das ist 

ein schlechtes Zeichen für das Image nach aussen in die Zentralschweiz. Es täte dem Image 

des Fussballs, der Allmend und Luzerns gut, wenn ein Solardach realisiert würde. Die Stadion-

bauer hätten in dieser Frage auch eine öffentliche Verantwortung in der Energiefrage. 

Kommt noch dazu, dass inzwischen der Entscheid gefallen ist, nicht einen Kunst- sondern 

einen Naturrasen zu machen, der beheizt wird für Spiele, die alle zwei Wochen stattfinden. 

Die Energiebilanz dürfte wirklich nicht sehr toll aussehen. Zur Frage, wie sich die Stadt bei 

Umweltanliegen verhält, ist die Frage zu stellen, ob sie künftig nicht einfach entsprechende 

Rahmenbedingungen stellen muss. In diesem Zusammenhang interessiert den Sprechenden, 

wie sich die Stadt verhält bei der „Eventhalle“, die nebenan geplant und projektiert wird. 

Wird dort eine Solaranlage auf dem Dach gefordert oder überlässt man das auch wieder dem 

Bauherrn. Da wäre er froh um eine Auskunft, denn er ist der Meinung, dass die Stadt in dieser 
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Frage eine Anschubverantwortung übernehmen muss.  

 

Patricia Infanger: Mit dem Projekt Sportarena ist ein ökologisch und energetisch wegweisen-

des Projekt versprochen worden. Die SP/JUSO-Fraktion hat mehrmals kritisiert, dass das eben 

nur Versprechungen waren, die letztendlich in der Umsetzung nicht verbindlich eingefordert 

werden können, weil ihre Anträge, die sie damals gestellt hat, dass dies als verbindliche Rah-

menbedingung eingeflochten werden soll, konsequent abgelehnt wurden. Wenn jetzt eine 

Verwunderung darüber besteht, dann verwundert das eher die Sprechende, weil ihre Frakti-

on schon damals darauf hingewiesen hat, dass keinerlei Handhabe besteht. Es ist unverständ-

lich, dass zwischen den Verhandlungspartnern keine Einigung gefunden werden konnte. Dass 

innovative Projekte realisierbar sind, sieht man direkt neben der Sportarena: Beim Neubau 

der Messehalle haben die Projektverantwortlichen mit Weitsicht und aus eigenem Interesse 

hohe ökologische und energetische Ziele gesetzt und diese auch verwirklicht. Sie haben das 

natürlich auch für ihre Zwecke genutzt, aber das ist legitim: Letztendlich hat das für alle Sei-

ten zu einer Win-win-Situation geführt. Diesen sichtbaren Willen, ein energetisch und ökolo-

gisch gutes Projekt zu verwirklichen, vermisst die SP/JUSO-Fraktion bei der Sportarena, und 

zwar damals, bei der Entwicklung des Projekts vom Stadtrat und der bürgerlichen Mehrheit, 

und heute, bei der Stadion Luzern AG. 

 

Baudirektor Kurt Bieder geht davon aus, dass András Özvegyi die Messehalle meinte. András 

Özvegyi meinte die Halle, die gleich neben das Stadion zu stehen kommt; sie ist noch nicht 

gebaut.  

 

Baudirektor Kurt Bieder: Diese wird im Minergie-P-Standard gebaut. Das ist sicher gut. Dort 

ist auch ein Solardach vorgesehen. Der Sprechende hat den Mitgliedern der Baukommission 

eine Liste abgegeben darüber, welche Gebäude aller Bauten auf der Allmend im Minergie-

standard realisiert werden. Es gilt immerhin zu respektieren, dass da sehr viel getan wird, und 

es gibt wohl nirgends in der Schweiz eine Anlage mit Fussballstadion, die insgesamt einen 

derart hohen Standard aufweist. Und noch etwas: Bei PPP-Projekten ist darauf zu achten, dass 

nicht x Auflagen und Vorgaben eingebracht werden. Dann läuft man Gefahr, das Ganze zu 

übersteuern und dass man dann auf dieser Basis gar nichts zustande bringt. Es wurde ver-

sucht, eine Balance zu finden, und bis jetzt ist dies aufgegangen. Ob die Solaranlage später 

doch noch auf das Stadion kommen wird, wird man sehen. Aber es darf nicht übersteuert 

werden.  

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst sagt zur angesprochenen „Eventhalle“, dass noch nicht 

entschieden ist, dass es Minergie-P geben wird, aber man ist an den Verhandlungen, und 

auch der Kanton gibt sich hier ein. Es gibt wirkliches Interesse, dass es dort zu einer energe-

tisch hervorragenden Lösung kommt.  

 

András Özvegyi: Es folgt ja gleich die Behandlung der Gesamtplanung. Wenn dort die 2000-

Watt-Gesellschaft als Ziel festgelegt wird und jetzt neu gebaut wird mit grossen Flächen: Wo 
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denn wenn nicht dort sollen Solaranlagen gebaut werden? Und ein zweiter Punkt: Im PPP 

steckt auch „Public“, die öffentliche Verantwortung. Also müssten sie auch mitmachen. Und 

drittens statten die Bauern auf der Landschaft ihre Scheunen mit Fotovoltaikanlagen aus und 

verdienen etwas daran, mit Rückeinspeisungen. Warum soll das in der Stadt nicht rentabel 

sein? Das ist nicht ganz logisch.  

 

Damit ist die dringliche Interpellation 125 erledigt. 

 

 

 

15. Bericht und Antrag 35/2010 vom 15. September 2010: 

Gesamtplanung 2011–2015 

 

Eintreten 

 

Kommissionspräsidentin Alice Heijman: Die GPK hat an ihrer Sitzung vom 4. November 2010 

die Gesamtplanung 2011–2015 beraten. Die Gesamtplanung wurde komplett neu aufgebaut. 

Massgebend sind die Prinzipien der Nachhaltigkeit; diese wurden auf Bundesebene vom Bun-

desrat in gleicher Weise definiert. Ein besonderes Augenmerk wurde auf die Stärkung des 

Bereiches Wirtschaft gelegt. Insgesamt wurde die Gesamtplanung positiv aufgenommen. Im 

Detail wurden einige Anträge gestellt, die im Zusammenzug ersichtlich sind. Die Kommissi-

onspräsidentin wird sich im Detail zu diesen Anträgen äussern.  

 

Dominik Durrer: Die Stadt Luzern richtet sich in ihrer Gesamtplanung 2011–2015 an der viel 

zitierten und beschworenen Nachhaltigkeit aus. Die SP/JUSO-Fraktion erachtet das Gleichge-

wicht zwischen Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft als sehr erstrebenswert, und sie unter-

stützt die Neuformulierung der Gesamtplanung entsprechend. Die Sparpaketdiskussion soll 

hier nicht mehr aufgerollt werden; es ist aber klar, dieses Paket und die Massnahmen haben 

natürlich massgeblichen Einfluss auf der inhaltlichen Ebene auf die Gesamtplanung, und in 

diesem Sinne werden den schönen Worten in der Gesamtplanung in Zukunft auch Taten fol-

gen müssen. 

Zum Formalen der neuen Gesamtplanung: Die SP/JSUO-Fraktion hat in der Vergangenheit 

Veränderungen am Steuerungsinstrument Gesamtplanung unterstützt, und sie hat gefordert, 

dass sie übersichtlicher und kongruenter werden soll, sowohl inhaltlich wie formal. Sie muss 

als übergeordnetes Steuerungsinstrument mit klar formulierten Zielen und Massnahmen 

funktionieren. Die Fraktion hat sich auch einer Verschlankung der Gesamtplanung nicht ver-

wehrt – nicht als Selbstzweck, sondern um die Miliztauglichkeit dieses Instruments zu stärken. 

Unter diesen Vorzeichen und Voraussetzungen ist die Fraktion mit der jetzt vorliegenden 

Gesamtplanung zufrieden. Sie stellt fest, dass das Instrument verbessert worden ist. Sie sieht 

an verschiedenen Orten aber auch noch Verbesserungspotenzial, und sie sieht die Gesamtpla-

nung vor allem auch als Prozess, an dem gearbeitet werden muss von Seiten der Stadt, der 

Verwaltung und der Exekutive, aber natürlich auch der Legislative. Diese bringt sich heute 
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hier ein, vor allem aber verstärkt mit Vorstössen, wenn es um inhaltliche Fragestellungen 

geht, die neben den Zielen, welche die Gesamtplanung abbildet, Platz haben müssen.  

Die Gesamtplanung richtet sich an der Nachhaltigkeit aus, und das begrüsst die SP/JUSO-

Fraktion. Sie stellt mit Blick auch auf die Jahre zuvor fest, dass sich die Gesamtplanung von 

einem sehr stark finanzorientierten Führungsinstrument zu einem gesamtheitlichen Instru-

ment entwickelt hat. Das ist positiv, und die Fraktion findet auch, dass sich das Engagement 

des Parlaments, aber auch der Exekutive und der Verantwortlichen in der Verwaltung gelohnt 

hat, sodass jetzt wirklich ein gesamtheitlicheres Bild vorliegt.  

In der Gesamtplanung ist mehrfach zu lesen, dass sich die Stadt Luzern wirtschaftlich stärken 

soll. Dagegen hat die SP/JUSO-Fraktion nichts. Sie fordert aber, dass die Stärkung des wirt-

schaftlichen Standbeins nicht zur Schwächung der beiden anderen Standbeine Gesellschaft 

und Umwelt führen darf. Konkret: Sie wehrt sich entschieden dagegen, wenn preiswerter 

Wohnraum in der Stadt Luzern durch die Ansiedlung von Unternehmungen durch Büroräum-

lichkeiten vernichtet wird, und sie wehrt sich auch dagegen, wenn unter dem Druck von In-

vestoren Umweltstandards unterschritten werden sollten. Die finanzielle Situation, die in der 

Gesamtplanung abgebildet ist, und die im Voranschlag voraussichtlich an der nächsten Sit-

zung behandelt wird, nimmt die Fraktion zur Kenntnis. Sie ist weiterhin der Meinung, dass 

die Stadt Luzern sehr sorgfältig mit ihren Qualitäten und ihren Leistungen umgehen muss, 

und sie unterstützt den Weg, um die finanzielle Situation der Stadt Luzern im Griff zu halten 

und zu verbessern, wie er in der Gesamtplanung vorgesehen ist, natürlich weiter nicht und 

wird sich diesbezüglich ablehnend äussern. Sie stimmt aber der Gesamtplanung in der Art, 

wie sie vorgelegt wird, zu.  

 

Sonja Döbeli Stirnemann: Die Gesamtplanung ist neu konzipiert und nach dem Prinzip der 

Nachhaltigkeit ausgerichtet worden. Die Herausforderungen von Gesellschaft, Wirtschaft und 

Ökologie sollen aufeinander abgestimmt werden. Die FDP-Fraktion unterstützt den neuen 

Ansatz der Gesamtplanung sehr. Dieser ist strategischer, systematischer, verschlankter, fokus-

sierter. Die Leitsätze und Stossrichtungen sind gut aufeinander aufgebaut und die Verlinkung 

in die Organisation wird aufgezeigt. Die wichtige Aufgabe dieses Parlaments ist es heute zu 

analysieren und zu diskutieren, ob es mit der Definition des Grundauftrags und den langfris-

tigen Zielen einverstanden ist. Die neue Gesamtplanung ist für das Parlament anspruchsvoller 

geworden; der Umgang mit diesem neuen Planungsinstrument muss zuerst erprobt werden. 

Der Stadtrat versteht die Gesamtplanung als eine Art Regierungsprogramm, in welchem er 

aufzeigt, wohin in seinen Augen die Reise der Stadt Luzern gehen soll. Dieser Rat muss beur-

teilen, ob er die Einschätzungen des Stadtrates teilt oder ob er Reiseplanänderungen vor-

nehmen will. Die FDP-Fraktion wird dem Reiseprogramm des Stadtrates mit ganz kleinen Än-

derungen zustimmen, zumal der Stadtrat in seiner Analyse klar aufzeigt, dass die Stadt im 

Bereich Wirtschaft ein Defizit hat. Endlich fühlt sich die FDP erhört, denn sie fordert schon seit 

Jahren mehr Impulse, weil die Stadt wirtschaftlich wirklich schwach auf der Brust ist. Sie 

braucht in diesem Bereich bedeutend mehr Dynamik und Aufmerksamkeit seitens der Politik. 

Denn nur mit einer guten Wirtschaftspolitik hat die Stadt genügend Geld in der Kasse, um die 

Herausforderungen und Wünsche von Gesellschaft und Umwelt finanzieren zu können. Die 
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Revision der BZO wird darum ein ganz wichtiges Instrument sein. Die FDP-Fraktion tritt auf 

den B+A ein. 

 

Manuela Jost: Auch die GLP-Fraktion tritt auf diesen B+A ein, und auch sie kann sich in das 

Lob der neuen Darstellung, der Neuorientierung nach den drei Dimensionen der Nachhaltig-

keit, einreihen. Das ist zeitgemäss, passt, gibt eine bessere Übersicht, und das Dokument wird 

schlanker und konziser. Es hat auch mehr direkte Aussagekraft. Andererseits ist es nicht ganz 

einfach, die Fünfjahresziele den Stossrichtungen direkt zuzuordnen; dazu braucht es eine 

gewisse Kreativität. Es liegen zwar 18 verdaubare Ziele vor, aber es wäre wohl etwas kohä-

renter und einfacher gewesen, wenn die Ziele nicht nach den Politikbereichen definiert, son-

dern direkter an die Stossrichtungen gebunden worden wären. Es gibt diverse Begründungen 

dafür, warum dies nicht getan worden ist. 

Wie gesagt, die GLP-Fraktion reiht sich in das Lob ein, hat aber auch eine Kritik anzubringen. 

Sie hat den Ausdruck von Ausgewogenheit der drei Dimensionen ernst genommen. Das ist ein 

etwas abstrakter Ausdruck; die Frage ist immer, was dahinter steht, welche Indikatoren, so-

dass man sagen kann, dass das Verhältnis zwischen Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt aus-

gewogen ist. Ausgewogen heisst, dass auch die städtischen Haushaltsmittel ähnlich verteilt 

sind. Die GLP-Fraktion hat die Zuordnung der Ziele zu diesen drei Bereichen vorgenommen 

und ist leider zum Schluss gekommen, dass der Bereich Umwelt relativ schwach da steht; mit 

nur zirka vier Zielen ist er klar untervertreten im Vergleich zum Bereich Gesellschaft und auch 

zum Bereich Wirtschaft. Das ist schade, denn die Fraktion hat bei der Diskussion der letzten 

Gesamtplanung im März auf diesen Punkt verwiesen. Sie hätte gerne einen Satz drin gehabt 

in der Art von „Luzern handelt ökologisch“ oder etwas anderes in dieser Richtung. Sie stellte 

damals keinen Antrag, weil sie hoffte, dass diese neue Gesamtplanung das Gewicht der Öko-

logie etwas stärker, nicht nur als Lippenbekenntnis, sondern effektiv so darstellt, dass es bes-

ser herauskommt. Sie ist etwas enttäuscht darüber, dass die Umwelt zwar gut dargestellt ist in 

der Übersicht: grafisch, farbig, überzeugend, aber wenn man den Text genauer anschaut und 

die Ziele den Bereichen zuordnet, kommt sie ehrlich gesagt etwas zu kurz.  

Zum Schluss will die GLP-Fraktion auch nicht mehr viel zum Sparpaket sagen. Ihr war bei der 

Beurteilung der Gesamtplanung zusammen mit dem Sparpaket wichtig, dass die Zielsetzun-

gen kohärent sind. Etwas anderes hätte keinen grossen Sinn gemacht. Die Fraktion wird in 

diesem Sinne auf diesen B+A eintreten.  

 

Thomas Gmür: Die CVP-Fraktion wird ebenfalls auf die Gesamtplanung eintreten und sie zur 

Kenntnis nehmen. Das meiste ist bereits gesagt worden, und der Sprechende möchte die Sit-

zung nicht noch verlängern. Die Gesamtplanung ist neu überarbeitet worden und zeigt sehr 

gut die Stossrichtungen für die kommenden Jahre auf, wohin der Stadtrat gehen will, wohin 

die fusionierte Gemeinde gehen soll. Die Strategien des Stadtrates, die Ertragskraft zu stei-

gern, das Sparpaket zu realisieren, die Investitionen und Abschreibungen zu reduzieren, Re-

serven aufzulösen sowie Entlastungen durch den Kanton zu realisieren, sollten in der nächs-

ten Planperiode realisiert werden können. Die CVP-Fraktion erachtet hierbei vor allem bei der 

Stärkung der Ertragskraft die bevorstehende Diskussion über die BZO als ein wichtiges Indiz 
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und wichtiges Zeichen für die Stadt gegen aussen, denn mit dieser BZO wird die Steigerung 

der Ertragskraft erreicht; es wird aber auch erreicht, dass die finanzielle und wirtschaftliche 

Entwicklung der Stadt in eine positive Richtung gehen kann. Die ganze Stadt wird von dieser 

BZO profitieren können. Sie ist ein sehr wichtiges Instrument für die nächsten Jahre, und die 

Fraktion hofft, dass sie demnächst – morgen läuft die Vernehmlassungsfrist ab – in diesem Rat 

diskutiert werden kann. Die CVP-Fraktion ist für Eintreten und sie wird die Gesamtplanung 

genehmigen.  

 

Urs Wollenmann: Als letzter Fraktionssprecher ist man halt manchmal gezwungen, da capo zu 

machen. Deshalb nur ganz kurz: Erstens hat die FDP-Fraktion recht, und die SVP-Fraktion ist 

gleicher Meinung. Der wirtschaftlichen Entwicklung ist in dieser Gesamtplanung mehr Au-

genmerk geschenkt worden. Das ist richtig. Die GLP-Sprecherin hat auch recht: Die Gesamt-

planung ist schlanker und konziser geworden, und das findet die SVP-Fraktion auch sehr gut. 

Drittens verzichtet sie hier aber auf das Ausbreiten ihres Parteiprogrammes und sie macht 

auch keine zweite Kommissionssitzung, wie das vorher zu erleben war. Summa summarum ist 

sie der Meinung, dass die Gesamtplanung ein sinnvolles Planungsinstrument ist. Sie tritt auf 

den B+A ein und stimmt ihm zu. Selbstverständlich hat die Fraktion diverse Anträge, die dann 

natürlich zu begründen sein werden.  

 

Hans Stutz: Die G/JG-Fraktion wird auf die Gesamtplanung eintreten und grossmehrheitlich 

ablehnende Kenntnisnahme beantragen. Zuerst zu dieser neuen Gesamtplanung. Die Frakti-

on trägt die positive Würdigung der anderen Fraktionen nicht vollständig mit. Es ist in der Tat 

so, die Gesamtplanung ist eine Art Regierungsprogramm. Das sagt die G/JG-Fraktion auch. 

Nur ist die Frage: Wo bleibt das Parlament? Wo kann das Parlament noch mitreden bzw. neue 

oder andere Grundzüge beschliessen. Da war noch etwas wenig zu sehen und in der Beratung 

wurde auch nur sehr wenig geändert. Die Frage ist, ob das überhaupt negativ ist. Man kann 

natürlich die Gesamtplanung in Zukunft als Regierungsprogramm betrachten: Die Regierung 

geht in diese Richtung, und während des Jahres korrigiert das Parlament und sagt der Regie-

rung, dass sie da oder dort etwas tun oder dass sie etwas in einer anderen Form tun muss. Das 

könnte sogar eine neue Form sein, aber das hiesse auch, dass das Werkzeug der Gesamtpla-

nung etwas entwertet wird.  

Zum Materiellen: Es ist in der Tat so, dass sehr weit gehend auf das Problem Nachhaltigkeit 

eingegangen wird, nur wird Nachhaltigkeit neu definiert. Sie wird, offenbar auf irgendwel-

che Wunschvorstellungen von Wirtschaftsverbänden hin, plötzlich wirtschaftsnaher definiert. 

Es wird behauptet, dass sie in den letzten Jahren zu wenig nah an der Wirtschaft gewesen sei. 

Diese Einschätzung teilt die G/JG-Fraktion nicht, und es ist auch so – das hat die Sprecherin 

der Grünliberalen ganz richtig gesagt –, dass der Faktor Umwelt in dieser Gesamtplanung 

nicht mehr sehr stark zur Geltung kommt. 

Und es gibt noch einen weiteren Punkt. Die ganz Gesamtplanung atmet noch den Duft der 

vergangenen Wirtschaftsentwicklung und auch des Lobgesangs auf wirtschaftsliberale Vor-

stellungen. Das kann nicht die Zukunft sein. Es findet jetzt aber zum Glück langsam ein Wer-

tewandel statt. In letzter Zeit wurde in der deutschen Handelszeitung gerade eine Langzeit-



 

Seite 87 

studie zusammengefasst. Diese besagt unter anderem: „Der Staat hat in Sachen Sozialpolitik 

offenbar einen grösseren Gestaltungsspielraum, als die Ökonomen bislang vermutet haben. 

Die positiven Effekte zeigen sich aber nicht sofort, sondern oft erst nach Jahrzehnten ...“ Und 

ein französischer Ökonom hat dazu gesagt: „Forderungen nach einem radikalen Abbau des 

Wohlfahrtsstaates sollte die Politik mit grösster Skepsis betrachten.“ Das sei auch in Bezug auf 

die vorherige Spardiskussion gesagt, wobei immerhin festzustellen ist, dass der radikale Ab-

bau des Wohlfahrtsstaates nicht geplant worden ist, aber es wurde daran geschraubt.  

Noch ein Punkt zur Nachhaltigkeit. Wie sieht die städtische Finanzlage auf das Ende der Pla-

nungsperiode hin aus? Sie ist unerfreulich, und das ist das Resultat von mehreren Entwicklun-

gen der Finanzpolitik dieser Stadt. Die G/JG-Fraktion muss leider feststellen, dass die Rech-

nungen nicht wie vorgeschrieben im Durchschnitt von fünf Jahren ausgeglichen sind; sie muss 

feststellen, dass der Selbstfinanzierungsgrad auf fünf Jahre hinaus nicht den vorgeschriebe-

nen Durchschnitt von mindestens 80 % erreicht; sie muss feststellen, dass die Nettoschuld bis 

zur gesetzlichen Obergrenze steigt und sie in den Jahren 2014 und 2015 übersteigt, und sie 

muss auch feststellen, dass das Resultat dieser Finanzpolitik selber gemacht ist durch die bür-

gerliche Mehrheit in diesem Rat, aber auch in Zusammenarbeit mit derjenigen im Kantonsrat. 

Das heisst auch, dass das Ziel, das sich der Stadtrat gegeben hat, nämlich „den Handlungs-

spielraum für künftige Generationen zu bewahren“, nicht erreicht ist, und deshalb kann die 

G/JG-Fraktion die Gesamtplanung in dieser Form nicht mittragen.  

Der Sprechende hat vorher verschiedene Punkte aufgezählt, in denen die Finanzkennzahlen 

nicht erreicht werden. Das sind Kennzahlen, die sich der Staat, also der Kanton, selber vorge-

geben hat; es sind also nicht Zahlen der G/JG-Fraktion, sondern es sind Werte und Festlegun-

gen des Kantons. Und weil man diese Ziele nicht erreicht, ist das Ganze nicht nachhaltig. Einer 

der Gründe, warum man in diese Lage gekommen ist, liegt darin, dass der Steuerfuss nicht 

erhöht worden ist und man dem Staat die notwendigen Mittel nicht zuerkannt hat. Immerhin 

ist festzustellen, dass das erwirtschaftete Bruttoinlandprodukt auch in der Agglomeration 

und in der Stadt Luzern in den letzten Jahren gestiegen ist. Nur wurde durch eine Politik, die 

dem Staat Mittel vorenthalten will, dafür gesorgt, dass die Stadt nicht profitieren kann – mit 

den beschriebenen unerfreulichen Ergebnissen. 

 

Baudirektor Kurt Bieder dankt ganz herzlich für die gute Aufnahme. Er sowie Ruedi Frisch-

knecht und Yvonne Ehrensperger, die hier sind und die viel Knochen- und intellektuelle Ar-

beit in diese neue Gesamtplanung gesteckt haben, waren sehr gespannt darauf, wie sie auf-

genommen wird; sie haben etwas gezittert, ob die neue Form ankommt. Ihnen darf hier an 

dieser Stelle sicher der Dank abgestattet werden. Es ist in der Tat so, dass die Gesamtplanung 

das Regierungsprogramm ist, wie Sonja Döbeli sagte. Der Stadtrat sagt darin, wie die Stadt-

entwicklung unter allen Nachhaltigkeitsdimensionen aussehen soll, und in diesem Sinne ist sie 

ein sehr wichtiges Papier. Nun – und das geht an Hans Stutz – möchte der Stadtrat mit dem 

Parlament die Diskussion führen und wissen, ob dieses die ganz grossen Leitgedanken, die 

Stossrichtungen und die Fünfjahresziele mitträgt. Entsprechend sind denn auch die Be-

schlussesanträge formuliert, damit der Stadtrat die Meinung des Parlaments abholen kann. 

Der stadträtliche Sprecher hat festgestellt, dass die Einschätzung, wo die Stadt hingeführt 
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werden soll, vom Parlament grossmehrheitlich geteilt wird, dass diesbezüglich also Konsens 

besteht, was sehr wichtig ist.  

Einige Punkte zum richtigen Verständnis. Einerseits ist die Gesamtplanung wie gesagt ein 

Regierungsprogramm, aber sie ist andererseits natürlich auch ein ganz wichtiges Lenkungs- 

und Steuerungsinstrument. Damit kann gesagt werden, wo die Schwergewichte gesetzt, wo 

die Ressourcen eingesetzt werden sollen für den definierten Grundauftrag. Dies wird dann, 

und das muss vielleicht noch etwas besser gemacht werden, von den Stossrichtungen, die 

nach den drei Nachhaltigkeitsdimensionen definiert sind, angewendet auf die Fünfjahreszie-

le, die nach den Polithandlungsfeldern 0 bis 9 aufgeteilt sind. Dort ist ein Bruch drin, ein ge-

wollter allerdings, um das einerseits nahe an die Finanzplanung heranbringen und anderer-

seits bezüglich der Polithandlungsfelder 0 bis 9 steuern und lenken zu können. Das ist nur so 

möglich, vor allem auch weil die einzelnen Fünfjahresziele natürlich nicht klar unter die eine 

oder andere Nachhaltigkeitsdimension subsummiert werden können, sondern sehr häufig, 

wie beispielsweise der Tiefbahnhof, sowohl der Umwelt, wie der Gesellschaft und der Wirt-

schaft zugeordnet werden können. Darum würde den Sprechenden interessieren, wie die 

GLP-Fraktion auf vier oder fünf Jahresziele kommt, die sie ausschliesslich bei der Umwelt ein-

reiht, weil doch viele übergreifend sind. Aber das kann gelegentlich bilateral geklärt werden. 

Insgesamt dankt der stadträtliche Sprecher für die gute Aufnahme dieser ersten Ausgabe der 

neuen Gesamtplanung. Es ist klar, dass sie weiterentwickelt werden muss. Sie ist noch nicht 

perfekt, aber auf dieser Grundlage kann die Diskussion, wohin die Stadt Luzern geführt wer-

den soll, gut geführt werden.  

 

Korintha Bärtsch haben die Voten vor der Pause animiert, etwas zur Nachhaltigkeit zu sagen. 

Der Begriff Nachhaltigkeit ist in Gefahr, zu einer leeren Worthülse zu werden. Wenn heute 

eine Gemeinde oder sogar auch ein Unternehmen nicht nachhaltig agiert, gilt es schon als 

schlechtes Unternehmen. Aber leider ist es eben nicht so, dass alles, was als nachhaltig be-

zeichnet wird, wirklich nachhaltig ist. Die Gesamtplanung geht eigentlich nach der Strategie 

des Bundesrates, der sogenannten Schwachen Nachhaltigkeit plus. Das heisst, dass das 

Gleichgewicht zwischen den drei Dimensionen gewahrt werden muss, aber es kann bei einer 

Dimension kompensiert werden, wenn eine andere nicht zu stark abfällt.  

Wenn in der Stadt Luzern ein Defizit bei der Dimension Wirtschaft festgestellt wird, kann 

man sich nicht einfach auf diese Dimension konzentrieren und nur noch in diesem Bereich 

Anstrengungen unternehmen. Wenn man in der Gesamtplanung nicht zwischen den Zeilen 

liest und auch aus den Voten der bürgerlichen Parteien geht hervor, dass man jetzt vor allem 

Wirtschaftspolitik machen will und bei den Anstrengungen in den Bereichen Ökologie und 

Gesellschaft zurückfahren will. Das wird aber Auswirkungen auf die anderen Dimensionen 

haben. Will man mehr Arbeitsplätze und mehr Wohnungen, was jetzt mit der BZO ermöglicht 

wird, bedeutet das stärkeren Verkehr, der sehr negative Auswirkungen auf den Bereich Um-

welt haben wird, und eine andere Zusammensetzung in der Demografie, was Auswirkungen 

haben wird im Zusammenleben. Die Sprechende verschliesst sich nicht ganz davor, mit der 

BZO im Bereich Wirtschaft ein Stück weit vorwärts zu machen. Das heisst aber nicht, dass sie 

z. B., wie sie es leider auch von bürgerlicher Seite gehört hat, dass sie mehr neue Rohstofffir-
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men in Luzern ansiedeln möchte. Diese bringen zwar wirtschaftlich schöne Steuererträge, 

haben aber mit ihrem Handel global betrachtet negative Auswirkungen auf die Bereiche Ge-

sellschaft und Ökologie, sodass die Sprechende solche Firmen lieber nicht haben möchte. Und 

so kann man nicht einfach sagen, mit der Wirtschaft könnten die anderen Dimensionen Ge-

sellschaft und Ökologie überhaupt finanziert werden. Eigentlich ist es so, dass mit dem Geld, 

das dann zur Verfügung steht, die negativen Auswirkungen des Wirtschaftswachstums aus-

gemerzt werden müssen. Die Kunst der Nachhaltigkeit wäre eigentlich, dass im Rahmen der 

wirtschaftlichen Entwicklung mit einer „grünen“ Wirtschaft mit positiven Anreizen die nega-

tiven Auswirkungen, die es auch gibt, direkt in die Wirtschaft integriert werden können, auch 

andere Kosten in Bezug auf den gesellschaftlichen Aspekt, damit nicht auf Kosten anderer 

das grosse Geld gemacht werden kann. Das ist die grosse Kunst, und das muss bei der Ge-

samtplanung eigentlich immer im Hinterkopf sein.  

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass der Rat auf den B+A 35 eingetreten ist. 

 

Detail 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher hält fest, dass nach Art. 31 des Geschäftsreglements bei 

Sachanträgen ohne Änderungs- und ohne Ablehnungsantrag der vorgelegte Antrag zum 

Beschluss erklärt werden kann. In den Fällen, in welchen die GPK eine Änderung beschlossen 

hat, wird sich der Sprechende jeweils per Blickkontakt beim Stadtrat erkunden, ob dieser ein-

verstanden ist. Wenn dies der Fall ist, werden die Anträge zum Beschluss erklärt und es wird 

gar nicht darüber abgestimmt. Wenn hingegen ein Gegenantrag oder ein Ablehnungsantrag 

gestellt wird, wird selbstverständlich abgestimmt. Der Ratspräsident hofft, so schneller vor-

wärts zu kommen.  

 

Zu 3.2, Ist-Situation, Seite 18 und 3.3, Stossrichtungen, Seite 19 

 

Philipp Federer möchte eine Bemerkung machen zur Grafik Seite 18. In dieser wird der Ist-

Zustand wirklich einseitig dargestellt. Die Grafik erweckt den Eindruck, als ob zu viel in den 

Bereichen Gesellschaft und Umwelt gemacht worden wäre. Das ist eine sehr gewagte Hypo-

these, die hier und im ganzen Papier vertreten wird. Und eine zweite Bemerkung zur Seite 

19: Dort heisst es unter Ressourcen „schlanke Verwaltung“. Eine schlanke Verwaltung ist aber 

keine Ressource. Motiviertes Personal ist eine Ressource. Der Begriff „schlanke Verwaltung“ 

kommt von Lean Management, und das ist Neoliberalismus: Je kleiner man den Staat macht, 

je schlanker man fährt, umso besser soll das sein. Das ist keine Ressource. Das kann ein Ziel 

sein, aber dann soll man es als solches benennen, und dann kann man offen darüber diskutie-

ren. Aber hier wird etwas als positiv verkauft, das es gar nicht ist und das keine Ressource ist. 

Insgesamt weht in diesen beiden Kapiteln im Text die Geisteshaltung des puren Neoliberalis-

mus, und das wollte der Sprechende festgehalten haben.  
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Zum Leitsatz Wirtschaft, Stossrichtung  

„Stadtregion optimal ins nationale und internationale Verkehrsnetz einbinden, Seite 19 

 

Urs Wollenmann: Die SVP-Fraktion war schon in der GPK dagegen, diese Stossrichtung mit 

„regional“ zu ergänzen, und zwar aus schlechtem Bauchgefühl heraus, um es einmal so zu 

sagen. Sie befürchtet, dass hier wieder Ansprüche formuliert werden, die ins Geld gehen 

könnten. Deswegen hat sie diesen Zusatz in der GPK abgelehnt, und deshalb beantragt sie 

auch hier, das Wort „regional“ nicht einzubauen bzw. wieder zu streichen.  

 

Kommissionspräsidentin Alice Heijman: In der GPK wurde er Ergänzung mit „regional“ mit 7 

Ja bei 4 Nein zugestimmt. 

 

Baudirektor Kurt Bieder: In der GPK wurde moniert, dass insbesondere das Wort „regional“ 

eingebaut werden muss. Wenn Luzern einen Tiefbahnhof will, dann in erster Linie darum, um 

die Schienenkapazität zu erhalten, um den regionalen schienengebundenen öffentlichen 

Verkehr organisieren zu können. Aus diesem Grunde ist diese Ergänzung der GPK richtig und 

wird vom Stadtrat unterstützt.  

 

Der Antrag der SVP-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zum Leitsatz Umwelt,  

Stossrichtung „Vision 2000-Watt-Gesellschaft als Fernziel anstreben“, Seite 19  

 

Marcel Lingg: Die SVP-Fraktion beantragt, diese Stossrichtung ersatzlos zu streichen, denn 

diese ist schlichtweg undurchführbar, und das sogar dann, wenn durch den Staat harte ver-

ordnete Massnahmen auferlegt werden. Die Fraktion hat ja eine entsprechende Interpellation 

eingereicht, in der mögliche Beispiele von staatlichen Interventionen aufgeführt wurden, und 

die bereits in diesem Rat behandelt worden ist. Sie erwartet von der Gesamtplanung, von den 

Stossrichtungen und den Zielen, dass sie sich an realistische Zielsetzungen halten und letzt-

endlich auch in der Planperiode umgesetzt werden können. Das ist bei dieser Stossrichtung 

schlichtweg nicht der Fall. Für die SVP-Fraktion ist das ideologisches Wunschdenken, das hier 

in die Gesamtplanung Einfluss nimmt. Deshalb beantragt sie bei dieser Stossrichtung und spä-

ter auch beim Ziel 7.2, die Vision 2000-Watt-Gesellschaft zu streichen.  

 

Der Antrag der SVP-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zum Fünfjahresziel 0.1, Seite 20 

 

David Roth: Eben wurde die Stossrichtung „Attraktiven urbanen Wohnraum fördern“ 

„durchgewinkt“. Die SP/JUSO-Fraktion möchte dieses Fünfjahresziel ergänzen mit: „Mass-

nahmen für die soziale Durchmischung der Quartiere und für vielfältigen Wohnraum für alle 

Bevölkerungsschichten sind ergriffen.“ Das ist kein einseitig geprägter Satz, den die Fraktion 
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hier einbringen möchte, sondern lediglich eine konkrete Umsetzung der beschlossenen Stoss-

richtung. Es geht darum, dass versucht wird, für alle Leute für alle möglichen Wohnbedürfnis-

se ein Angebot zu schaffen und zu fördern. Das kann natürlicher günstiger Wohnraum sein, 

aber auch gehobener, das können 1½-Zimmer-Wohnungen für Single-Haushalte oder grosse 

Wohnungen für Familien sein. Es müssten dann nachher vom Stadtrat klare Massnahmen 

aufgezeigt werden, was er zu unternehmen gedenkt, um das zu fördern. Es soll also hier 

nicht wieder die Diskussion frühere Jahre über das gehobene, mittlere und das untere Ein-

kommenssegment aufgenommen werden, sondern es soll ganz pragmatisch das aufgenom-

men werden, was vorher in der Stossrichtung definiert wurde. Die Fraktion möchte, dass dar-

aus konkrete Massnahmen folgen. Es ist ja schön, eine Gesamtplanung mit wohlklingenden 

Sätzen zu haben, aber wenn diese nicht in Massnahmen fruchten, hat dieser Rat die Arbeit an 

diesem späten Donnerstagabend vergebens gemacht.  

 

Marcel Lingg hält sich auch da kurz, denn es ist nichts Neues, was die SVP-Fraktion zu diesem 

Ziel sagt. Sie beantragt, dieses Ziel abzulehnen. Eine kurze Begründung: Dieses Ziel gibt vor, 

dass die Quartier- und Stadtteilpolitik definiert werden soll, ohne konkret festzulegen, wie 

diese Definition im Detail vorgenommen wird. Im Gegensatz zur Gesamtplanung der Vorjahre 

wird es immerhin wesentlich neutraler formuliert. Dass die Fraktion trotzdem Ablehnung 

beantragen muss, liegt unter anderem am Meilenstein Animation. Es ist bekannt, dass sich die 

SVP gegen die Anstellung von Quartiersozialarbeitern insbesondere im Jugendbereich wehrt, 

weil das – das ist auch schon mehrmals gesagt worden – letztendlich zur Verstaatlichung der 

Jugendarbeit führt. Die Fraktion wehrt sich auch gegen den immer stärker werdenden Trend, 

dass die Stadt Aufgaben der Quartiervereine übernimmt. Einmal mehr sei erwähnt, dass die 

SVP-Fraktion einen Abbruch des Projekts BaBeL fordert. Solange BaBeL als Meilenstein aufge-

führt ist, kann von der SVP-Fraktion keine Zustimmung zu diesem Ziel erfolgen.  

 

David Roth: Dass die SVP-Fraktion ein solches Ziel grundsätzlich ablehnt, ist eigentlich son-

derbar. Denn wenn sie möchte, dass eine andere oder weniger Quartier- und Stadtteilpolitik 

betrieben wird, müsste sie ja, wenn die Definition dieser Politik vorliegt, versuchen, diese zu 

ändern. Es kann ja eigentlich nicht in ihrem Interesse sein, dass einfach weiterpassiert, was 

bisher passierte. Eigentlich möchten alle, dass ein B+A zur Quartierpolitik vorliegen würde, 

und dann wird man so etwas ändern können. Noch eine Ergänzung: Die Wohnpolitik wird 

eigentlich nur im Kapitel Wirtschaft abgehandelt, und das wird dem Ganzen nicht gerecht, 

denn die Bewohnerinnen und Bewohner dieser Stadt sind nicht primär ein Wirtschaftsfaktor, 

sondern sie haben ihre Wohnbedürfnisse, und die müssen hier auch behandelt werden. Im 

Kapitel Wirtschaft kommt der Wohnraum sonst zu kurz.  

 

Nach Wissen von Markus Mächler ist zu diesem Themenkreis ein B+A in Aussicht gestellt. Und 

wenn er richtig im Bilde ist, ist die Verwaltung bereits an der Arbeit. Dieser Rat wird also in 

nicht sehr weiter Zukunft im Detail darüber beraten können. Aus diesem Grunde wehrt sich 

der Sprechende dagegen, dieses Ziel heute zu kippen – das kann dann allenfalls gemacht 

werden, wenn der Rat mit diesem B+A nicht zufrieden sein sollte –, würde sich aber umge-
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kehrt auch dagegen wehren, bereits heute, in Unkenntnis des Kontextes, pragmatische Ziele 

festzulegen. Er ruft den Rat also auf, das Ziel so zu belassen wie es ist; in wenigen Monaten 

kann ausführlich darüber diskutiert werden. 

 

Baudirektor Kurt Bieder kann sich den Ausführungen von Markus Mächler anschliessen. Im 

Voranschlag, der anschliessend behandelt wird, ist ein strategisches Einjahresziel der Bericht 

und Antrag über die Stadtteil- und Quartierpolitik. In diesem Rahmen wird der Stadtrat defi-

nieren, was er tun möchte, und er wird das mit diesem Rat diskutieren. Und wenn sich Stadt-

rat und Grosser Stadtrat vereinbart haben, kann dies allenfalls hier bei den Fünfjahreszielen 

noch ergänzt werden. Aber als erstes ist gemäss Voranschlag 2011 dieser Bericht und Antrag 

vorgesehen, und dann sind weiterführende Ausführungen möglich, aber nicht heute, sondern 

in einem Jahr.  

 

Für den Antrag der SP/JUSO-Fraktion entscheiden sich 22 Ratsmitglieder, dagegen ebenfalls 

22. Die zweite Abstimmung fällt gleich aus.  

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher hat Baudirektor Kurt Bieder so verstanden, dass man das 

eigentlich erst in Zukunft weiss. Handkehrum zeigt diese Ergänzung an und für sich etwas 

auf, in welche Richtung es gehen soll. Der Ratspräsident kann dieser Ergänzung bei seinem 

Stichentscheid zustimmen. 

 

Der Antrag der SVP-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zum Fünfjahresziel 0.3, Seite 20 

 

Kommissionspräsidentin Alice Heijman: Die GPK hat zuerst eine redaktionelle Änderung be-

schlossen, die in den Unterlagen ersichtlich ist: „Die Stadtverwaltung ist reorganisiert, auf die 

Bedürfnisse der gewachsenen Stadt und den Kundennutzen zugeschnitten und effizient auf 

den Kundennutzen ausgerichtet. organisiert.“ Dieser Änderung wurde in der GPK einstimmig 

zugestimmt. Zudem wurde mit 7 Ja bei 3 Nein die Protokollbemerkung „Es wird weiterhin 

eine aktive Genderpolitik betrieben“ beschlossen.  

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass der Stadtrat mit dieser Änderung einver-

standen ist. Nachdem aus dem Rat kein anderslautender Antrag gestellt wird, ist dieses Ziel 

so beschlossen. Auch die Protokollbemerkung wird überwiesen.  

 

Zum Fünfjahresziel 2.1, Seite 20 

 

Edith Lanfranconi-Laube geht es hier um die Umsetzung der integrativen Förderung und sie 

möchte eigentlich eine Protokollbemerkung zum dazugehörigen Text Seite 25 beantragen. 

Das ist laut Ratspräsident Rolf Krummenacher jetzt möglich, es muss dann aber getrennt be-

handelt werden. Edith Lanfranconi-Laube tut dies gerne jetzt. Es wird am Schluss dieses Tex-
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tes thematisiert: „Es kann davon ausgegangen werden, dass keine zusätzlichen Betriebskos-

ten entstehen.“ Dazu beantragt die G/JG-Fraktion die folgende Protokollbemerkung: „Für die 

Einführung der integrativen Förderung müssen zeitliche, personelle und finanzielle Rahmen-

bedingungen gewährleistet sein.“ In diesem Jahr wird offenbar daran gearbeitet. Es ist schön, 

wie es im Ziel formuliert ist, unter Einbezug aller Beteiligten, aber man kann nicht zum vorn-

herein eine Rahmenbedingung definieren, die Sachen einschränkt, welche die Fraktion als 

absolut notwendig erachtet.  

 

Werner Schmid: Die SVP-Fraktion beantragt, dieses Fünfjahresziel abzulehnen. Sie hat sich, 

ob auf eidgenössischer oder kantonaler Ebene oder eben auch hier im Grossen Stadtrat, 

mehrmals ausführlich gegen die Basisstufe und auch gegen die Einführung der integrativen 

Schulung ausgesprochen. Sie lehnt alle Ziele, welche diese Bildungsideologie beinhalten, ab. 

Sie verzichtet aber heute auf eine ausführliche Begründung. Sie wird sich aber ab Januar 2011 

in der Bildungskommission intensiv zu dieser Thematik einbringen.  

 

Andrea Mathys-Imhof: Die CVP-Fraktion lehnt den Antrag der SVP-Fraktion ab. Sie befürwor-

tet die Einführung der integrativen Förderung. Sie ist für dieses Unterstützungssystem, weil 

davon alle Schülerinnen und Schüler – Lernschwache und begabte Lernende – profitieren 

können. Die CVP-Fraktion bittet aber darum, dass insbesondere die Lehrpersonen von Fach-

personen und durch Kursangebote optimal unterstützt werden, denn ein gutes Gelingen 

hängt in erster Linie von den Lehrpersonen ab. Die CVP-Fraktion ist gegen die Protokollbe-

merkung der Grünen / Jungen Grünen. Bildung darf schon etwas kosten, aber die integrative 

Förderung soll vorerst einmal kostenneutral eingeführt werden.  

 

Dominik Durrer: Die SP/JUSO-Fraktion lehnt den Streichungsantrag der SVP-Fraktion ab und 

ist natürlich gespannt, wie diese dann ab Januar ihre nationalen Bildungsrichtlinien in die 

städtische Bildungskommission einbringen wird. Der Sprechende hofft, dass trotzdem intelli-

gente Wege gefunden werden. Er glaubt daran, dass dies sehr wahrscheinlich einer vernünf-

tigen Mehrheit und den in der Gesamtplanung festgelegten Rahmenbedingungen entlang 

funktionieren kann. Bei den Rahmenbedingungen schliesst sich die Fraktion der Protokollbe-

merkung der G/JG-Fraktion an.  

 

Marcel Lingg ist an und für sich erfreut ob dieser Protokollbemerkung, weil sie eigentlich 

recht offen und klar ist. Letztendlich geht es in dieser doch offen und klar darum, dass wieder 

Türen für finanzielle Mehrkosten geöffnet werden sollen, wie herauszuhören war. Es ist ehrli-

cher, wenn man sagt, dass die integrative Schulung Mehrkosten verursachen wird als wie in 

der Wortmeldung der CVP-Fraktion, welche die Meinung vertritt, dass man zwar die integra-

tive Förderung einführen könne, aber es gäbe keine Mehrkosten dabei. Der Sprechende un-

terstützt jene, welche die integrative Förderung einführen bzw. deren Einführung propagie-

ren wollen, darin, dass sie offen sagen, dass das mehr kostet. Aber für die SVP-Fraktion ist 

klar: Sie lehnt wie erwähnt die integrative Förderung im Grundsatz ab und lehnt somit auch 

diese Protokollbemerkung ab. Dies auch, weil sie im Nachgang zum Sparpaket jetzt nicht die 
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Türen für neue Kosten öffnen will; für Kosten für ein schlechteres Bildungssystem.  

 

Pius Suter: Die CVP-Fraktion hält sich an die Aussage des Bildungsdirektors, der mehrmals 

erklärte, dass die integrative Förderung kostenneutral umgesetzt wird. Sie spricht dabei aber 

nicht die Investitionen an, die es braucht – und die aber nicht nur wegen der integrativen 

Förderung entstehen –, dass Schulräume angepasst werden müssen Das braucht es ohnehin. 

Und übrigens gibt es auch eine diesbezügliche Aussage des Rektors. Es ist wirklich das Ziel, 

dass die integrative Förderung kostenneutral umgesetzt werden soll.  

 

Sonja Döbeli Stirnemann: Die FDP-Fraktion stimmt dem Ziel 2.1 ebenfalls zu, und zwar so, wie 

es jetzt steht, also ohne Ergänzung. Denn sie will zuerst den Bericht sehen, um dann wirklich 

beurteilen zu können, worum es eigentlich geht. Es wird sehr viel über die integrative Schu-

lung gesprochen, aber es ist noch zu wenig bekannt, um wirklich beurteilen zu können, wo-

rum es eigentlich geht. Darum möchte die Fraktion innerhalb dieser fünf Jahre den Bericht 

und dann entscheiden. Dann muss ja ein neuer B+A kommen. Aber das wird wohl erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt der Fall sein, wie es so aussieht.  

 

Der Antrag der SVP-Fraktion wird abgelehnt.  

Der Antrag der G/JG-Fraktion wird mit 23 Nein bei 19 Ja abgelehnt.  

 

Zum Fünfjahresziel 4.1, Seite 21 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass der Stadtrat mit der von der GPK vorge-

schlagenen Bereinigung einverstanden ist.  

 

Zu einem neuen Fünfjahresziel 4.2 

 

Theres Vinatzer: Die SP/JUSO-Fraktion beantragt, ein neues Fünfjahresziel 4.2 aufzunehmen. 

Sie weiss, dass möglichst nicht zu viele zusätzliche Fünfjahresziele eingebracht werden sollten, 

aber in diesem speziellen Fall möchte die Sprechende das begründen. Als Ziel schlägt die 

Fraktion vor: „Eine Strategie zur Begegnung des prognostizierten Pflegemangels ist entwi-

ckelt. Erste Massnahmen sind umgesetzt.“ Bis 2020 werden in der Schweiz 25‘000 Pflegende 

fehlen. Diese Zahl kommt nicht etwa von den Pflegenden selber, sondern sie ist vor knapp 

einem Jahr im nationalen Versorgungsbericht für Gesundheitsberufe publiziert worden, und 

ist im Auftrag der GDK und der OdASanté vom Schweizerischen Gesundheitsobservatorium 

erarbeitet worden. Das Fehlen von 25‘000 Pflegenden gefährdet in einem noch nie dagewe-

senen Ausmass die Gesundheits- und Altersversorgung in der Schweiz und somit auch in der 

Stadt Luzern. Um dieser Situation adäquat begegnen zu können, braucht es einen politischen 

Effort. Einzelne Massnahmen „en passant“ genügen nicht mehr. Darum ist es der SP/JUSO-

Fraktion wichtig, dass dieses Thema auf die strategische Ebene gehoben wird, damit es um-

fassend angegangen werden kann, um dann möglichst schnell und mit aller Kraft geeignete 

Massnahmen einleiten zu können. Denn die Zeit drängt und neun Jahre sind sehr schnell vor-
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bei. Die Sprechende bittet den Rat, dieses Ziel zu unterstützen.  

 

Verena Zellweger-Heggli: Die CVP-Fraktion lehnt diesen Antrag ab. Sie ist mit dem Ziel 4.1 

eigentlich zufrieden; es genügt ihr. Der Pflegepersonalmangel ist erkannt. Allerdings liest 

man in der Sonntagspresse auch z. B. von 40 Bewerbern für eine Pflegelehrstelle. 2020/2025 

dürfte dieses Problem vielleicht gelöst sein; das weiss die Sprechende nicht. Aber man ver-

traue doch darauf, dass die Verwaltung das operativ sehr gut angehen wird.  

 

Marcel Lingg: Dieses Ziel ist der SVP-Fraktion eigentlich sehr sympathisch, denn man kann sich 

der Problematik des Angestelltenmangels im Pflegebereich nicht entziehen. Vor zwei oder 

drei Wochen hat Didier Burkhalter als Bundesrat ein nationales Projekt vorgestellt, wie er in 

dieser Thematik vorgehen will und er hat entsprechend auch neue Ausbildungsplätze gefor-

dert. Und darauf möchte der Sprechende eingehen. Die SVP-Fraktion ist der Ansicht, dass 

diese Thematik eigentlich nicht als Ziel in die städtische Gesamtplanung eingehen soll, son-

dern eher auf eidgenössischer Ebene ein Thema sein muss und Luzern nur ein kleines Rädchen 

in dieser Thematik ist. Und weil die Fraktion die Gesamtplanung nicht mit all zu vielen Zielen 

aufbauschen möchte, ist sie in dieser ersten Stellungnahme der Meinung, dieses Ziel nicht 

aufzunehmen. Sie akzeptiert die Thematik zwar, aber sie ist keine vordergründig städtische 

Thematik.  

 

Agatha Fausch Wespe: Die G/JG-Fraktion unterstützt diese neue Zielsetzung, weil dies ganz 

wichtig ist. Das wird auch die Stadt Luzern treffen, und wenn es dann so weit ist, was ge-

schieht? Es wird mehr private Spitexen geben, wobei nicht so sicher ist, was für Ausbildungen 

diese Leute haben werden. Es erwachsen der Stadt dann Arbeiten wie Überwachung und 

Qualitätskontrolle bei diesen privaten Spitexen; das ist ein Teil, oder – was noch schlimmer ist 

– es werden mehr billig arbeitende Migrantinnen in die Schweiz kommen und so, wie man es 

in Italien hat, werden sich Leute die Privatpflege von einer zugewanderten Rumänin oder aus 

anderen Ländern finanzieren. Das ist eine Entwicklung, die man heraufbeschwört, wenn man 

hier keine Massnahmen ergreift.  

 

Désirée Stocker: Die GLP-Fraktion ist – wie andere Fraktionen – der Meinung, dass die Heraus-

forderung erkannt ist und bereits im Grundauftrag und in zwei Fünfjahreszielen eingeflossen 

ist und darum kein zusätzliches Ziel formuliert werden muss. Das wurde auch in der Sozial-

kommission vorbesprochen, und aufgrund dieses Antrages sind die Fünfjahresziele 0.3 und 

4.1 angepasst worden bezüglich Kundennutzen und bezüglich Berücksichtigung aller Anfor-

derungen, die im Zusammenhang mit der neuen Pflegefinanzierung anfallen. Weil zudem im 

Grundauftrag der Stadt vermerkt ist, dass genug geschultes Personal für die Erfüllung der 

anfallenden Leistung vorhanden sein muss, ist die Fraktion der Meinung, dass dieses Anliegen 

gut genug abgedeckt ist.  

 

Sonja Döbeli Stirnemann: Désirée Stocker hat es gerade vorweggenommen: Es ist Aufgabe 

der Verwaltung, genug Personal zu stellen. Dafür braucht es nicht explizit einen neuen Punkt, 
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denn das betrifft jeden Bereich der Verwaltung, nicht nur in der Pflege, sondern z. B. auch in 

der Schule oder im technischen Bereich im Tiefbauamt. Es ist ein Grundauftrag der Verwal-

tung, genügend Personal zu stellen und ein guter Arbeitgeber zu sein. Dafür braucht es kein 

Extraziel.  

 

Theres Vinatzer kann die Argumentation von Marcel Lingg, dass man dies vor allem auf Bun-

desebene angehen sollte, nachvollziehen. Ein Resultat der OdASanté-Studie ist aber gerade, 

dass es auf allen Ebenen angegangen werden sollte, und das ist wohl richtig. Denn die Zeit 

drängt wirklich sehr. Es ist eben nicht so, und das weiss Verena Zellweger, dass dies jetzt mit 

mehr Stellen gelöst werden kann, sondern es braucht auf breiter Ebene ganz viele verschie-

dene Massnahmen. Die Sprechende könnte hier einige Massnahmen nennen, von denen sie 

sicher ist, dass sie helfen würden. Aber das wäre unseriös. Sondern es braucht jetzt wirklich 

einen Effort, nicht nur im Rahmen der Verwaltung. Denn es betrifft andere Bereiche nicht im 

gleichen Masse wie es die Pflege betreffen wird. Und es ist ja nicht einfach die Pflege, die es 

betrifft. Und darum möchte die Sprechende nochmals beliebt machen, diesen Effort zu leis-

ten. Mit dem angepassten Vierjahresziel 4.1 ist sie durchaus einverstanden, aber das sagt 

nicht effektiv etwas aus zu dieser Frage, weil die Pflegefinanzierung nichts mit dem Pflege-

personalmangel zu tun hat.  

 

Sozialdirektor Ruedi Meier: Es geht hier um zwei Ebenen. Das eine ist die Systematik der Ge-

samtplanung und damit auch die Frage, in welchem Moment Tür und Tor geöffnet werden 

für zusätzliche Ziele. Die Frage ist, ob die Problematik, die Theres Vinatzer aufgreift, und die 

tatsächlich eine ist, abgebildet ist oder nicht. Der Punkt 7 im Leistungsauftrag von Heime und 

Alterssiedlungen (Seite 43 f.) befasst sich nur mit der Personalsituation. Dort sind alle Bereiche 

genannt: Es geht um attraktive, marktgerechte Arbeitsbedingungen. Es müssen Löhne be-

zahlt werden können, damit Leute in den Betagtenzentren der Stadt Luzern arbeiten wollen. 

Etwas ganz Wichtiges ist eine bedarfsgerechte Ausbildung von Fachpersonal usw. Im Leis-

tungsauftrag der Spitex, der bereits beschlossen wurde, wurde nochmals ein Schwerpunkt in 

Bezug auf Ausbildung gesetzt. Vor diesem Hintergrund geht der Sprechende davon aus, dass 

diese Fragestellung, die tatsächlich eine ist, in der Gesamtplanung genügend abgebildet ist in 

dem Sinne, dass HAS den Auftrag hat, diesbezüglich aktiv zu werden und auch bereits aktiv 

geworden ist. Der Stadtrat wird wohl im Strategiebericht, der in etwa einem Jahr vorliegen 

wird, ebenfalls Aussagen machen müssen, wie der Herausforderung unter dem Aspekt, dass 

die Bevölkerung immer noch älter wird und die alten Leute häufig in ihrer letzten Phase auch 

pflegebedürftig sind, auf der Ebene des Personals begegnet werden könnte.  

 

Theres Vinatzer sieht auch, dass dies im Auftrag von HAS abgebildet ist. Aber der SP/JUSO-

Fraktion ist wichtig, dass man dies auch auf die strategische Ebene nimmt. Den Bericht, den 

Ruedi Meier erwähnte, der in etwa einem Jahr kommen soll, begrüsst die Fraktion natürlich 

sehr, aber bis dahin ist schon wieder ein Jahr vergangen. Wenn die Sprechende sieht, wie das 

im HAS umgesetzt wird, findet sie, dass Teilaspekte sehr gut sind. Aber es wurde ihr in einem 

Heim auch gesagt, dass man froh wäre, wenn es schneller vorwärtsgehen würde; man hinke 
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der Situation hinterher. Es scheint, dass dieses Thema zu wenig grosses Gewicht hat, und auch 

in der Diskussion hier entsteht der Eindruck, dass zu wenig begriffen wird, was das für die 

Gesellschaft bedeuten wird. Darum legt die Sprechende so viel Wert darauf. 

 

Der Antrag der SP/JUSO-Fraktion wird abgelehnt; das neue Ziel 4.2 wird nicht aufgenommen. 

Zum Fünfjahresziel 5.1, Seite 21, und 5, Soziale Wohlfahrt, Seite 28 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher stellt fest, dass der Stadtrat der von der GPK beantragten 

Protokollbemerkung nicht opponiert und auch aus dem Rat kein Gegenantrag gestellt wird. 

 

Zum Fünfjahresziel 6.1, Seite 21 

 

Urs Wollenmann möchte trotz der vorgerückten Zeit noch einige Worte dazu sagen. Grund-

sätzlich ist die SVP-Fraktion selbstverständlich für dieses Ziel, allerdings ohne die Klammer mit 

dem Tiefbahnhof. Dies nicht, weil die Fraktion gegen den Bahnknoten Luzern ist, um das 

ganz klar festzuhalten. Erstens einmal ist es politisch nicht lauter, dass dieses Wort hier her-

eingeschmuggelt worden ist; das kann nicht anders formuliert werden. Es sei daran erinnert, 

dass beim Reglement zum Infrastrukturfonds genau über dieses Wort diskutiert worden ist 

und die GPK entschieden hat, es zu streichen, und das Parlament war der gleichen Meinung. 

Dass es jetzt plötzlich wieder drin ist, ist politisch nicht lauter. Weiter gibt es zu Tiefbahnhof 

falsche Vorstellungen. Das Publikum glaubt natürlich, das sei ein Durchgangsbahnhof, aber 

das ist es nicht; es ist ein doppelter Sackbahnhof. Die kantonale SVP-Fraktion hat damals der 

ganzen Geschichte nur mit der klaren Forderung zugestimmt, dass der Kanton eine offene 

Planung machen muss, und offene Planung heisst, dass auch geklärt wird, was ein Durch-

gangsbahnhof – und zwar sofort, in einem ersten Schritt, also nicht zuerst ein Tiefbahnhof als 

doppelter Sackbahnhof und in vielleicht 20 oder 30 Jahren dann doch noch den Durchgangs-

bahnhof realisieren – bedeuten würde. Der Sprechende hat sich orientiert: In den Vorstudien 

des Kantons ist ganz klar herausgekommen, dass ein sofortiger Durchgangsbahnhof mit gros-

sem Abstand das beste Kosten-NutzenVerhältnis haben würde. Er wäre teurer, hätte aber mit 

grossem Abstand das bessere Kosten-Nutzen-Verhältnis als der doppelte Sackbahnhof bzw. 

der so genannte Tiefbahnhof. Wenn man aber schon etwas macht, sollte man es gerade rich-

tig machen und gleich einen richtigen Durchgangsbahnhof bauen und nicht schon wieder 

den Fehler machen wie in den Siebzigerjahren, als der heutige Bahnhof wieder als Sackbahn-

hof erstellt wurde. Das hat dann tatsächlich auch finanzielle Konsequenzen, aber in diesem 

Zusammenhang wäre das wirklich ein gutes Investment. Deshalb ist die SVP-Fraktion gegen 

den Text, wie er vorliegt, und beantragt, das Wort Tiefbahnhof zu streichen. 

 

Dominik Durrer: Die SP-JUSO-Fraktion freut sich natürlich auf die Unterstützung bei der Fi-

nanzierung des Tief-Durchgangsbahnhofs. Es wäre aber ein falsches Signal, wenn die Stadt 

Luzern als treibende Kraft dieser neuen Bahninfrastruktur, die sich für diesen Tiefbahnhof in 

der Stadt, im Kanton, in der Zentralschweiz, im Städtenetzwerk und im Metropolitanrat und  

-raum engagiert, auch auf nationaler Ebene, dieses „Label“ streichen und das Ganze wieder 
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öffnen würde. Das macht keinen Sinn und deshalb sollte am Text, wie er vorliegt, unbedingt 

festgehalten werden.  

 

András Özvegyi: Was Urs Wollenmann mit dem Durchgangsbahnhof möchte, ist vielleicht 

eine Schuhnummer zu gross. Es ist gut, dass es den Tiefbahnhof als Ziel gibt, und die Planer 

und Projektierer vergessen nicht, dass dieser aufwärtskompatibel sein muss. Nach Meinung 

des Sprechenden spielt es an und für sich keine Rolle, ob das Wort Tiefbahnhof drin steht 

oder nicht.  

 

Philipp Federer: Tiefbahnhof ist Oberbegriff; das kann sowohl ein Durchgangsbahnhof wie 

auch ein tiefgelegter Sackbahnhof sein. 

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst möchte im Namen des Stadtrates ebenfalls an der vor-

liegenden Formulierung festhalten und Urs Wollenmann beruhigen: So wie man sich das Pro-

jekt vorstellt, ist es so etwas wie der erste Akt für einen Durchgangsbahnhof. Dieser erste Akt 

ermöglicht die Realisierung der Fahrpläne mit Viertelstundentakt bei der S-Bahn und im Fern-

verkehr, und eine Generation später könnte dann die Weiterführung realisiert werden. Im 

Moment ist es wichtig, auch marketingmässig, dass Luzern sagt, was es will. Bei der Metropo-

litankonferenz ist im Übrigen bei der Anbindung Luzern der Viertelstundentakt drin mit 

„zum Beispiel Tiefbahnhof“ als Arbeitstitel.  

 

Der Antrag der SVP-Fraktion wird abgelehnt. 

 

Zum Fünfjahresziel 6.2, Seite 21 

 

Korintha Bärtsch: Die G/JG-Fraktion beantragt als Ergänzung zu diesem Ziel: „ ... Der Anteil 

öffentlicher Verkehr und Langsamverkehr ist erhöht. Ebenso wird Mehrverkehr durch den 

ÖV und Langsamverkehr aufgefangen. Das Monitoring ...“ Durch die Verdichtung, welche mit 

der neuen BZO ermöglicht wird, wird es auf dem Stadtgebiet mehr Verkehr geben, wird mehr 

Verkehr produziert, und dieser ist nach Meinung der G/JG-Fraktion zwingend mit dem ÖV 

und dem Langsamverkehr abzufangen. Anders kann das Verkehrswachstum gar nicht bewäl-

tigt werden, weil der Platz dafür nicht vorhanden ist. Weil es eine sehr enge Verknüpfung 

zwischen Siedlung und Verkehr gibt, möchte die Fraktion dies gerne im Ziel haben.  

 

Patricia Infanger: Verkehrsmässig stösst die Stadt Luzern tatsächlich an Grenzen, insbesondere 

beim motorisierten Individualverkehr. Zwar kann man anführen, dass der motorisierte Indivi-

dualverkehr in der zentralen Innenstadt nicht mehr zunimmt, aber das eigentlich nur darum, 

weil die Strassen gar nicht mehr Autos aufnehmen können. Gemäss dem Entwurf der BZO – 

Korintha Bärtsch sagte es – soll die Nutzungsdichte in der Stadt noch zunehmen. Die Zielset-

zung, diesen Mehrverkehr mit dem ÖV und dem Langsamverkehr zu kompensieren, ist darum 

nicht nur ökologisch sinnvoll, sondern dringend notwendig. Die SP/JUSO-Fraktion unterstützt 

diesen Antrag. 
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Der Antrag der G/JG-Fraktion wird mit 22 Ja bei 20 Nein angenommen.  

 

Zum Fünfjahresziel 6.3, Seite 21 

 

David Roth beantragt als Zusatz zu diesem Fünfjahresziel: „Auf die Umsetzung des Südzu-

bringers wird verzichtet.“ 

 

Dieser Antrag hat Philipp Federers volle Unterstützung. 

 

David Roth geht es darum, Denkprozesse zu öffnen. Der Südzubringer wird immer als einzig 

mögliche Lösung, sozusagen als Mutter aller Verkehrsproblemlösungen, dargestellt. Dieser 

Antrag würde neue Möglichkeiten eröffnen.  

 

Daniel Wettstein kann nachvollziehen, dass die Ratslinke diesen nicht will. An diesem Morgen 

hat sie grossartig von Demokratie und Parlament usw. gesprochen, und jetzt hat sie festge-

stellt, dass einige von der anderen Ratsseite gegangen sind. Das ist höchst seltsam, aber so 

sind die Spielregeln. Wenn die Ratslinke das so will, kann sie das machen, aber es bringt ihr 

gar nichts, wenn dieser Satz nachher in der Gesamtplanung steht.  

 

UVS-Direktorin Ursula Stämmer-Horst: Der Südzubringer ist bis jetzt Teil des Agglomerati-

onsprogramms, und der Stadtrat steht noch immer hinter diesem. Alle wissen – Baudirektor 

Kurt Bieder hat das immer und immer wieder betont –, dass der Stadtrat priorisiert: Die Stadt 

muss mit einem Verkehrsmittel immer erreichbar sein, und das ist der ÖV. Im Zentrum steht 

jetzt das Projekt der Bahninfrastruktur, und der Stadtrat ist sich auch bewusst, dass auch ge-

samtkantonal und bei anderen Verkehrsinfrastrukturprojekten priorisiert werden muss. Aber 

er steht nach wie vor hinter dem Agglomerationsprogramm. 

 

Wenn Franziska Bitzi Staub richtig verstanden hat, wird das Traktandum Gesamtplanung 

heute nicht fertig beraten. Weshalb an der nächsten Sitzung nach Art. 48 ein Rückkommens-

antrag gestellt werden könnte.  

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher bestätigt das. Das Traktandum wird heute nicht geschlos-

sen.  

 

Der Antrag von David Roth wird abgelehnt.  

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher schliesst die Sitzung, nicht jedoch das Traktandum. 
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 Verabschiedung von Patricia Infanger und Markus Elsener 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher: Patricia Infanger ist 2004 in diesen Rat gewählt und am 

2. September 2004 vereidigt worden. Sie war immer Mitglied der Baukommission und ab 2006 

der Verkehrskommission. Zu ihren Themen gehört die Bau- und Zonenordnung, sie kämpfte 

für urbane Freiräume, den Langsamverkehr und gegen das Agglomerationsprogramm. Auch 

Energie war bei ihr immer wieder ein Thema und auch das Stadion Allmend. Sie kämpfte ge-

gen die Rasenheizung, für Sport und Natur, auch gegen die Wohntürme; auf der Allmend 

war sie nicht sehr erfolgreich (Patricia Infanger: Wir waren zufrieden). Für den Ratspräsiden-

ten war immer der sympathische Dialekt von Patricia Infanger beeindruckend. Sie geht ja wie 

er auch nach Zürich. Ihm sagt man jeweils, er „zürchere“ schon etwas. Bei ihr hat er immer 

bewundert, dass sie ihren Dialekt behalten hat, und dass es immer echt getönt hat. Vor Jah-

ren, als der Sprechende noch als junger Student nach Zürich ging, betrachtete man die mit 

dem breiten Luzerner Dialekt noch etwas als Hinterwäldler. Das hat sich inzwischen sicher 

geändert, und der Ratspräsident nimmt an, dass Patricia Infanger in Zürich Ehre einlegt für 

die Innerschweizer.  

In Zürich sind auch einige andere Sachen interessant. Bei den Themen Verkehr und Energie 

könnte man von den Zürchern einiges lernen. Sie machen mutigere Schritte. Der Sprechende 

weiss natürlich auch, dass Zürich rot-grün regiert ist. Er selber ist in einem grossen Betrieb für 

Logistik und Infrastruktur zuständig, und dieser hat in der Stadt Zürich 100 Häuser und 21‘000 

Arbeitsplätze, womit er der grösste Arbeitgeber Zürichs ist. Er hat also viel zu tun mit den 

Zürchern. Das war jetzt ein Spot für die Firma. Aber vielleicht können die Zürcher auch etwas 

von den Luzernern lernen: Im Bereich Kultur ist Zürich nämlich neidisch, und das nicht nur 

wegen des KKL, sondern sie beachten auch die vielen ganz kleinen Institutionen. Vielleicht 

kann Patricia Infanger den Zürchern sagen, wie das geht.  

Patricia Infanger tritt aus beruflichen Gründen zurück. Ihre engagierten Worte und ihre Lei-

denschaft für die Solarenergie werden fehlen. Der Ratspräsident dankt ihr im Namen des Ra-

tes herzlich und wünscht ihr alles Gute. Leider sieht er sie nie im Zug; er weiss nicht, ob er zu 

früh oder zu spät geht oder ob sie in unterschiedlichen Klassen Zug fahren. Der Nachfolger 

von Patricia Infanger ist Marcel Budmiger, der an der nächsten Sitzung vereidigt wird. 

 

Ratspräsident Rolf Krummenacher: Markus Elsener ist seit dem 31. Januar 2002 im Rat. Er war 

vom Juni 2002 bis August 2004 Mitglied der GPK, dann während vier Jahren Präsident der 

GPK, ab 2008 bis Mitte des laufenden Jahres Fraktionschef, und er war auch Mitglied der Spe-

zialkommission „Strukturelle Entlastung KKL / Seeclub-Gebäude“, an die sich wohl nicht mehr 

alle erinnern. Drei Themenbereiche prägten seine Politik. Der erste sind die Finanzen, die 

auch heute Thema waren. Er ist immer vehement für eine gerechte Steuerpolitik eingestan-

den. Er kommt aus dem Bildungsbereich, und da war ihm immer Chancengleichheit ein gros-

ses Anliegen. Der Sprechende ist etwas erstaunt, dass Markus Elsener heute nicht das Thema 

Klassengrössen aufgegriffen hat; das wäre nochmals eine Gelegenheit gewesen. Drittes The-

ma war die Umwelt. Der Ratspräsident hatte immer sehr viele Sympathien für diese Anliegen. 

Eines war das Recyclingpapier, das inzwischen aber wieder aus der Stadtverwaltung ver-
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schwunden zu sein scheint. Aus seinem privaten Umfeld weiss der Sprechende, dass Markus 

Elsener auch Berater war. Er hat immer vehement gekämpft, nicht immer erfolgreich, aber 

stets mit sehr viel Leidenschaft. Er hat es verstanden zu appellieren, z. B. an das Gerechtig-

keitsgefühl. Zu erwähnen ist auch, dass man bei ihm immer etwas den Lehrer gespürt hat. Er 

hat zwar nicht Noten verteilt, aber manchmal hatte man den Eindruck, er sei daran, Noten zu 

verteilen und habe das für sich vielleicht sogar gemacht. Nach seiner ersten Ratssitzung als 

Präsident, bei der Rolf Krummenacher bei den Traktanden jeweils schnell weitergegangen ist, 

auch locker ein paar geändert hat, stellte Markus Elsener fest, das er das bemerkt habe. Der 

Ratspräsident hat sich überlegt, was für eine Note Markus Elsener ihm wohl geben würde. Er 

glaubt, für eine 5 würde es noch reichen, aber vielleicht gäbe es auch eine 4–5. Er dankt ihm 

für die sehr engagierten Voten, die sicher fehlen werden. Auch seine Appelle werden sicher 

fehlen. Der Sprechende sass jeweils im Rat ganz hinten, manchmal auch auf der Grenze zur 

SP-Fraktion. Warum weiss er nicht, vielleicht weil er sie so hätte beeinflussen können? Markus 

Elsener hat eine neue Funktion bei der PHZ, wo er Studienleiter ist für den Lehrgang für jene, 

die auf dem zweiten Bildungsweg in den Lehrerberuf einsteigen wollen. Der Ratspräsident 

dankt ihm herzlich für sein grosses, leidenschaftliches Engagement und wünscht ihm viel Er-

folg. Sein Nachfolger ist René Meier, der ebenfalls am 16. Dezember vereidigt wird.  

 

Markus Elsener und Patricia Infanger haben zusammen fast 16 Amtsjahre. Die Schlussrede soll 

umgekehrt proportional sein zu diesen: Herzlichen Dank für die gute Aufnahme – in seinem 

Falle eines Zürchers; er hörte in diesem Rat noch nie so viel über Zürich wie heute. Es war eine 

sehr spannende Zeit. Schöne Weihnacht und ein gutes neues Jahr! 

 

 

 

Schluss der Sitzung: 18.30 Uhr 

 

 

 

Der Protokollführer: Eingesehen von: 

 

 

 

Oswald Stalder Toni Göpfert, Stadtschreiber 
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